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Zweite Wammer .

SV. öffentliche Sitzung Zunächst werden folgende Eingänge angezelgt:
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am Dienstag den 7. Juni 1910 .

Tagesordnung :

jlnzerxe neuer Eingaben . Sodann

I. Bericht der Kommission für Justiz und Verwaltung und

Mtung über den Antrag der Abgg . Bechtold und Gen ., die

Arstaatlichung der Mobiliar - Feuerversicherung betr . (Druck -

chjr Rr. 34si — Drucksache „Zu Nr . 34 " — , Berichterstatter :

Nß. W e i tz h a u p t - Metzkirch ;

il. Berichte der Kommission für Eisenbahnen und Straßen

mdBeratung über die Petitionen

I, des Komitees für den Bau einer Eisenbahn von Strümp -

felbrunn über Mudau -Buchen - Altheim nach Rosenberg
und Tauberbischofsheim um Erstellung dieser Eisenbahn ,

■ Berichterstatter : Abg . Geppert ;

L. der Gemeinde Schopfheim und anderer Gemeinden um

Erbauung einer Eisenbahn durch das kleine Wiesental ,

Berichterstatter : Abg . G ö h r i n g ;
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3. einer Anzahl von Gemeinden und Interessenten wegen

Erstellung einer Verbindung der Gemeinde Östringen
der Hauptstaatsbahn , Berichterstatter : Abg . Hilbert ;

4. der Vertretungen der beteiligten Gemeinden und anderer

Interessenten um Erbauung einer normalspurigen Bahn
von Engen über Aach -Eigeltingen -Orsingen nach Nenzin -

zen mit Anschluß an die Bodenseegürtelbahn , Bericht¬

erstatter : Abg . Göhrrng .

Wer II4 gelangte nicht zur Verhandlung .)
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Am Regierungstisch : Zunächst Ministerial¬
direktor Geh . Oberregierungsrat Weingärtner :
Mer Ministerialrat W o l p e r t.

Präsident Rohrhurst eröffnet gegen ^ 10 Uhr
die Sitzung.

1 . Beitritt der Schwarzwälder Handelskammer zu der
Petition des Verbandes felbständiger Kaufleute und
Gewerbetreibender des Großherzogtums Baden wegen
Erhöhung der Wanderlagersteuer ;

2. Petition des Gendarmen a . D . Heid in Karlsruhe
wegen Gewährung einer ständigen Unterstützung'

3 . Petition der Handelskammer Freiburg , das Bier¬
steuergesetz vom 25 . Januar 1910 betreffend.

Es werden überwiesen Ziffer 1 und 2 an die Petitions¬
kommission , Ziffer 3 an die Budgetkommission.

4. Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer des
Inhalts , daß diese das Spezialbudget der Verkehrs-
anstalten (Hauptabteilung VII ) samt Nachtrag hierzu ,
sowie jenes über den Anteil Badens an den Reinein¬
nahmen der Main -Neckarbahn (Hauptabteilung VII a)
für 1910 und 1911 gleich der Zweiten Kammer beraten
und nach den Beschlüssen der letzteren genehmigt und
zugleich die Denkschrift der Großh. Regierung über die
Bildung des deutschen Staatswagenverbandes als durch
Kenntnisnahme erledigt erklärt habe.

5 . Neue Eingabe des Vereins deutscher Ingenieure
mit Abdrücken einer weiteren Petition an den preußi¬
schen Minister des Inneren als Vorsitzenden der ein¬
gesetzten Jmmediatkommission zur Vorbereitung einer
Verwaltungsreform in Preußen .

Zu Ziffer I der Tagesordnung erhält zu¬
nächst das Wort

Berichterstatter Abg . W e i ß h a u p t -Meßkirch (natl .) :
Namens der Kommission für Justiz und Verwaltung
habe ich Ihnen zu berichten über den % tt t r a g & e t
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Abgg . Bechtold und Gen . : „Die Zweite Kam »
mer wolle Großh . Regierung ersuchen , einen Gesetzent¬
wurf betreffend Verstaatlichung der Mobiliar -Feuerver¬
sicherung alsbald vorzulegen .

"

Die Verstaatlichung der Fahrnisversicherung ist schon
wiederholt Gegenstand von Anträgen und Petitionen in
diesem Hohen Hause gewesen , insbesondere hat im
Jahre 1899/1900 der Abg . Müller - Welschingen über die
auf Verstaatlichung des gesamten Feuerversicherungs¬
wesens gehende Petition der Schwarzwälder Handels¬
kammer berichtet . Die Petition , soweit sie die Fahrnis¬
versicherung betraf , wurde damals der Großh . Regierung
zur Kenntnisnahme überwiesen . Neuerdings wurde im
Jahre 1906 von seiten der Abgg . Bechtold und Gen . ein
Antrag eingebracht des Inhalts : „Die Zweite Kammer
wolle Großh . Regierung ersuchen , 1 . Gesetzentwürfe betr .
Verstaatlichung der Mobiliarversicherung und der Hagel¬
und Viehversicherung schleunigst vorzulegen ; 2. bis zum
Inkrafttreten der staatlichen Feuerversicherung Über¬
gangsbestimmungen zu treffen , nach welchen die Ver¬
sicherungsgesellschaften im Verhältnis zu ihren Ver¬
sicherungssummen verpflichtet werden , zu den kommu¬
nalen Feuerlöscheinrichtungen Beiträge zu zahlen .

" Was
den 2 . Punkt dieses Antrages betrifft , so ist die Regie¬
rung durch die Novellen zum Fahrnisversicherungsgesetz
vom 27 . Juli 1902 und 28 . Dezember 1909 ermächtigt ,
Beiträge von den Fahrnisversicherungsgesellschaften ein -
züziehen , und zwar gegenwärtig bis zu 3 Proz . von der
Gesamtbruttoprämieneinnahme . Diese Beiträge sollen
zu gemeinnützigen Zwecken verwendet werden , so insbe¬
sondere zur Förderung des Feuerlöschwesens (Errichtung
von Wasserleitungen , Erstellung feuersicherer Bedach¬
ungen insbesondere auf dem Schwarzwalde ) und auch
zur Versorgung von Hinterbliebenen der bei der Hilfe¬
leistung in Bryndfällen verunglückten Personen . Der
Antrag selbst kam , soweit er die Feuerversicherung betraf ,
im Plenum des Landtages 1905/06 nicht mehr zur Ver¬
handlung . Die Sonderkommission , welcher der Antrag
zur Vorberatung überwiesen war , hat ihrerseits darüber
durch den Abg . Sänger einen schriftlichen Bericht erstattet ,
in welchem beantragt war , den Antrag der Abgg . Bech¬
told und Gen . der Großh . Regierung in dem Sinne zur
Kenntnisnahme zu überweisen , dieselbe möge dem näch¬
sten Landtage eine Denkschrift vorlegen , welche die im
Berichte niedergelegten Fragen beantwortet . Es sind von
der Kommission elf Fragen an die Großh . Regierung
gestellt worden . Da die einzelnen Fragen im Druck¬
bericht Nr . 30a vom Jahre 1908 auf das Eingehendste be¬
sprochen sind , brauche Ich nur mit einigen Worten darauf
einzugehen .

Die erste Frage lautet : „Wie war die Entwickelung
der Fahrnisversicherung in Baden in den letzten Jahr¬
zehnten ?"

Im Jahre 1876 waren an Fahrnissen versichert rund
1030 Millionen M . und im Jahre 1907 rund 3140 Mil¬
lionen . Sie sehen also daraus , daß sich die Summe der
Versicherungen von Jahr zu Jahr hebt . An dieser Ver¬
sicherungssumme waren bis zum Jahre 1908 47 Gesell¬
schaften beteiligt , darunter 12 Versicherungsvereine auf
Gegenseitigkeit und 35 Aktiengesellschaften . Hiervon
sind vier badische Gesellschaften mit einer Versicherungs¬
summe von 230 810 779 Mark .

Die weitere Frage : „Wie hoch belaufen sich die Be¬
läge der seitens der Gemeinden und Privaten be¬

stehenden Versicherungen ? " ist dahin beantwortet
im Jahre 1906 bei den Versicherungsgesellschaften jj
im Betrage von 3 251727 623 M . versichert Ware?
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Eine andere Frage : „Wieviel Prozent der Fah,
oder zu welchem Werte sind noch nicht versichert ?"

k,
nicht genau beantwortet werden . Es ist darauf
gewiesen , daß die Feststellung dieser nicht versich
Werte große Schwierigkeiten bereite und außerdemU
dem Staat große Kosten verursache , was in Anbei
der finanziellen Verhältnisse vermieden werden
Schätzungsweise wurde angenommen , daß etwa 1 A
liarde Fahrniswerte nicht versichert sind . Zusam^würden die gesamten Fahrnisversicherungswerte * j
etwa einen Betrag von 4*4 Milliarden ergeben .

^
^ jt ' ellen

Was nun die Einnahmen der GesellslU t̂en - p ^ der
Prämien aus dem badischen Geschäft betrifft , so ist bwersiche
gewiesen , daß im Jahre 1906 5131000 M . an Prz^
von den Gesellschaften eingezogen wurden . Der ' Tu,
schnittsprämiensatz beträgt vom Jahre 1904 bis z,
Jahre 1906 1,58 vom Tausend .

einer gc
snenUn

glicht »i
hcherunc

icn sei
Die sechste Frage : „Wie hoch beliefen sichln den pngsvers

einzelnen Jahren die von den Gesellschaften ausbeM,
ten Schadensbeträge ? " ist dahin beantwortet , daß in
den drei Jahren 1904 bis 1906 im Durchschnitt jäftlij
2193 932 Mark ausbezahlt wurden , für die Jahre 189;
bis 1906 , also in 10 Jahren , 18 092 468 M . oder in eii»
zehnjährigen Durchschnitt jährlich 1890 426 M .

Auf die folgende Frage hin : „Welch größere Brmst
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katastrophen und Ortsbrände haben stattgefunden M «reit Ko
mit welchen Schadensbeträgen ? " wurde daraus
gewiesen , daß einer der größeren Schäden im
von 348 500 M . 1906 in Fahrnau entstanden sei und der
letzte große Schaden 1908 in Donaueschingen mit einet
Entschädigungssumme von etwa einer Million .
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Zu der Frage , was die Verwaltungskosten der Prisst
Versicherungsgesellschaften aus dem badischen Fahrns
versicherungsgeschäft ausmachten , ist dargelegt , daß m
Jahre 1905 für Verwaltungskosten 1278 250 M . veraud
gabt wurden .
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Auf die weitere Frage : „Wie hoch müssen die Kosln
der etwaigen staatlichen Fahrnisversicherung veranschlagt ^ Mtva
werden ?" ist von seiten der Großh . Regierung gesaß
worden , daß die Kosten bei der Verstaatlichung ds
Fahrnisversicherungswesens jedenfalls nicht nieder «
sein würden als die dermaligen Kosten der Privatseua>
Versicherungsgesellschaften . Es ist das wohl auch w
zunehmen , machen wir doch die Erfahrung , daß sowÄ
Staat wie Gemeinden in derartigen Unternehmen steil
bedeutend teuerer arbeiten als Privatgesellschaften .

bie

Auf die Frage schließlich : „Wie stellt sich die GM
Regierung zur Angliederung der Fahrnisversicherung
an die staatliche Gebäudeversicherung ?" hat die GM
Regierung eine ablehnende Stellung eingenommen , m
das auch in früheren Jahren der Fall war und wie st
das auch bei Beratung des vorliegenden Antrags geta»
hat . Es wurde von ihr hervorgehoben , daß , wenn nÄ
sämtliche Fahrnisse zwangsweise von der Versicherung
ergriffen würden , dem Staate bloß die gefährlichere »,
die großen Risiken zugeteilt würden , womit der Staat
selbstverständlich ein schlechtes Geschäft machen wärst
Dafür könne aber die Regierung die Verantworte
nicht übernehmen . Es wurde des weiteren auch
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tfijte Gesellschaft treffe und so die Lasten auf ein

!Q*®» Jc(i Gebiet verteilt würden . Es wurde ferner darauf
e Ä> Diesen , daß es nicht angängig fei , namentlich bei

Miellen Unternehmungen , eine gewisse Grenze

en ^ in der Art zu ziehen , daß der Staat sagen könnte :

st tta^ I

itfen, daß die Entwicklung unserer Industrie

Feuerversicherungswesen wachsende finanzielle

ierigkeiten bringe , weil hier im Falle eines Brandes

men in Betracht kämen , die insbesondere auch für

kommunale oder staatliche Versicherung sehr gefähr

Kisiken darstellen . Die Gemeinde oder der Staat

damit zu rechnen, daß bei größeren Brandfällen

euere Summen zur Auszahlung gelangen müßten ,

zwar seitens einer örtlich begrenzten Stelle , wäh -

solange das Privatversicherungswesen bestehe,
chadensersatzverpflichtung eine große , weitver -

.versichern in unserer Zwangsversicherung bloß bis

'läm '
‘"
jiner gewissen Summe . Denn dadurch würde den

Di !«- «lnenUnternehmern eine großeGefahr erwachsen , weil
■ M mehr Gelegenheit hätten , sich auch bei einer

isichcrungsgesellschaft zu versichern , da nicht anzu -

fflcit sei , daß sich bei Einführung einer staatlichen

in den Mgsversicherung noch andere Versicherungsgesellschaf -

szin Baden halten könnten oder daß es überhaupt zu¬

sein würde , daß sie ihren Betrieb in Baden noch

iäbM
:e

glt : fortführen .

gine .Beratung - der Angelegenheit hat während des

Landtags im Plenum nicht mehr stattgefunden ',

z gedruckte Material des letzten Landtags zu dieser
bietet aber namentlich auch für diejenigen

M jjRrcit Kollegen, die damals dem Landtage noch nicht

qehört haben , eine wertvolle Grundlage zur Beurtei -

der Frage der Verstaatlichung der Fahrnisver -,

Brmd.
en
's
Öcttogt
md dkUchmrig .
•t einet

Privat,
ahrnii
) aß m
veraw

nschlvA

ng bts
nieder«
atftuei -
nch Mi-

en ftös
en.

cherunz
Größt,
en, vir
wie «

s getan
rn niÄ
cherunz
sichere «,
i Staat
würde

oortuî
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Fenn nun angenommen wird , daß der Wert der ver -.

Kerlen und nicht versicherten Fahrnisse im Jahre

0 rund 4440 Millionen betragen hätte und nian

men Prämiensatz von 1,4 vom Tausend verlangen
bunte , so würde sich eine Bruttoeinnahme von rund

MM M . ergeben . Hiervon wären in Abzug zu brin -

p die jährliche Durchschnittssumme der Entschädigun -

st«, die, wie bereits erwähnt , nach einenr 10jährigen

hMchnitt rund 1 809 000 M . betrogen würde , sowie

Berwaltnngskosten . Das könnte einen nun zu der

lnNahme verlocken, daß der Staat infolge der Verstaat -

ftung eine jährliche Reineinnahme von vielleicht 3—4

Manen haben würde . Es muß jedoch bemerkt werden ,
daßschon das Jahr 1908 eine Entschädigungssumme von

4887 000 M . aufzuweisen hatte , und wenn Sie
foltrafi ^ tsu no^ aufzuwendenden Verwaltungskosten hin -

Mchnen , so bliebe für den Staat nür noch eine beschei¬
dene Summe übrig , wenn überhaupt eine Reineinnahme
mstreten würde , es wäre sogar zu befürchten , daß der

Staat Gefahr laufen würde , bei größeren Brandfällen
große Entschädigungssummen aus allgemeinen Staats -

Meln entnehmen zu müssen .

Bei der Beratung der Kommission wurde zu Gunsten

Antrags der Abgg . Bechtold und Genossen zunächst
««ögeführt , daß die Versicherungsgesellschaften immer

Mhr einen Ring bildeten , wodurch sie die Möglichkeit
Men , ihre Einnahmen zu sichern u . auch in einer gewissen
gleichen Höhe zu erhalten . Es wurde des Weiteren dar -

etf hingewiesen, daß die hohen Ansprüche , die an die

Feinden bezüglich des Feuerlöschwesens gestellt wer -

toVM; weiter die fortwährende Feuerstellung von Wäs -

ferleitungen in den Landgemeinden , die verschärften ball »

polizeilichen Vorschriften und die verbesserten Beleuch¬
tungseinrichtungen die Feuersgefahr ganz bedeutend , ge¬
mindert hätten , was wiederum einer Erhöhung des Ge¬

winns gleich komme . Weiter wurde ausgeführt , daß es

namentlich auf dem Schwarzwald einzelnen Versicherten
nur äußerst schwer möglich gewesen sei, ihre Fahrnisse bei

Privatgesellschaften zu versichern , und wenn sie endlich
von den Versicherungsgesellschaften ausgenommen worden

feien , so fei das nur unter Anrechnung hoher Prämien -

fätze geschehen. Ferner wurde angeführt , daß es vielfach

Streitigkeiten zwischen den Versicherungsgesellschaften
und Versicherten , namentlich auch über die Entschä -

digungsfrage , gegeben habe , und daß vielfach die Ver¬

sicherten nicht das Gefühl einer reellen oder einer rich¬
tigen Entschädigung hätten . Es wurde weiter darauf
hingewiefen , daß , wenn die staatliche Versicherung und
der Versicherungszwang eingeführt würden , die jetzt
zum Teil noch herrschende Übung , wonach Brandbeschä¬
digte , die nicht versichert sind, sich an die Mildtätigkeit
ihrer Nachbarn wenden , aufhöre . Von anderer Seit «
wurde dagegen betont , es sei nicht denkbar , daß sich durch
die Einführung der staatlichen Versicherung die Verwal¬

tungskosten mindern würden , im Gegenteil sei mit

Sicherheit anzunehmen , daß sich die Verwaltungskosten
bedeutend steigern würden , selbst wenn auch die Fahrnis¬
versicherung an die Gebäudeversicherung . angeschlossen
werde . Die Ermittlung der Schäden und die Feststellung
der Entschädigung würde sich bei der staatlichen Versiehe- ,

rung viel schwieriger gestalten , und das würde selbst¬
verständlich auch die Verwaltungskosten bedeutend er¬

höhen . Bei dem jetzigen Zustand geschehe die Regelung
meist im Wege der freien Vereinbarung , Streitigkeiten
und Prozesse kämen selten vor . Es wurde des weiteren

darauf hingewiefen , daß , wenn die Fahrnisversicherung
verstaatlicht würde , der Landtag mit einer solchen Zahl
von Petitionen angeblich ungenügend Entschädigter be^

lästigt würde , daß die Arbeit kaum zu bewältigen wäre .
Was die Aufnahme größerer Risiken und namentlich

landwirtschaftlicher Anwesen mit weicher Bedachung auf
dem Schwarzwald anbelangt , sei es in den letzten Jah¬
ren sehr selten vorgekommen , daß sie nicht ausgenommen
worden seien , da auf Anregung der Großh . Regierung
und mit Wirkung vom 1 . Januar 1908 eine Versiche¬

rungsgemeinschaft gebildet worden sei , welche diese not¬

leitenden Risiken aufnehmen müßte ; landwirtschaftliche
Risiken würden hier ausgenommen , wenn Anträge von

zwei Versicherungsgesellschaften abgewiesen worden sind ,
industrielle Unternehmungen , wenn die Anträge von

5 Versicherungsgesellschaften abgelehnt sind ; für land¬

wirtschaftliche Fahrnisse sei hier nicht mehr als 3 vom

Tausend an Prämiensätzen zu bezahlen . Ich mutz hier dar¬

auf aufmerksam machen , daß es auf Seite 6 meines ge¬
druckten Berichts Zeile 10 von oben heißen muß : 5 dom

Tausend . Ferner wurde darauf hingewiesen , daß die

Versicherungswerte sich überaus schnell änderten und ver¬

schöben, daß außerordentlich viele Arbeiten und Schwie »

rigkeiten entstehen würden , zu deren Bewältigung ein

fachkundiges Personal notwendig sei, das dem Staat

nicht zur Verfügung stehe, und es wurde weiter - darauf

hingewiesen , daß man jedenfalls die Übernahme der

bis jetzt in Privatversicherungsgesellschaften beschäftigten
Angestellten durch den Staat nicht befürworten könnte .
Des weiteren wurde darauf hingewiesen , daß selbst¬

verständlich bei der großen Anzahl von Beamten ,
die dann nötig wären und die auch selbstverständlich
Pensionsberechtigung für sich in Anspruch Nehmen -
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würden , die Summe für auszuzahlende Pensionen sich
wieder ganz wesentlich erhöhen würde .

Die Großb . Regierung selbst hat dargetan , daß ein
dingendes Bedürfnis für eine Änderung nicht vorliege :
sie hat darauf hingewiesen , daß bis jetzt in keinem Staat
die staatliche Zwangsversicherung eingeführt wäre , und
daß die Einführung der staatlichen Zwangsversicherung
nicht zum mindesten als eine große , vielleicht uner¬
wünschte Belästigung für das Publikum angesehen wer¬
den müßte , weil die Aufnahme der Fahrnisversicherungs¬
gegenstände vielleicht in einer etwas anderen Form , als
das von den Versicherungsgeschaften geschieht, vor sich
gehen müßte . Sie hat weiter darauf hingewiesen , daß
Baden selbstverständlich als Unternehmer viel zu klein
sei , und daß eine Rückversicherung nicht möglich wäre . Es
wurde auf das Unglück von San Franzisko und ebenso
auf das von Donaueschingen hingewiesen . Weiter wurde
angeführt , daß die Privatversicherungsgesellschaften gro¬
ßen Wert darauf legten , daß sich niemals größere Kom¬
plexe in den Händen einer einzigen Versicherung befän¬
den , sondern daß mehrere Gesellschaften sich darin teilten ,
wodurch auch eine größere räumliche Verteilung der Risi¬
ken stattfinde .

Das eidgenössische Versicherungsamt sagt zu dieser
Frage , wie mir kürzlich noch zugegangen ist : „Die Aus¬
dehnung der Versicherungsoperationen über ein großes
Gebiet , wobei auch ein außerordentliches Brandunglück
im Verhältnisse zu den gesamten Mitteln nicht schwer ins
Gewicht fällt , und andererseits die vorsichtig bemessene,
streng durchgeführte Risikeneinteilung , kraft deren selbst
große und schwere Brände jeder einzelnen der engagierten
Versicherungsanstalten nur einen mäßigen Verlust zu
verursachen vermögen , sind weitere Gründe , daß der
der Bundesrat sich zu einer Verstaatlichung der Fahrnis¬
versicherung auch nicht herbeilietz . Weiter wird ausge¬
führt : „ Im großen und ganzen können wir sagen , daß
sich bei diesem Anlasse die Jnternationalität des Ver -

sicherungsvesens , die Rückversicherung und überhaupt
die weitgehende Risikenverteilung glänzend bewährt
haben . Es liegt ein erhebendes Moment in dem Gedan¬
ken, daß die Versicherungen es zustande bringen , große
Schäden , die einen einzelnen Ort betreffen , von den Kul¬
turstaaten der ganzen Erde tragen zu lassen " .

Aus allen diesen Erwägungen heraus kam Ihre Kom¬
mission zu dem Antrag : Das Hohe Haus wolle den
Antrag der Herren Abgg . Bechtold und Genossen , die Ver¬
staatlichung der Mobiliar -Feuerversicherung betr . , a b -

lehnen .

Hierauf wird folgender Antrag der Abgg . Süß -
kind (Soz .) und Genossen bekannt gegeben :

Die Zweite Kammer wolle dem Antrag der Abgg .
Bechtold und Genossen , die Verstaatlichung der Mobiliar -
Feuerversicherung betr ., ihre Zustimmung erteilen .

Das Wort zur Begründung dieses Antrags und zu¬
gleich zur Begründung des Antrags der Abgg . Bechtold
und Gen . erhält

Abg . S ü ß k i n d (Soz .) : Wie Sie aus dem Bericht
der Kommission für Justiz und Verwaltung gesehen
haben , beschäftigt dieser Antrag das Hohe Haus
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nicht zum ersten Mal ; er ist
verschiedenen Landtagsperioden immer Wiederl
Es ist das aber auch ein Antrag , der nicht
hier im Hause Aufsehen erweckt, sondern der auch ^
weitesten Kreisen der Bevölkerung Sympathie hx«
rufen hat , und zwar auch in den Kreisen verschj,
Korporationen . Sie werden sich der Vorgänge ft
Landwirtschaftskammer erinnern , die sich auch mit
Frage befaßt hat und zu dem Antrag gekommen \
man die Regierung auffordern wolle , sie möge eine
liche Fahrnisversicherung einrichten . Auch anderr
poratioyen sind dafür eingetretcn ; so hat sich
badische Städtetag mit dieser Frage mit dem En
beschäftigt , daß die Städte , wenn der badische Staat
Versicherung nicht übernehmen will , sie ihrerseits
nehmen wollen . Tie badischen Städte sind bek«
nicht sehr groß , und trotzdem hat man es auf den,
schen Städtetage für möglich gehalten , eine ft
Fahrnisversicherung durchführen zu können .
Stadtverordnetenversammlung Charlottenburg ijo, £
mit dieser Frage beschäftigt , ebenso haben versG
kleinere Bundesstaaten durchaus keinen ablch, ,
Standpunkt eingenommen . Das pessimistische
der Herr Berichterstatter uns soeben vorgetnD ^,
kann meines Erachtens die Badische Zweite si^ ,
nicht veranlassen , uns seinen Ausführungen ft ch, Hetrach
Punkten anzuschlietzen . Ich will mir deshalb ctioubff z,j> da k
auf die einzelnen Punkte einzugehen und die Gründe), »gieruns
zulegen , die uns veranlaßt haben , diesen Antrag zugur
stellen . Medenen

Welches waren die Hauptgründe für uns , eine
liche Fahrnis -Feuerversicherung zu beantragen ? jj ^ unge
allen Dingen haben uns die großen Überschüsse, wMj £ en
Gesellschaften machen , in die Augen gestochen, und : allgei
haben dabei namentlich berücksichtigt , daß die mm Egste
dieser Gesellschaften , wenn sie auch eine GeneralagM W, Tau
in Baden haben , doch außerbadische Gesellschaften S ^ 5 uom
Nach der in Drucksache Nr . 30 a vom Jahre 1908 ajj Mhr si
stellten Statistik haben eigentlich nur zwei kleinere Ea Mehmet
schäften ihren Sitz in Baden selbst, und es gehen Mden -
diesen badischen Vereinen im ganzen etwa 4000 $ zesahr v
an Prämien ein . Alle übrigen Prämicnbeträge gs Kwtzdem
nach Außerbaden , und diese sind bedeutend höher, Mindester
Regierung annimmt , weil ich annehme , daß der T« -in den
schnittsprämiensatz mit 1,4 vom Tausend zu niedrig ! tz vom 5
rechnet ist . Jnr Bericht heißt es nun , bei zwangst« iberhautz
Versicherung aller Fahrnisse und einem Durchschnitts siherung
niicnsatz von 1,4 vom Tausend würde eine Bruttoeinnatz zeit gesch
von 6 216 417 M . erzielt werden . Die von den VerA Cache :
rungsgesellschaften bezahlten Summen für Fahrnis» .tat eint

schädigung hätten im Jahre 1907 1 696 181 M . Mttf Ar , bi;
im Jahre 1908 aber 4 887 790 M . ; es verbliebe sind 4randun

teren Falle eine Bruttoeinnahme von nur 1 328 627 ’ «folge
wovon der gesamte Verwaltuugsaufwand noch zu bcsb Überall

ten wäre . Nimmt man jedoch die beiden Jahre 1907h lluWbe
1908 zusammen , so wären nach der Schätzung der Rr« 4rer Ar

rung 12 432 834 M . eingegangen ; davon wäre trotz ! Ar zu

großen Brandunglücke in Donaueschingen usw ., die ja » Meme

nur alle 20 oder 30 Jahre einmal Vorkommen , eine & ^ ellscho

schädigung von nur 6 863 971 M . zu zahlen gewesen, A P

daß in diesen beiden Jahren ein Überschuß von 5 818 « Asten

M . geblieben wäre . Man sieht schon aus dieser Be« Atter r

nung , daß man mit diesen großen Zahlen , die als 0 .
schädigung bezahlt worden sind , das Haus gruselig . len ?S

machen sucht. Ich habe aber auch noch einen gedruK
Auszug aus der Bilanz der München -Aachener Feuer«



EZgesellschaft vom Jahre 1905 , worin es heißt :

vien sind eingegangen 24 565 579 Mark , an Entschä-
wurden von der Gesellschaft bezahlt 11689 336

b̂ei einer Versicherungssumme von etwa 12 Milliar -
'

Zie sehen also , daß noch nicht einmal die Hälfte der

«nahmen für Entschädigungen verbraucht worden ist,
ist ein Überschuß von 13 Millionen vorhanden . Also

L Iuinmen gehen außer Landes . Wir stehen aber auf
, Standpunkt, daß diese Summen bei dem großen

ngel an Geldmitteln , den wir in Baden haben , sehr
Verwendung finden könnten. Man kann sich aber
^ f den Standpunkt stellen , daß , wenn der Staat

„tii Überschüssen arbeiten will, diese Summen viel¬

st verwendet werden könnten, um die Prämiensätze
« verringern. Aber das wäre ja eine andere Frage .

xxr zweite Grund , der uns dazu deranlaßte , diesen
trag Zu stellen , ist die immer fortschreitende Ring-

Mg auch bei den Versicherungsgesellschaften . Die
icherungsgesellschaften haben eine Zentrale errichtet,
auf die gefährlichen Objekte und die Versicherungen
erksam macht , die vielleicht wegen der Höhe der

langten Prämien von einer Gesellschaft nicht abge-
^ i«^ ossen werden konnten. Sie haben sich gegenseitig
M !>«, pflichtet , sich keine Konkurrenz zu machen , sie sind ,

So®® gm sie auch äußerlich als verschiedene Gesellschaften
inch, ^ betrachten sind , doch als Einzelgesellschaft anzusehen,
erimdr O da kann uns auch das nicht viel helfen, was die

'üÄk * tgterung seit dem Jahr 1908 eingerichtet hat , indem
lntrag ; , zugunsten derjenigen Antragsteller, die von ver¬

miedenen Gesellschaften abgewiesen worden sind ,
einmehr eine Gemeinschaft verschiedener zuge-

'me it, ^ er Versicherungsgesellschaften gebildet hat , die
3en ? J «vungen ist, diese Leute aufzunehmen . Wir
tvelchk! maben aber auch gehört, zu welchen Sätzen : Während

• un&; jm allgemeinen in den Städten , hinsichtlich deren die
ie mm Plngste Gefahrenklasse gilt , der Prämiensatz früher 1
mlaW jgj], Tausend betrug , ist er bei dieser Gemeinschaft auf
fiten i vom Tausend in die Höhe gegangen, ohne daß die
M an ßksahr sich vergrößert hätte , im Gegenteil , man kann
m @p „imehmen — und das wird von keiner Seite bestritten
gehen Wden — , daß in den großen Städten die Feuers -
008 A Mr von Jahr zu Jahr geringer geworden ist .
äge gd lwtzdem wird auch bei landwirtschaftlichen Betrieben
er, all mindestens 5 vom Tausend verlangt . Wir haben ferner
der 2m bi den Städten Gefahrenklassen, wo sogar 7 , 8 und
fiebrig » vom Tausend verlangt werden, wo man sich sogar
mgsweMierhaupt zunächst weigert, solche Betriebe in die Ver-
chnittA scherung aufzunehmen. Was kann da in der Zwischen -
oeinn^ zeit geschehen ? Das ist ja das Gefährliche an der
rt Verß Esche : Wenn der Antragsteller drei oder vier Mal
ghrniA w einer Gesellschaft abgewiesen wird , in der Zeit
. beim » Äer, bis sein Antrag endlich angenommen wird , ein
be nn b Zrandunglück eintritt , so bekommt der Mann
28 6271 «folge dieser Verschleppung gar keine Entschädigung,

zu bck überall wo sich Ringe gebildet haben , ist es

; 1907m Ausgabe der Allgemeinheit , dieser Ringbildung , um
der Re« Ausbreitung ein Gegengewicht zu bieten , gegen-

e trotzt Mr zu treten . Und wenn hier im Landtag die all-

dre jaiB Meine Meinung herrscht , daß die Feuerversicherungs-

ftne k Mllschaften doch nicht so stark und so gefährlich seien ,
jctDcfcn , sie geschildert werden, so wird das für die Gesell-

i 5 WWchoften Anlaß sein, infolge ihrer Ringbildungen noch
ser Be« loeiter mit Anforderungen an die Allgemeinheit heran -

Kcketen ; und die Erhöhung der Prämien ist gerade
dasjenige , was man bei den großen Unternehmungen soe ab

gusclig
gedru»! ^ mißbilligen muß . Wir haben erlebt, daß die Städte

Feuei«
die Mobilien ihrer Schulhäuser usw . gar nicht mehr bei

den Feuerversicherungsgesellschaftenversichern , sie sagen
sich, ein neues Schulhaus kann überhaupt nicht mehr ab¬
brennen , es ist ja alles aus Eisen und Beton konstruiert ;
wenn auch vielleicht einmal in einem Schulzimmer ein
paar Schulbänke verbrennen, so macht der Schaden
noch lange nicht so viel aus , als an Versicherungs¬
prämie zu zahlen wäre . Die Städte sind deswegen
dahin gelangt , so wenig als möglich bei den Feuer¬
versicherungsgesellschaften zu versichern , da Brandgefahr
bei ihren Bauten ziemlich ausgeschlossen ist.

Es ist ferner zu berücksichtigen, daß die Einteilung
in die Gefahrenklassen einseitig geschieht, und zwar
durch die Versicherungsgesellschaften , die den Tarif ein¬
fach gemeinsam aufstellen und ihn ohne Rücksicht auf
die berechtigten Wünsche der Versicherten in der Hohe
halten .

' Die Überschüsse könnten selbstverständlich bei
uns , wie schon gesagt , gute Verwendung finden.

Die Regierung hat sich , solange die Anträge zur Ver¬
handlung gestanden sind , auch schon in früheren Jahren
— ich habe der Kommission bis jetzt immer angehört —
immer ablehnend verhalten , mir scheint, nicht aus
Gründen mangelnder Einsicht sondern deswegen, um
sich eine gewisse Mehrarbeit zu sparen. Sie glaubt
nämlich, durch die Verstaatlichung der Versicherung ganz
ungeheuer mit Arbeit belastet zu werden. Es wird von
der Regierung vor allen Dingen darauf hingewiesen,
daß keine Ermäßigung der Prämiensätze zu erwarten
sei, weil die Regierung voraussichtlich mit höheren Ver¬
waltungskosten zu rechnen habe. Ich bestreite das .
Wenn man die Gehälter und Tantiemen der Direktoren ,
der Aufsichtsräte, der sog. Schadensregulierungsinspek¬
toren und der sonstigen Revisionsbeamten und den
kolossalen Apparat , mit dem die Versicherungsgesell¬
schaften arbeiten , kennt, wenn man ferner betrachtet,
daß auf dem kleinsten Ort Agenten angestellt sind,
durch die sich die Gesellschaften -Konkurrenz machen
-— alles Momente , die für die Regierung wegfallen —,
wenn man bedenkt , daß jeder einzelne der an der Spitze
dieser Gesellschaften stehenden Herren einen höheren
Gehalt bezieht als unsere badischen Minister zusammen¬
genommen (vielleicht kann man das hessische Ministerium
auch noch dazu nehmen), wenn man bedenkt , daß
einzelne dieser Herren zusammen mit den Tantiemen
150 000 bis 200 000 Mark beziehen , dann wird man
zugestehen müssen , daß die Verwaltungskosten doch nicht
diese unerschwingliche Höhe erreichen können, wie sie
uns von der Regierung dargestellt wird.

Es wird außerdem gefragt, woher man das geschulte
Personal nehmen soll ? Ich gebe vollständig zu, daß
nicht das gesamte Personal der Versicherungsgesellschaften
vom Staate übernommen werden könnte. Aber so viel
ist sicher , daß bei den vielen Generalagenturen , die
hier in Baden sind , sich eine ganze Reihe von Personen
befindet, die hervorragend tüchtig in ihrem Fach sind ,
die durchaus geeignet wären , auch für den Staat diese
Geschäfte zu erledigen. Also an dem Beamtenapparat ,
der notwendig wäre, die Sache für den Staat zu er¬
ledigen, dürfte es nicht fehlen , und es würden sich auch
auswärts Leute finden, die tüchtig sind und sich sehr
gut für diesen staatlichen Dienst eignen würden.

Es wird außerdem befürchtet , daß die Schadens¬
regulierung beim Staat schwieriger vor sich ginge als
bei den Versicherungsgesellschaften . Wenn der Staat
das behauptet , dann stellt er eben seiner Verwaltungs¬
fähigkeit und der Tüchtigkeit seines Beamtenpersonals
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ein .sehr schlechtes Zeugnis aus , dann sagt der Staat
und die Verwaltung selbst : Wir haben unsere Leute so
bürokratisch erzogen , daß sie im reellen Geschäftsleben
überhaupt nicht mehr zu verwenden sind . Das ist die
Erklärung , die uns in der Kommission abgegeben worden
ist . Ich nehme an , daß das Ministerium seine Beamten
besser kennen muß wie wir . Wenn das zu uns gesagt
wird , so ist diese Äußerung des Regierungsvertreters
in der Kommission eine Bestätigung für die vielen
Klagen gegen den Bürokratismus , die uns Jahr für
Jahr in diesem Hause vorliegen. Aber ich glaube auch,
daß wir auf anderen Gebieten der Staatsverwaltung
nach und nach die scharfen Ecken des Bürokratismus
abschleifen und es möglich sein wird, daß diese scharfen
Ecken nach und nach gerade dadurch abgeschliffen werden,
daß die Leute vom grünen Tisch mit der Bevölkerung
mehr in Berührung kommen .

In der Kommission hat dann auch wieder eine Rolle
gespielt, ob und wie die Feuerversicherungsgesellschaften
zu entschädigen wären . Über diese Entschädigungsfrage
haben wir in den letzten Paar Tagen ein eigenartiges
Bild gehabt. Nachdem man durch die Reichsgesetzgebung
die Entschädigungspflicht nur für die Tabakarbeiter —
und auch da nur für eine vorübergehende Zeit — zu-
gestanden hat , nachdem wir hier in Baden erst vor
einigen Tagen von der Regierung gehört haben, daß
sie es ablehne, der Resolution des Landtages Folge zu
geben und eine Entschädigung für die durch die Reichs¬
finanzreform arbeitslos gewordenen Brauereiarbeiter ein¬
treten zu lassen , glaube ich nicht , daß eine Entschädi¬
gung für die Feuerversicherungsgesellschaften in Frage
kommt, etwa weil es sich hier um bessergestellte Herrschaften
und Gesellschaften handelt ; ich glaube nicht , daß der
Staat im Falle der Verstaatlichung der Fahrnisversiche¬
rung seine Meinung ändern wird und diesen Leuten
eine Entschädigung zufommen ließe, die er bei anderen
Kategorien vollständig abgelehnt hat . Also dieses Argu¬
ment , daß größere Entschädigungen zu zahlen wären,
wird durch die Haltung der Regierung auf anderen
Gebieten hinfällig , und zwar auf solchen Gebieten, wo
eine Entschädigungspflicht sogar als Pflicht des Landes
anerkannt wurde.

™

. Die Regierung glaubt auch annehmen zu können —
das war auch eines ihrer Argumente —, daß vielleicht
in- Fernerer Zukunft ein finanzieller Vorteil von den
Versicherungsgesellschaftenzu erwarten sei . Unsere Auf¬
fassung geht dahin , daß vor allen Dingen , um derartige
Ungleichheiten, wie sie bei der Gebäudeversicherungsanstalt
eingetreten sind , indem die Schadensbeträge von Jahr
zu - Jahr ohne Schaffung eines großen Reservefonds
umtzelegt werden, zu vermeiden, die Überschüsse der
ersten zehn Jahre unbedingt zur Schaffung eines großen
Reservefonds verwandt werden müssen ; dieser Reserve¬
fond würde schon in fünf Jahren nach den Erfahrungen ,
die in , den letzten Jahrzehnten gemacht worden sind ,
derart groß sein , daß alsdann eine gewisse sichere
Summe jedes Jahr an die Staatskasse abgeliefert
werden könnte. Wenn man rechnet , daß heute über
drei Milliarden Mobiliarwerte versichert sind und, wie
die Regierung in ihren Mitteilungen selbst erklärt,
schätzungsweise eine Milliarde unversichert ist , so kommen
in Baden für die Versicherung jetzt nahezu fünf Milliar¬
den Mobiliarwerte in Betracht, die sich in 10 Jahren
auf 6 bis 6 1/2 Milliarden stellen würden . Man hat
im Kanton Schaffhausen eine Berechnung anstellen
lassen , ob es hier nicht möglich sei , eine kantonale

Fahrnisversicherung eintreten zu lassen . Die ^ Frag
verständigen — insbesondere die Sachverständigen^ g Berick
Versicherungsgesellschaften , die aber in dieser Bezieht & wirk!
nicht ganz als objektive Sachverständige anzusehen S L seine
weil sie an dem Ausgange dieses Gutachtens intekess« ich r
sind — haben nun erklärt, bei einer Versicherungssu ^

'
von so kleinem Betrage , wie ihn der Konto»
Schaffhausen darbiete , sei es gefährlich , für ein» -hrnisver
so kleinen Kanton die kantonale Fahrnisversichernn , # $ on

feinzuführen : dagegen sei es möglich , die staatM WN
Vers

Fahrnisversicherung für die ganze Schweiz einW H geltend
führen . Nach Schätzung beträgt der Mobiliarwert ft, ^Ddung
der Schweiz etwa 9 Milliarden . Wenn wir mJJdie für Baden genannten Werte in Betracht ziehe»
so glaube ich , daß die Summe vollständig ausreich»würde, um eine staatliche Versicherung bei uns ein- s.

^ seien m
- zahlend«

# häuftl
ä sei wer

Kllionentreten zu lassen . Sollte die Regierung aber
gegenüber noch Bedenken hegen , so muß ich fragetT: —
Ist es denn nicht möglich , eine Interessengemeinschaft I^ r Kolle
in dieser Beziehung mit den anderen süddeutsch» »-«gesackt
Staaten herbeizuführen ? Denn ganz das Gleiche, tv«von uns angestrebt wird , wird in Elsaß-Lothringqund in Hessen gewünscht , und sehr weit ist man ft
dieser Frage im bayerischen Landtage vorgeschritj »Dort ist man der Sache viel näher getreten als hs
uns , die bayerische Regierung nimmt gegenüber dri
Verstaatlichung der Fahrnisversicherung lange nicht dft
ablehnende Haltung ein wie die badische. Wenn dich
Staaten zusammen der Frage näher treten würden , s«würde es sich nicht um eine Versicherungssumme von )
Milliarden sondern vielleicht um 40 bis 50 Milliarden
handeln . Das sind dann Summen , die jedenfalls eine
Garantie dafür bieten, daß ein Defizit in den Kasse«
nicht eintreten würde.
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Die Regierung hat die Aufgabe, der Ausbeutung der ^hrnlsw
Versicherten , der willkürlichen Erhöhung der Prämien- ^ ^
sätze , der ungerechten Einteilung der Gefahrenklassen,

Wd ^me i
entgegenzutreten und vor allen Dingen dafür zu sorgen , W

'i4eru
daß die Summen im Lande bleiben. Von den großen Irlich
Summen , die zurzeit an Prämien bezahlt werden, f Sammet
bleiben die wenigsten Gelder in Baden ; die meisten
kommen auswärtigen Aktionären zugute , gehen sogar
ins Ausland , gelangen an Leute, die von uns nicht
zur Steuer herangezogen werden können. Die Betriebs-

von
»icht hin
tchändig
liberalen.

kapitalien , die in Baden zur Steuer herangezogeu
werden, sind nicht von großer Bedeutung . Ich glaube,
daß es Aufgabe des Staates wäre, gerade dafür zu
sorgen , daß hier andere Verhältnisse eintreten , daß vor
allen Dingen die- Gelder , die ins Ausland gelangen ,
im Lande bleiben, denn diese könnten bei uns in Baden
gut verwendet werden, wir hätten Verwendung dafür
auf allen Gebieten, selbst wenn man diese Summen
dazu verwenden sollte , um Bahnen auf dem Lande zu
bauen , die heute wegen unseres angestrengten Bau¬
kredits nicht gebaut werden können. Vielleicht könnten
wir dann in einigen Jahren in der Lage sein , infolge der
Überschüsse den Wünschen unserer Landbevölkerung nach
der Richtung hin mehr Rechnung zu tragen . Der Staat
hat die Aufgabe, die Einnahmequellen , die sehr gut
von der Allgemeinheit gebraucht werden könnten , im
Interesse des Staates auszunützen (Beifall bei den
Sozialdemokraten ) . -

In der Beratung erhalten das Wort

Abg . N e u w i r t h lnatl .) : Wie schon von verschiedenen
Rednern hervorgehoben worden ist, hat uns die vorlie-
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^ Frage schon in früheren Landtagen beschäftigt. Der

. Berichterstatter hat in seinem Berichte den Antrag

; wirklich eingehenden Behandlung unterzogen , und
*

feine Ausführungen waren klar und überzeugend ,

^ 8 jch mich aus wenjge Worte beschränken kann.

Aie sehr man in der Frage der Verstaatlichung des

Hrnisversicherungswesens verschiedener Meinung ist,

a schon daaus hervor , daß sogar in den einzelnen Frak -

Äii! Men verschiedene Meinungen und verschiedene Ansichten

rin, - jt geltend machen. In der Kommission wurde zur Be -

j» ^ dung des Antrages hauptsächlich ins Feld geführt ,

nu, seien im allgemeinen die an die Privatversicherungen

iehw ui zahlenden Prämien zu hoch, es sei die Entschädigung

eichw * häufig nicht ausreichend , vielmehr allzu knapp, und

ei», i* >ei weiter zu betonen , daß die Überschüsse , die nach

dsU Mionen zählen und die von den Privatfeuerversiche -

ageu - Fgsgesellschaften eingesackt würden , wie namentlich der

lschuß Herr Kollege Süßkind uns vorgerechnet hat , vom Staate

kschgl «ilgeiackt werden könnten, so daß dadurch bedeutende

Mittel gewonnen werden könnten . Wenn ich die Über-

Mgung hätte , daß der Staat mit der Übernahme dieser

in jj Mcsicherung wirklich die Millionen einsacken könnte, wie

sitz R» der Herr Kollege Süßkind nachzuweisen sucht , so

s
'
jete ich — das kann ich versichern — der erste, der diesem

r itz tztrage zustimmen würde . Jch befürchte aber das Ge¬

st die Mteil , ich befürchte, daß es gehen würde wie mit unse-

dich M Eisenbahnbetriebe, daß wir nicht Millionen gewin -

tt, ss jeit, sondern daß wir unter Umständen noch Millionen

ion S Dießen müßten . Der beste Beweis , den ich Ihnen da-

arde » ijr liefern kann, ist die Gebäudeversicherung , die ja be-

^ eine mis staatlich organisiert ist. Wo sind hier die Über-

kassen Ojse? Hat vielleicht die Gebäudeversicherungsanstalt

Mgere Prämiensätze wie die Privatgesellschaften in der

Mmsversicherung ? Und dann , wie einfach liegt der Be¬

llrieb in dem Gebäudcversicherungswesen im allgemeinen ,

imb wie kompliziert ist der Betrieb in unserem Fahrnis -

»ersicherungswesen ! (Sehr richtig !) Denken Sie sich eine

Mtlich betriebene Fahrnisversicherung ; da würde die

Mimet in jeder Session mit Petitionen überhäuft wer¬

den von Bittstellern , die kommen und glauben , sie seien

nicht hinreichend entschädigt worden ; es wäre das eine

Madige Bettelei (Sehr richtig ! bei den National -

liberalen) .
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Äas die ungenügende Entschädigung anbetrifft , die

die Privatversicherungsgesellfchaften angeblich bezahlen ,

in möchte ich das Gegenteil behaupten . Meine Erfah¬

rungen gehen auf eine Reihe von Jahren zurück , und ich
'omt sagen, daß die Gesellschaften bei Brandsällen den

schädigten gegenüber immer entgegengekommen sind

imd sich immer nobel gezeigt haben . Eine Schattenseite

Weht allerdings darin , daß es gerade bei der Fahrnis¬

versicherung häufig vorkommt , daß sehr viele Gegenstände

nach einem Brande als verbrannt vergütet werden , die

dann später wieder zum Vorschein kommen ; das sind aber

Auswüchse , die man energisch bekämpfen soll. Jedenfalls
änd mir aber, wie gesagt , in meinem Bezirk keine Klagen

darüber bekannt, daß die Gesellschaften bei Auszahlung
str Entschädigung knauserig wären .

Und nun denken Sie daran , daß die örtlichen Verschie-

Wheiten in den baulichen Verhältnissen gerade bei uns
im badischen Lande im allgemeinen sehr groß und die

die Verhältnisse in keinem anderen Staate so verschieden
>md wie bei uns . Denken Sie an die Bauten auf dem

Echwarzwald oder aus dem Odenwalds , an die Stroh -
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und Schindeldächer, wo Haus , Scheuer und Stallung
unter einem Dache sich befinden . Das sind allerdings

feuergefährliche Gebäulichkeiten, und da ist es kein Wun¬

der, wenn der Prämiensatz für die Feuerversicherung ein

hoher ist. Es müßten also , auch wenn der Staat die

Fahrnisversicherung in eigenen Betrieb übernähme , ver¬

schiedene Gefahrenklassen geschaffen werden, um einen ge.

rechten Ausgleich zwischen den besonders feuergefährli -

chen Gebäuden und den massiv erstellten Häusern zu ha-

ben . Wenn ich die Prämiensätze , dsie in meinem ländli¬

chen Bezirk für Fahrnisversicherung gezahlt werden, zu¬

sammenstelle und mit den für die Gebäudeversicherung
zu zahlenden Sätzen vergleiche, so finde ich, daß erstere
fast durchweg niedriger sind als die für die Gebäudever¬

sicherung. Das kann uns doch nicht veranlassen , dem An¬

trag Bechtold auf Verstaatlichung des Fahrnisversiche -

rungswesens zuzustimmen . Wir wollen doch keine Unter

nehmungen schaffen, von denen wir im Voraus überzeugt
sind, daß sie nichts taugen , daß der Staat überhaupt nicht
in der Lage ist, derartige Geschäfte zu übernehmen .

Der Herr Berichterstatter hat in seinem Bericht daran

hingewiesen , daß schon im Jahre 1906 ein Antrag der

Abgg . Bechtold und Gen . der Zweiten Kammer vorlag ,
der dahin ging , daß das ganze Versicherungswesen auf

landwirtschaftlichem Gebiete , Feuerversicherung , Hagel¬
versicherung, Rindviehversicherung usw., in staatliche
Regie übernommen werden solle. Auch dort war ich da»

gegen , auch dieser Antrag war mir nicht sympathisch,
denn die geographische Lage unseres Landes ist einmal
einer einheitlichen Versicherung nicht günstig . Jch will

als Beispiel nur die Hagelversicherung anführen , mit

Einführung der obligatorischen Versicherung muß ja
alles versichert sein . Auf der einen Seite sind da die

gefährlichen Kreise Konstanz und Mosbach, wo fast in

jedem Jahre Hagelwetter niedergehen , auf der anderen
Seite steht die Rheinebene , wo es seit hundert Jahren
nicht gehagelt hat. Wenn wir nun die Hagelversiche,

rung obligatorisch einführen wollten , so würden sich die
Leute in der Rheinebene für eine zwangsweise Versiche¬

rung bedanken (Sehr richtig I b̂ei den Nationalliberalen ) .
Und so wird es auch mit der̂ Fahrnisdersicherung gehen .
Es sind eben die Verhältn isse in unserem Lande absolut
nicht für eine einheitliche Regelung des Versicherungs¬
wesens angetan . Dann sehe ich aber auch nicht ein , war .

um wir in Baden damit den Anfang machen sollen . So¬
viel ich weiß , hat sich noch kein Staat mit der Frage der

Verstaatlichung der Versicherung befaßt . Auch die

Schweiz und die angrenzenden Länder haben
das Versicherungswesen noch den Privaten be¬

lassen . Dadurch , daß wir die Versicherungs¬
gesellschaften zu Beiträgen für gemeinnützige
Zwecke , insbesondere für Förderung des Feuerlösch¬
wesens , heranziehen , sind wir nach meiner Ansicht schon
einen Schritt vorwärts gegangen , und wir haben damit

vorerst erreicht, was wir in der Sache erreichen können.
Es ist auch meines Erachtens vom Standpunkte der Ge¬

rechtigkeit aus am Platze, daß wir die Feuerversiche-

rungsgesellschasten zu derartigen Beiträgen heranziehen ,
denn auf kleineren Plätzen wird es sehr angenehm emp¬
funden , wenn auf diese Weife den bedürftigen Gemein¬
den die Mittel an die Hand gegeben werden, um ihren

Aufwand für Wasserleitung , für Feuerlöschgerätschaften
und Bildung von Feuerwehren zu decken. Diese Bei¬

träge stellen auch nur einen gerechten Ausgleich dar, denn

die Gesellschaften machen durch diese Einrichtungen selbst
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die besten Geschäfte , da dann die Feuersgefahr nicht
mehr so groß ist und die Ausdehnung eines Brandes
durch gute Löfchgerätschaften , durch Einführung der
Wasserleitung und namentlich durch Bildung der Feuer¬
wehr leichter eingeschränkt werden kann . Der Staat ist
andererseits durch diese Beiträge in der Lage , etwas
reichlichere Zuschüsse zu geben , die wie gesagt für die
Gemeinden wirklich von wohltätigster Wirkung sind .

Ich bin also der Meinung , daß wir dem Staate nicht
Aufgaben zuweisen sollten , hinsichtlich deren wir im Vor¬
aus keine Garantie dafür haben , daß diese Unterneh¬
mungen prosperieren werden . Deshalb werde ich dem
Kommissionsantrage zustimmen (Beifall bei den Natio¬
nalliberalen ) .

Abg . Kopf (Zentr .) : Nicht alle meine Parteigenossen ,
aber doch der weitaus größte Teil wird gegen den An¬
trag der Abgg . Bechtold und Genossen und für den Kom¬
missionsantrag stimmen . Die Erwägungen , von denen
die Mehrheit meiner Parteifreunde ausgeht , sind teil¬
weise grundsätzlicher , teilweise mehr praktischer Art , und
nicht alle Abstimmenden gehen von den gleichen Erwä¬
gungen aus . Ein Teil meiner Freunde verhält sich gegen
die Übernahme der Fahrnisversicherung in Staatsbetrieb
grundsätzlich ablehnend . Es wird dagegen geltend ge¬
macht , daß denn doch gewichtige Bedenken dagegen spre¬
chen , daß man wiederum eine große Anzahl von Privat¬
betrieben ausschaltet , daß man hier wiederum einen ganz
gewaltigen Eingriff in das private Erwerbsleben vox¬
nimmt , obwohl man sagen kann , daß ein Bedürfnis , daß
irgendwie erhebliche Zweckmäßigkeitsgründe nicht vorlie¬
gen .

^
Matt kann sagen (es ist das ja von anderer Seite

schon hervorgehoben worden ) , daß die privaten Versiche¬
rungsgesellschaften , die bei uns in starker Konkurrenz ihr
Geschäft treiben , infolge dieser Konkurrenz , wenn sie jetzt
auch infolge der Ringbildung nicht mehr in der früheren
Weise wirksam ist , uns solche Versicherungsbedingungen
geboten haben , daß man zugeben muß , die Versicherungen
arbeiten nicht teuer . Wir haben bei der Immobiliarver¬
sicherung ja die Möglichkeit , einen Vergleich zu ziehen .
Während wir früher nur vier Fünftel der Gebäude staat¬
lich versichern müßten und ein Fünftel noch bei privaten
Versicherungen versichert werden konnte , haben wir seit
einigen Jahren auch für das letzte Fünftel die staatliche
Versicherung . Jeder Hausbesitzer weiß aus seinem eigenen
Umlagezettel , daß er heute für die Versicherung dieses
Fünftels erheblich mehr zahlt , als er bezahlen mußte , so¬
lange er das Gebäudefünftel bei privaten Versicherungen
versichert , hatte . Ich , habe damals z . B . % vom
Tausend bezahlt , meines Wissens mußte im letzten Jahre
bei der staatlichen Versicherung ungefähr das Doppelte
bezahlt werden . Das weist uns darauf hin , daß der
Staat " auch bei der Fahrnisversicherung keineswegs bil¬
liger arbeiten wird , und es will mir scheinen , daß dre
großen Gewinne , die der Herr Kollege Süßkind üusrechnet ,
doch auf dem Papier stehen bleiben würden , daß der
Staat sie nicht erzielen würde . Der Staat arbeitet
immer teuerer als Privatgesellschaften . Er muß ein
ganzes Beamtenheer unterhalten , er bezahlt nach anderen
Grundsätzen , er hat die Reliktenversorgung , er hat die
Pensionierung usw . Kurz , der Betrieb ist in jeder Hin¬
sicht ein viel , viel teuerer , und ich bin fest überzeugt , daß
beim Staatsbetrieb von Überschüssen nicht die Rede sein
könnte . Wenn man darauf hinweist , daß der Staat bei
der Gebäudeversicherung insofern nicht unter den teuer¬
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sten Umständen arbeitet , als er ja die Gemeinde ^
bei Besorgung der Geschäfte mitverwenden kann un-
sächlich verwendet , also dort keine besonderen
braucht , so wäre das bei der Fahrnisversicherung nt
lief) nicht möglich . Dieser Betrieb ist so kompliziert
würde so viel Arbeit erfordern , daß das von den
meindebehörden oder von den bestehenden Staatsh
den nicht bewältigt werden könnte . Es wäre vj^
unumgänglich , daß der Staat ein verhältnismäßig
Beamtenheer unterhalten müßte , um diese Aufgabe
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Versicherung zu bewältigen . Es ist aber gerade
Fahrnisversicherungsgeschäft so recht eigentlich ein kl
männisches . Geschäft , Wo man sowohl bei der Auw
als namentlich auch bei der Entschädigung ab - und W piten Lar

geben muß ; es kann das nicht nach bureaukratischen ^ Aihen me !

sichtspunkten gehandhabt werden , sonst kommt man M p könnte
in Schwierigkeiten . Der bureaukratische Betrieb ^ \ die Bei

langt eben , daß die ganze Verwaltung nach gewissen fc§, t Versich«

stehenden Grundsätzen gehandhabt wird . Würde muntz » Vorzug,
anders machen , würde man den Beamten einen | eres Gc

gehenden Spielraum lassen wollen , bei der Entschädige Reichs
usw . ab - und zugeben , so würde das sofort als en gege >

gebrandmarkt werden und würde die größte Unzusitzj» daß sie l

heit erregen . Es würden sich namentlich bei der Ijtz. p den a

densregulierung , wie schon seitens des Herrn Wntsatz
rungsvertreters in der Kommission ausgeführt toorbot
ist , wie es auch in der Denkschrift steht , die gröhw ^ •
Schwierigkeiten ergeben . Bei den Privatversicherung !, ®tIte

p ,
ist es ja tatsächlich so , daß bei der Schadensreguliernq
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immer ein Art Vergleich geschlossen wird . Der TesH

m

digte stellt seine Forderung auf , die gewöhnlich rechts ,
ist ; die Versicherung sucht die Rechnung soweit als möj.
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lich herabzudrücken , und schließlich einigen sich beide Teilebat diese

auf einer erträglichen Mitte , und es tritt so schließlich ch ^
Cl’ c

gewisser Zustand der Befriedigung ein . Gegenüber dm ^
Staate würde man ganz anders auftreten . Wenn i« nEeme

staatliche Schadensregulator die Sache nicht nach de» ^
(’ c ' ’

Sinne des Geschädigten handhaben würde , so würde jiij -e nte

die Unzufriedenheit in der Kritik der Staatsbehörd ^ mgen,

und Staatseinrichtungen Luft machen , sie würde sich asi lter der 9J

bei den Wahlen Luft machen und wir bekämen noch di diu ist, r

mehr verärgerte sozialdemokratische Stimmen von |W en 1

ten , die gar keine Sozialdemokraten sind , als wir fjeuti
iiberneb

schon haben (Abg . S ü ß k i n d : Das ist der Hauptgruri P;
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gegen unseren Antrag , die Angst ! Heiterkeit ) , und - P ‘,n>
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würde das eigentlich , glaube ich, geradezu zu einer M
öa°

eiche Bei
schung unserer Wahlresultate , soweit die politischen ~
sichtspunkte in Frage kämen , führen müssen . Es wiick ^
auch , wie der Herr Kollege Neuwirth schon hervorgehola S ei

hat , der Landtag zweifellos mit Petitionen überschwem » ^ auo

werden , denn jeder , der nicht das bekommen hätte , wtz
er glaubte , verlangen zu können , würde natürlich eitz ^
Petition an den Landtag richten , und dann hätte unseiu

"
^ sprechen

eine

Petitionskommission und dieses Hohe Haus die Mutz ^
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nun abzuwägen , ob richtig verfahren worden ist ol>» en

nicht . Ich glaube , das gäbe recht unerquickliche Zustäntz
es würde dadurch die Schar der Unzufriedenen nur t®
mehrt werden und der Staat würde mit dieser Sache et«

außerordentlich undankbare Aufgabe auf sich nehmen . Ä ^chrchsse
tzchtwerglaube , schon aus diesen Zweckmäßigkeitsgründen , abge-

sehen von den zuerst erläuterten prinzipiellen Bedenke»,
muß man sich doch gegenüber dem Gedanken desI * m :
trags der Herren Abgg . Bechtold und Genossen ablehnend
Verhalten .

Ich darf aber auch darauf Hinweisen , daß das $ Pi .
das der badische Staat übernehmen würde , doch ein
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, |ejn würde . Wir haben ja in der Denkschrift ge-

daß man im Kanton Waadt die Zwangsversiche-

^
'
vom Kanton aus eingeführt hat . Sie hat sich aber

JL bewährt ; die Leute mußten gewaltig zahlen , und

/ eßlich mußte noch mit Staatsbeiträgen an die Hand

ongen werden ; trotzdem konnten die Schäden gar nicht

\ reguliert werden , sie sind mit 48 und 50 Prozent des
!deus reguliert worden, denn man hat sie nicht ganz
gieren können , weil sonst außerordentliche Belastun -
berausgekommen wären . Wir müssen auch damit

den, daß immer wieder Katastrophen kommen können,
<>oir sie S- B . in Donaueschingen gehabt haben ; solche

^en auch in großen Städten , sie können sogar in zer¬
ren Landgemeinden eintreten . Wenn derartige Kata -

Men mehrfach in ein und demselben Jahre vorkämen,
m könnten eben doch Belastungen herauskommen , die
, die Versicherten recht ungemütlich werden würden .

, Versicherungsgesellschaften haben dagegen den gro-
I Vorzug , daß ihr Versichcrungsgebiet sich auf ein viel

Ms Gebiet, allermindestens auf das Gebiet des gan-
[ erstreckt. Ihre Zahl ist sehr groß , und sie

gegenseitig in einem Rückversicherungsverhältnis,
Ijoß sie niemals ein großes Risiko eingehen, denn sie

den außerordentlichen Schaden, der einen gewissen
Itzjmtsatz überschreitet, auf alle uni . Der Staat kann

Word,
Stöfettn
irungea
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x ,
C'S j len Staat ablehnen möchten ; sie haben aber ganz

ls nü«
Bedenken dagegen, daß unser kleiner badischer

>eTL ^ Risiko übernimmt . Sie würden sich bereit
. jjicn lassen , dem Gedanken näher zu treten , wenn ein

>er d« lches Versicherungsgebiet etwa in Gestalt des ganzen

nnw n^sgebiets oder des Gebiets einer Reihe von Bundes -

ich sZ nlen geschaffen werden könnte. Dann ließe sich für
^ ^ «nche meiner Freunde noch eher darüber reden . Alle

? 1̂ 0^ , die gegen den Antrag stimmen werden , sind
; x ist der Meinung , daß der badische Staat jedenfalls zu
^ ftllt gl »f, f Y/4Än r> S <«■ rtwSflVflV +

Eine Reihe meiner Freunde steht allerdings auf dem
Endpunkt, daß sie an sich nicht unter allen Umständen
Mtzlick eine Übernahme der Fahrnisversicherung

och vitbin ist , um ein solches Risiko , das ein anderer Staat ,

,n % »Wehen von dem genannten Kanton Waadt , noch nicht

r übernehmen gewagt hat , zu übernehmen . Wir mei-

Railnl sollen uns andere erst vormachen, oder man soll

und ^ Süßeres Versicherungsgebiet schaffen . Es ist zuzu-

er FA
ien Sf

M , daß es für manche Gegenden des Landes und für
mche Versicherte von Vorteil wäre , wenn wir eine staat -
ic Zwangsversicherung hätten . Das eine will ich aber

aeboba "benbet bemerken : Soweit lediglich der Versicherungs-

iwench kmg angestrebt wird , würde ich mich für meine Person
, M *ne§toe9g grundsätzlich ablehnend verhalten . Ich glaube ,

ick üL in der Tat recht gewichtige Gründe dafür , daß
^ umw e'ne Versicherungszwang einführen , d . h . daß
^ m verlangen müßte , daß jeder versichert sein muß mit

nt ck-' Een Ausnahmen , die man zulassen könnte. Aber

uftönk
fcntm es sich ja heute natürlich nicht .

lur vei der anderen Seite macht man geltend, daß die in
Mchen landwirtschaftlichen Gebäuden untergebrachten

ien. ^ zchmisse bei den Versicherungsgesellschaften kaum ange-
t , licht werden können . Ich weiß aus meiner eigenen Erfa 'h-
:demw . für landwirtschaftliche Gebäude , namentlich für
^ ^ E weicher Bedachung , oft recht erhebliche Prä -
lehnemj «x,, bezahlt werden müssen . Ich weiß auch , daß auch

^bmisse in Jndustriegebäuden gleichfalls nur mit
RW,I «dm Prämien versichert werden können. Es ist aber

tntüfi H in der Richtung besser geworden ; und zwar ist es

bester geworden durch die Verträge , die die Großh . Re¬
gierung mit den Versicherungsgesellschaften abgeschlossen
hat . Von dem Herrn Kollegen Süßkind ist , wie ich
glaube, schon darauf hingewiesen worden, daß die Re¬
gierung einen Vertrag mit den zugelassenen Versiche¬
rungsgesellschaften abgeschlossen hat , wonach sie Fahr ,
niste , die in landwirtschaftlichen Gebäuden untergebracht
sind , zu einem Maximalsatz von 5 vom Tausend versichern
müssen . Das ist immerhin ein großer Fortschritt ; es ist ja
nicht billig , aber es ist auch nicht unerschwinglich , während
früher weit erheblichere Beträge gefordert wurden . Ich
möchte also glauben , daß auch die Verhältnisse der land¬
wirtschaftlichen Gebäude mit weicher Bedachung und daß
auch die Verhältnisse der Industrie in den leichter gebau¬
ten Gebäuden keineswegs unerträglich sind , jedenfalls
uns nicht nötigen , daß wir von uns aus hier diese große
Aufgabe alsbald in Angriff nehmen. Der Gedanke ist
jedenfalls verfrüht .

Es ist auch schon darauf hingewiesen worden, daß mBu»,
licherweise eine Entschädigungspflicht bestehen
würde . Der Herr Kollege Süßkind hat gemeint, daß von
einer Entschädigungspflicht deswegen keine Rede sein
könne , weil man auch die Tabakarbeiter nicht soweit ent¬
schädigt habe , als er es für angemessen erachtet hatte , und
weil eine Entschädigung für die beschäftigungslos gewor¬
denen Brauereiarbeiter abgelehnt worden sei . Die Ta¬
bakarbeiter haben immerhin einige Millionen bekommen .
Ob sie nicht noch mehr bekommen , steht dahin , es wird
Sache des Reichstags sein , das zu entscheiden ; man hat
aber die Unterstützungspflicht anerkannt . Der Landtag
hat sie auch bei den Brauereiarbeitern anerkannt . Wenn
die Regierung sich ablehnend verhalten hat , so hat sie
sagen können , bei den Arbeitern der Brauereiindustrie
handelt es sich um kräftige Leute, die unschwer in der
Landwirtschaft und in anderen Betrieben wieder Arbeit
finden können . Ich bin nun der Meinung , daß gerade
bei der Feuerversicherung, selbst wenn man nicht gerade
konstruieren kann, daß eine rechtliche Verpflichtung zur
Entschädigung vorliege, jedenfalls ein sehr starker Ml » ,
ligkeitsanspruch auf Entschädigung entstehen würde .
Denn diese Versicherungenbeschäftigen nicht nur ihre In¬
spektoren sondern vielfach eine große Anzahl Agenten,
denen es sehr schwer fallen würde, anderswo unterzukom¬
men. Auch das muß uns zu einer ablehnenden Stellung¬
nahme bestimmen. Wir könnten diese Leute lange nicht
alle in den staatlichen Betrieb übernehmen, denn viele
von den Agenten würden nach ihrer Vergangenheit und
nach ihrer Vorbildung nicht den Anforderungen entspre¬
chen , die der Staat an seine Beamten stellen muß . Die
meisten würden eben einfach brotlos werden, und wir
könnten uns deshalb nicht der moralischen Verpflichtung
entziehen, sie zu unterstützen.

Ich glaube also , um alles zusammenzufassen , es spre¬
chen gewisse grundsätzliche Bedenken dagegen, daß wir
hier in das private Wirtschaftsleben einen so starken
Eingriff machen , es sprechen aber auch Zweckmäßigkeits¬
gründe gegen die Übernahme einer derartigen Versiche¬
rung in den Staatsbetrieb . Wir haben allen Grund ,
namentlich bei unseren gespannten Finanzverhältnissen
und der Kleinheit unseres Staates , gegenüber solchen ge¬
wagten Operationen vorsichtig zu sein : Wenn der Ge¬
dankt überhaupt einmal Verwirklichung finden soll , wird
es sich immerhin empfehlen, daß wir zunächst größere
Staatsverbände uns das vormachen lassen . Zurzeit ver¬
halten wir uns jedenfalls ablehnend (Beifall im Zen¬
trum ) .
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Abg . Dr . Vogel - Rastatt ifortschr . Vp .) : Dem Antrag
Bechtold und Genossen können wir nicht beitreten ;
nicht deshalb , weil wir glauben , daß der Gedanke ,
der diesem Antrag zu Grunde liegt, ein unreifer
und verfrühter sei , sondern deshalb, weil wir glauben,
daß dieser gesetzgeberische Gedanke bei der Kleinheit
unseres Landes und dem verhältnismäßig geringen
Wert der zu versichernden Beträge für unfern Staat
eine zu große Gefahr birgt und die Prämiensätze zu
hoch würden . Wir sehen ein weiteres Hauptbedenken
in dem Mangel der Möglichkeit einer Rückversicherung .

Ich will auf die verschiedenen Gesichtspunkte , die in
der Debatte hervorgetreten sind, nicht weiter eingehen.
Nur dem Herrn Kollegen Süßkind möchte ich bemerken :
Es scheint mir ein verfehlter Gedanke zu sein , bei der
staatlichen Feuerversicherung auf Überschüsse für die
Staatskasse zu wirtschaften. Ich meine , man müßte
den Überschuß zunächst für die Schaffung eines Reserve¬
fonds verwenden (Abg . Süßkind : Das habe ich ja
gesagt !). Interessant waren die Ausführungen der
Herren Neuwirth und Kopf wegen der bei diesen beiden
Herren hervorgetretenen Beurteilung der Fähigkeit der
Bureaukratie zur Leitung eines derartigen Betriebs .
Wir glauben , daß im staatlichen Betrieb , der richtig
geleitet ist , dessen Leitung natürlich in die richtigen
kaufmännischen Hände gelegt sein müßte , ebenso billig
und solid gearbeitet werden kann als im Betrieb großer
Gesellschaften . Und wenn darauf hingewiesen wird , daß
die Bevölkerung höchstwahrscheinlich bei allen Aktionen
der staatlichen Versicherung mehr oder weniger unzu¬
frieden bleiben würde, daß die Kammer mit großen
Petitionsstürmen überlastet werden könnte, so kann ich
doch auf eine Erscheinung Hinweisen , die mir als Mit¬
glied der Petitionskommission recht deutlich vor Augen
getreten ist : Wir haben aus dem ganzen großen Gebiet
der sozialen Versicherung , wo schiedsgerichtliche Ent¬
scheidung stattfindet , in der Petitionskommission nicht
eine einzige Petition gehabt . Das scheint mir dafür
zu sprechen , daß auch bei der staatlichen Feuerver-
sicherung die Kammer dieser Gefahr wahrscheinlich nicht
ausgesetzt wäre , wenn die Entscheidungsfrage schieds-
gerichtlich entschieden würde.

Wir kommen aber auch nicht zu dem Ergebnis der
Großh . Regierung , die auf Seite 16 der Denkschrift
ausspricht : „ Ein Bedürfnis nach der staatlichen Fahrnis¬
versicherung kann nicht anerkannt werden" . Wir glauben
vielmehr, daß der Gedanke der staatlichen Fahrnisver¬
sicherung nicht von der Tagesordnung verschwinden
wird und daß es Aufgabe des heutigen Staates ist,
diesen Zweig der Fürsorgetätigkeit selbst in die Hand
zu nehmen. Wenn das Reich , das ist unser Stand¬
punkt, sich nicht dazu entschließen kann, das zu tun ,
dann wird wohl der Weg beschritten werden müssen ,
zu versuchen , ob innerhalb einer Gruppe von Einzel¬
staaten , in welchen die Auffassung sehr stark vertreten
wird , daß die staatliche Zwangsversicherung die richtige
sei, nicht ein Zusammenschluß zum Zwecke der Bildung
eines Verbandes mit dem Ziele der Versicherung gegen
Feuersgefahr erfolgen kann . Wir stehen also auf dem
Standpunkt , daß der Staatszwangsversicherung unter
Ausschluß der Privatversicherungsgesellschaften, aber
innerhalb des Rahmens eines größeren Verbandes der
Versicherungsträger , der unseres Erachtens geschaffen
werden könnte bei der Stimmung , die in der Volks¬
vertretung der süddeutschen Staaten sich im Laufe der
letzten Jahre durchgerungen hat , und bei der Geneigt¬

heit , die auch öfters bei den Regierungen itt
Staaten zu Tage getreten ist, die Zukunft gehört » £

1
stimmen also , wie gesagt, gegen den Antrag BeL^
nicht weil wir seine Grundlage ablehnen und
Grundgedanken des Antrags für unrichtig halten sdern deshalb , weil wir die praktische Durchführung hü«Gedankens im Rahmen unseres kleinen Staates ,
Zeit nicht für möglich halten .

^

Abg . Sänger (natl .) : Auch ich muß mich heute gea«.den Antrag der Herren Bechtold und Genossen g»7
sprechen . Ich darf das nicht nur tun im Namen mein»
politischen Freunde , sondern ich darf auch erklären tat
die Herren Mitglieder der badischen Landwirtschĝ
kammer, die dem Hohen Hause angehören und umdenen ich Rücksprache genommenhabe, mir darin zustimmen
In der Versammlung der badischen Landwirtschaft-
kammer im Januar 1908 wurde diese Frage behandeltund zwar wurde bei Antrag auf Einführung der stam .
lichen Zwangsversicherung vom Herrn Baron v . Stotzingeä
eingebracht. Er hat aber damals schon ausgefUrt-
„ Einen bestimmten Vorschlag kann ich Ihnen heute nickt
unterbreiten , da die Frage nach allen Seiten noch
gründlich geprüft werden muß . " In jenen Januar-
tagen waren ja die 11 Fragen , die die Zweite Kammer
an die Großh . Regierung gerichtet hat , noch nicht beant-
wartet , und Sie sehen , daß die Beantwortung der
Fragen seitens der Großh . Regierung nicht nur die M .
glieder der Landwirtschaftskammer in ihrer früheren
Ansicht wankend gemacht hat , sondern daß sie auch ihren
Einfluß auf die Kommission der Zweiten Kammer der
badischen Landstände dahin geltend gemacht hat, dah
die Kommission heute zu einem ganz anderen Antrag
kommt, als das früher der Fall war . Die Kommission
hat sich vor vier Jahren mit allen gegen eine Stimme
und vor 2 Jahren einstimmig für den Antrag ausge¬
sprochen , heute aber haben wir einen Antrag der Kom-
Mission zu beraten , der dahin geht, den Antrag der
Abgeordneten Bechtold und Genossen , die Verstaat¬
lichung der Mobiliar -Feuerversicherung betr. , abzu-
lehnen . Also nicht nur die Mitglieder der badischen
Landwirtschaftskammer sondern auch die Mehrheit der !
Kommissionsmitglieder sind zu anderer Ansicht gekommen .

Von einer Seite ist gesagt worden , die Kostei
würden bei der Verstaatlichung der Mobiliar- Feuer-
versicherung keine hohen mehr sein , denn es mW
jetzt schon von seiten der Bürgermeisterämter, der
Ratschreiber usw . ein großer Teil der Arbeit über¬
nommen werden. Da bin ich anderer Ansicht . A
glaube, das läßt sich gar nicht durchführen , und es
würde unbedingt notwendig werden , daß auch w
kleinsten Dorf ein besonderer Beamter hingesetzt würde
der die örtliche Verwaltung zu besorgen hätte . Es
würde also eine sehr große Anzahl von Beamten fät
die Versicherung notwendig werden, und dadurch würden
aber die persönlichen und sachlichen Verwaltungskoste«
sicherlich ebenso hoch , wenn nicht höher werden , als das
jetzt bei den Privatversicherungsgesellschaften der Fall
ist . Es ist schon vor zwei und auch vor vier Jahre«
von seiten des Herrn Ministers ausgeführt worden .
Baden wäre für eine Mobiliar - Feuerversicherung viel ja
klein . Wir haben als warnende Beispiele das Um
glück von San Franzisko und den großen Brand
von Aalesund gehabt, und wir haben es i «
Donaueschingen , in unserem Großherzogtiw
selbst erlebt, daß sofort nach dem Unglück bei der
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Gebäudeversicherungsanstalt die Prämien
*

100 Proz . in die Höhe geschnellt sind .
“m- ein gewichtiger Beweis dafür , daß unser
^ Herzogtum Zu klein ist , um ein solches
ffnmrnent der Einführung der staatlrchen Feuer-
Sicherung zu wagen. Es ist gewiß bedauerlich, daß

■St nur manchen Industriellen , wenn sie versichern
mallen von den Privatversicherungsgesellschaften große
Schwierigkeiten gemacht werden — auch mir sind aus
«einem Bezirk diesbezügliche , sehr berechtigte Klagen

aeqangen — , sondern auch aus landwirtschaftlichen
Krisen, insbesondere des Schwarzwaldes , wird darüber
aeflagt/ wie schwer es oft den dortigen Bauern gemacht
mÄ, ihre Häuser, sofern sie leicht gedeckt sind , versichern
-> können . Aber ich befürchte , daß gerade die ländliche
Bevölkerung , wenn die Versicherung vom Staate ver¬
maltet würde , deshalb garnichts davon profitieren würde,
->eil die großen Städte eine erhebliche Differenzierung
öei der Prämienberechnung beanspruchen würden , denn
He würden darauf Hinweisen , daß die Feuersgefahr in
den Städten bedeutend kleiner geworden sind , weil hier
die Löscheinrichtungen so vorzüglich sind , wie sie auf
dem Lande auch bei sonst günstigen Verhältnissen und
pit dem besten Willen nicht eingeführt werden können,
veil die großen städtischen Neubauten fast nur aus

und Eisen erbaut werden usw . Es wäre also
nachher die Landbevölkerung diejenige, die die höchsten
Prämien bezahlen müßte.

K kommt weiter hinzu , daß eine staatliche Fahrnis¬
versicherung ohne Versicheret ngszwang eigentlich
überhaupt nicht durchgeführt werden kann, denn wenn
sie ohne Versicherungszwang durchgeführt würde, so
würden vermutlich der staatlichen Mobiliarfeuerverstche-
rnng die allergefährlichsten Risiken zugewiesen werden,
sedaß die Privatversicherungsgesellschaften noch ein
besseres Geschäft machen würden wie jetzt. Daß die
privaten Feuerversicherungsgesellschaften übrigens nicht
eile und immer gute Geschäfte machen und günstige
Wresabschlüsse haben , hat man oft Gelegenheit zu
chhren.

Aus allen diesen Gründen darf ich nicht nur für
mich sondern auch im Namen vieler Kollegen erklären,
daß wir gegen den Antrag der Herren Abgg. Bechtold
und Gen . stimmen werden. Wir lehnen ihn im
Prinzip zwar nicht ab , sondern wir wünschen , daß die
Troßh . Regierung die Frage ernstlich prüft und sie im '
Auge behält , daß sie auch versucht , mit anderen deut¬
schen Bundesstaaten in Verbindung zu treten , damit
eventuell durch die Gründung eines Zweckverbandes
deutscher Bundesstaaten die Verstaatlichung der
Mobiliarversicherung möglich gemacht werden wird . '
Dann wird der Zeitpunkt gekommen sein , in dem auch
Msere Zustimmung nicht fehlen soll ! (Beifall bei den
Nationalliberalen.)

Mobilien haben, und wenn auch dort die gemachten Er¬
fahrungen für meinen Standpunkt nicht besonders
günstig sind , so sind eben diese Kantone viel zu klein, um
das Risiko zu tragen . Gegenüber diesen kleinen Kanto -
nen hätten wir in Baden doch immerhin in viel größerem
und ausgedehnterem Maße die Vorbedingungen für das
Prosperieren einer staatlichen Mobiliarversicherung. Wenn
wir einmal im deutschen Reiche bleiben wollen, so haben
wir ein Beispiel in Sachsen. Has Königreich Sachsen
hat die Verstaatlichung der Gebäudeversicherung, es hat
daneben aber auch eine fakultative Verstaatlichung eines
Teils von Fahrnissen , nämlich von Maschinen und maschi¬
nellen Einrichtungen , und man hat gerade auf diesem
Gebiete schlimme Erfahrungen in Sachsen nicht gemacht ,
denn die sächsische Regierung hat im Jahre 1908 sich im
Landtag dahin ausgesprochen , daß sie in Erwägung zie¬
hen wolle , inwieweit ein Ausbau der freiwilligen Abtei»
lung der Versicherung , die ich schon eben nannte , möglich
fei . Es sind also die Erfahrungen in Sachsen nicht der»
art , daß sich die Regierung glattweg ablehnend verhält ,
sondern sie will die Sache weiter verfolgen. Ich glaube,
daß das Beispiele genug sind, die für meinen Stand¬
punkt sprechen . Ich verkenne das Gewicht der Gründe ,
die gegen eine Verstaatlichung in diesem Hohen Hause
vorgetragen und die auch sonst in Broschüren usw . nieder¬
gelegt sind , durchaus nicht , allein ich halte diese Gründe
nicht für derart , daß sie nicht überwindbar wären . Na¬
mentlich möchte ich darauf Hinweisen , daß ja unsere
neue Landesbauordnung schon beim Bau derartig penible
Anforderungen stellt , daß die Brandgefahr immer gerin¬
ger werden wird . Außerdem haben wir Sicherheitsmaß .
regeln genug, und auch die Löschapparate, die der Feuer -
wehr zur Verfügung gestellt werden, werden von Jahr zu
Jahr immer mehr vermehrt und verbessert , das Personal
wird immer mehr ausgebildet , so daß die Brandgefahr
zweifellos immer mehr verschwindet .

Dann wird zweifellos eine Rückversicherung möglich
sein, namentlich dann, wenn wir eine fakultative staatliche
Mobiliarversicherung einführen , der der Staat und die
Gemeinden mit ihren Fahrnissen vorweg beitreten mllß.
ten , als deren Anhänger ich in erster Linie mich bekenne .
Im Falle der fakultativen Versicherung hätten wir ein¬
mal die Möglichkeit der Rückversicherung , die ich eben
nannte , wir wären aber auch außerdem über die Frage
hinaus , ob die bisher arbeitenden Versicherungsgesell¬
schaften einen Anspruch auf Entschädigung hätten oder
nicht . Bei der fakultativen Versicherung würde Zweifel -
los dieser Anspruch nicht bestehen . Da für eine fakulta¬
tive Versicherung viele Freunde im Hause nicht vor¬
handen sind , und da ich, ob in der einen oder anderen
Form , ein staatliches Vorgehen überhaupt für einen ganz
bedeutenden Fortschritt halte, so werde ich mich zu dem
Anträge der Herren Abgg . Bechtold und Gen . bekennen
und für diesen stimmen, obgleich er nicht ganz meinen
Intentionen entspricht .

Abg . Wittemann (Zentr .) : Ich bin ein Freund der
staatlichen Mobiliarfeuerversicherung und möchte mich
als solchen hier bekennen . Die Frage der Verstaatlichung
dst Mobiliarversicherung ist meines Erachtens soweit we¬
nigstens schon erprobt , daß zweifellos auch der badische
Staat sich mit der Sache eingehender befassen und der
Frage näher treten kann, als das nach seiner bisherigen
Stellungnahme der Fall ist . Wir haben nicht bloß den
Kanton Waadt als Beispiel sondern auch den Kanton
Marus , die bereits eine staatliche Feuerversicherung für

Abg . G e p p e r t (Zentr .) : Wenn die letzten Aus¬
führungen , die der Herr Kollege Sänger gemacht hat ,
Gegenstand eines Antrags gewesen wären , so hätte ich
sür denselben stimmen könen . Ich will nur meine Ab¬
stimmung mit einigen Worten motivieren . Es ist nicht
zu beabreden, daß der Gedanke der Verstaatlichung der
Fahrnisversicherung Fortschritte gemacht hat , und daß er
immer weitere Fortschritte macht ; schon in früheren Jah¬
ren , sogar in den 30er Jahren , wo das Versicherungswesen

I
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aufgekommen ist, hat man schon den Gedanken erwogen ,
ob cs nicht besser und ratsamer wäre , daß der Staat die

Versicherung der Fahrnisse übernehmen würde . Ich will

auf Einzelfragen und auf Gegengründe gegen Äuße¬

rungen , die hier gefallen sind , nicht eingehen . Ich möchte
nur gegenüber dem, was mein Fraktionskollege Kopf
gesagt hat, „die Verstaatlichung wäre ein schwerer Ein¬

griff in die freie Erwerbstätigkeit "
, sagen : Die

Versicherung gegen Schäden und Unglück sollte
auf der anderen Seite auch nicht Gegenstand
des Erwerbs sein (Sehr richtig !) , und das ,
was einen mit Unglück überzieht , sollte auf der anderen
Seite ebenfalls nicht Gegenstand des Dividendenbezugs
sein . Die Gr . Regierung hat ja die Freundlichkeit gehabt,
die Fragen , die die Kommission ihr seinerzeit vorgelegt
hat, zu beantworten . Ich muß sagen , daß die Beant¬

wortung dieser Fragen durchaus kein so ungünstiges Er¬

gebnis gezeigt hat , daß man unbedingt zu dieser ableh¬
nenden Stellung gegenüber dem Antrag der Abgg . Bech -
told und Gen . hätte kommen müssen . Ich hätte insbe¬

sondere gewünscht, daß wir auch über die dritte Frage :

„Wie hoch belaufen sich die Beträge der seitens der Ge¬
meinden u . Privaten bestehenden Versicherungen? " weitere

Aufklärung erholten hätten . Es ist doch ein bezeichnen¬
der und auffallender Vorgang , daß die großen Städte
überhaupt davon absehen, ihre Fahrnisse zu versichern,
daß sie den Standpunkt einnehmen , es seien ihnen die

Prämien viel zu hoch. Ich besorge, wenn die großen
Städte sich zusammenschließen und für sich allein Vorgehen,
dann werden wir gegenüber den Versicherungsgesellschaften
einen schweren Stand haben . Wenn wir heute von
Brandschäden auf dem Lande erzählt bekommen, so heißt
es immer : Die Fahrnisse waren nicht versichert, wodurch
die Leute in großes Unglück gekommen sind . Meiner An¬

sicht nach ist die Frage noch nicht so hinreichend geklärt ,
daß der Antrag der '

Kommission so hätte lauten müssen,
wie er tatsächlich lautet . Ich meinerseits wäre dafür ge¬
wesen, daß der Antrag an die Großh . Regierung in dem
Sinne zur Kenntnisnahme überwiesen worden
wäre , daß die Großh . Regierung das Material für diese
Frage noch weiter ausbauen möge und daß sie namentlich
auch mit den Nachbarregierungen Fühlung nehmen
möge , damit in bezug auf diejenige Frage , die das Ge¬
fahrenrisiko betrifft , noch eine weitere Klärung geschaffen
worden wäre . Ich möchte nur sagen , daß ich mich aus

diesen Gründen nicht dazu entschließen kann, für die

glatte Abkehnung des Antrags zu stimmen , daß ich mich
der Abstimmung enthalten werde .

Abg . Schmidt - Breiten (Bd . d . Landw .) : Wir

haben keine grundsätzlichen Bedenken gegen einen Antrag
auf Verstaatlichung des Fahrnisversicherungswesens .
Im Gegenteil , wir stehen auf dem Standpunkt , daß
das Feuerversicherungswesen , überhaupt das gesamte
Versicherungswesen sehr wohl geeignet ist, daß es
der Staat an sich ziehe , soweit nicht Zweckmäßigkeits¬
bedenken dagegen sprechen . Wir haben deshalb hier

zu prüfen , ob Zweckmäßigkeitsgründe gegen den An¬

trag der sozialdemokratischen Fraktion sprechen . Es

sind hauptsächlich zwei Zweckmäßigkeitsfragen zu prüfen ,
einmal die , ob die Versicherten einen Vorteil von der Ver-

staatlichung haben, u . zweitens , ob der Staat einen Vor¬
teil oder einen Nachteil von der Verstaatlichung des Fahr¬
nisversicherungswesens zu erwarten hat . Was die Frage
angeht , ob die Versicherten einen Vorteil haben, so ist da¬

rauf hingewiesen worden , daß in dem einen Fall , in
ein Staat das Feuerversicherungswesen hinsichtlich ^
Fahrnisse an sich gezogen hat , die Versicherten kein Qfe,
schüft gemacht hätten , daß vielmehr im Kanton Waadt
die Prämien sehr in die Höhe gegangen seien . Außerdem
haben wir gehört , daß die Prämien für die Versicherung
der Gebäudefünftel jetzt wesentlich höher geworden sich
als zu der Zeit , als man die Gebäudefünftel bei den
Privatversicherungsgesellschaften versichert hat . Was die
Frage angeht , ob der Staat Vorteile oder Nachteile von
der Verstaatlichung hat , so ist von verschiedenen Seiten
mit Recht geltend gemacht worden , daß das Risiko für
einen Staat von der Größe Badens zu groß sei . Es ist
da auf zwei Beispiele ^hingewiesen worden , auch aus den
Kanton Waadt und soeben seitens des Herrn Abg . Witte¬
mann noch auf den Kanton Glarus . Der Herr Abg.
Wittemann , der selbst Anhänger der Verstaatlichung ist,
hat selbst darauf hingewiesen , daß auch der Kanton
Glarus keinen Vorteil aus der Verstaatlichung gezogen
habe. Er meinte allerdings , die beiden Kantone Waadt
und Glarus seien kleiner als Baden ; aber das ist noch
kein Beweis dafür , daß Baden die notwendige Größe
tatsächlich hat . So viel ist sicher, daß eine Klärung da-
rüber , ob der badische Staat die notwendige Größe hat
oder nicht, nicht geschaffen ist. Es veranlassen uns des¬
halb die erwähnten Zweckmäßigkeitsgründe , gegen den
Antrag der Sozialdemokraten zu stimmen .
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Abg . Stockinger (Soz .) : Wie manche der pri .
baten Versicherungsan st alten arbeiten , da-
für möchte ich in aller Kürze nur ein kleines Beispiel
bringen . Die Aachen-Münchener -Feuerversicherungs.
gesellschaft, die im Jahre 1905 eine Prämieneinnahme
von über 2414 Millionen hatte und die im gleichen
Jahre an Entschädigungen 11689 000 M . bezahlt hat,
hat am 29 . Juni 1906 folgende Spezialvorschrift für 3
Orte meines Wahlkreises hinausgeschickt: „In den Ge-
Höften . . .

" (es folgen dann etwa 60 Nummern ) „sind
neue Versicherungen nicht annehmbar und die darin be¬
stehenden bei jeder sich darbietenden Gelegenheit aufzu- ,
heben . In den Nachbarorten Niefern und Oschelbronn
sind Versicherungen nur annehmbar in massiven neuen
Gebäuden , in denen Landwirtschaft nicht betrieben wird.

"

Der Agent für den Ort Eutingen hat es daraufhin ab>
gelehnt , für diese Versicherungsgesellschaft noch länger
tätig zu sein . In dieser Spezialvorschrift ist der Lrt
Oschelbronn genannt worden . Er ist nach den stasisti¬
schen Nachweisungen der Regierung am 26 . November
1905 von einem großen Brand heimgesucht worden. Es
sind dort 17 Anwesen mit im ganzen 36 Gebäuden, in
denen sich 26 Haushaltungen befanden , durch Brand be>

schähigt worden ; 28 Gebäude sind vollständig durch
Feuer niedergelegt worden . Der an Gebäuden und

Fahrnissen erlittene Schaden und der durch die LösÄ-

maßregeln hervorgerufene Schaden , der übrigens nur
94 M . betrug , hat im ganzen 138 062 M . betragen.
muß darauf Hinweisen : Wenn eine derartige Do
schrift kurz vor dem Brand , vor dem 26 . November 191

erlassen worden wäre , so wäre die Tatsache zu verzeich
nen , daß vielleicht mehr als ein Dutzend Einwohner der
Gemeinde Oschelbronn ohne jede Versicherung gewesen
wären und absolut nichts hätten bekommen können. Schon
die Erwähnung dieses praktischen Beispiels zeigt doch,
wie rigoros die Versicherungsgesellschaften Vorgehen .
Leider besitzt auch die Regierung keine Handhabe, um
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L tfg Versicherungsgesellschaften nach dieser Rich -
"

irsend einen Zwang ausüben zu können . Auch
E

Zulassung
kann sie ihnen gegenüber keine Be¬

rgen oder irgend eine andere Art des Vorgehens

Men - Die Versicherungsgesellschaften sind also im

hier ganz und gar nach ihrem eigenen Gut -

M Leute in die Versicherung aufzunehmen oder

f Kenn ein solches Verfahren von verschiedenen

Merungsgesellschaften geübt wird , so ist praktisch

. Wohl der Fall denkbar , daß Dutzende von Leuten

seinen Dörfern vielleicht Monate , unter Umstän -

°sahre hindurch ohne jede Versicherung ihrer Fahr -

^sind. Gerade in den letzten Tagen , wo man fast

t Itunde sicher war , ob nicht irgend ein Gewitter

richt , ist ks doch eine außerordentlich gefahrvolle

he und cs ist beängstigend für die Leute , wenn sie

iit, daß ihr Hab und Gut ohne jede Versicherung ist .

habe mich für verpflichtet gehalten , nachdem auch

aus meinem Wahlkreis mich auf diese Tatsache

Mierksam gemacht haben , dies hier zur Sprache zu
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iKnisterialdirektor Weingartner : Die Stellung -

Mnie der Regierung zu dem Ihnen vorliegenden An -

Cjp der Abgg . Bechtold und Genossen ist im Kommis -

Mtiericht
und in der Ihnen früher übergebenen Denk -

Mrist hinreichend klar gelegt , so daß ich nichts mehr hin -

^ ügen habe . Auch die heutigen Verhandlungen

»M neue Gesichtspunkte nicht ergeben , zu denen neuer -

fcngi Stellung zu nehmen wäre . Nur gegenüber einigen

Merklingen des Herrn Abg . Süßkind glaube ich doch

Mi sagen zu sollen .

gl ist nicht die Furcht vor der Mehrarbeit und zwar

U besonders qualifizierten Arbeit , die bei der staat -

len Mobiliar -Versicherung zu leisten wäre , welche uns

fcp geführt hat , dem Antrag Bechtold gegenüber eine

Mehrende Haltung einzunehmen . Wir haben ja viele

jlkzierungsassessoren zur Verfügung , welche wir gerne

«inenden würden , wenn sich hier ein neues Arbeitsge -

Ä eröffnen würde . An Arbeitskräften würde es also

M fehlen und an Arbeitsfreudigkeit auch nicht . Die be-

»nbere Art der alsdann zu leistenden Arbeit stellt aller -

lings besondere Ansprüche . Nun kann freilich niemand

M seiner Haut herausfahren , so gern er es auch manch -

Nl möchte , und es kann auch der Staat nicht aus seiner

feiit heraus . Ter Staat würde deshalb auf diesem ihm

Mer fremden Tätigkeitsgebiet im Anfänge höchst wahr -

Ämlich etwas bureaukratisch arbeiten , denn ein gewisser

cheaukratischer Zug liegt im Wesen dieser staatlichen

Aiötigung . Diese sogen . Beamtenbureaukratie hat

si 'igens doch auch manches Gute , und ihre peinliche Ge -

Henhaftigkeit , ihre unbestechliche Gerechtigkeit und un -

müdliche Gründlichkeit verdient richtig gewürdigt zu

derben . Indessen glaube ich, daß die Härten , die sich in

lrr bureaukratischen Behandlung dieser mehr kaufmän -

siiAen Dinge im Anfang zeigen würden , sich schließlich

iüerwinden lassen würden , und daß auch vielleicht ein

kaufmännischer Geschäftsbetrieb sich ermöglichen

lsisen würde . Wie gesagt , Erwägungen dieser Art waren

es nicht in erster Linie gewesen , die uns zu unserer Stel¬

lung bestimmt haben .

Hervorheben möchte ich noch , daß mit der staatlichen

Ällngsmobiliarversicherung ein Eindringen in die Pri -

Satderhältnisse verbunden ist , das für den Staat nicht

immer sehr angenehm ist , und das auch von den Beteilig¬

ten recht unangenehm empfunden werden kann . Ich darf

in dieser Richtung darauf Hinweisen , daß in der Sitzung

der Ersten Kammer vom 14 . Dezember vorigen Jahres

ein sonst eifriger Verfechter der staatlichen oder der kom¬

munalen Fahrnisversicherung , der Herr Oberbürgermei¬

ster vr . Winterer von Freiburg , gesagt hat , bei der bis¬

her den Gemeinden obgelegenen Prüfung der Fahrnis¬

versicherungsverträge habe man das unangenehme

Gefühl gehabt , es werde hier in Pribatverhältnisse ein -

gedrungen , zu deren genauer Untersuchung nicht einmal

die Mitte ! gegeben seien . Es hat also auch dieser eifrige

Verfechter der staatlichen oder kommunalen Mobiliarver¬

sicherung zugegeben , daß mit der bisherigen Prüfung der

Fahrnisversicherungsverträge ein Unangenehmes Ein¬

dringen in Privatverhältnisse verbunden sei , und die

Schwierigkeiten , welche bei einer staatlichen Zwangs¬

mobiliarversicherung zu überwinden wären , wären doch

recht viel größer .

Entscheidend für die vorliegende Frage ist jedenfalls ,

daß , wie auch von verschiedenen Seiten betont worden ist .
eben unser Staat viel zu klein ist , um dieses große Risiko

zu tragen . Die Erwägungen , die zu dem Anträge Bech¬
told geführt haben , sind ja gewiß sehr beachtenswert , und

daß sie so beachtenswert sind, zeigt sich schon darin , daß

der gleiche Vorschlag so oft wiederkehrt und daß er auch

in anderen Staaten auf der Tagesordnung steht . Aber

ob die Mißstände , aus denen der Antrag hervorgegangen
ist , nun gerade dazu werden führen müssen , die staatliche

Mobiliarversicherung herbeizuführen , ist doch noch eine

andere Frage . Es fragt sich , ob man nicht auf anderem

Wege den Mißständen begegnen kann , die sich da und

dort gezeigt haben , und in dieser Richtung haben wir in

der Übereinkunft , die wir mit den Versicherungsgesell -

fchaften getroffen haben , doch einen sehr beachtenswerten

Erfolg erzielt . Gerade die Ergebnisse des Jahres 1909 .
die mit diesem Übereinkommen erzielt worden sind und

die in den Mitteilungen des statistischen LandeSamts ver¬

öffentlicht worden sind (Januar 1910 ) , beweisen , daß von

dieser Einrichtung sehr reichlich Gebrauch gemacht wird ;

hiervon könnten auch die landwirtschastlichen Unterneh¬

mer in den Gemeinden Gebrauch machen , die vorhin der

Herr Abg . Stockinger erwähnt hat , wie Oeschelbronn und

die anderen Orte . Hier haben wir ein Mittel , notleidende

Risiken , also Risiken , die anderwärts nicht untergebracht
werden können , zu annehmbarem Satze unterzubringen ,
bei landwirtschaftlichen Anwesen , selbst bei solchen mit

weicher Bedachung höchstens mit 5 vom Tausend .

Wenn vom Herrn Abg . Wittemann angeregt worden

ist , man solle wenigstens die fakultative Feuerversicherung
der Mobilien bei einer staatlichen Anstalt einführen , so

ist zu beachten , daß wir da im Anfänge wohl nur recht

schlechte Risiken bekämen . Wir müßten ferner , wenn wir

mit der Fahrnisversicherung anfangen , Gefahrenklassen
bilden , denn ohne solche wäre ein erfolgreicher Wett¬

bewerb mit den Versicherungsgesellschaften oder ein wirt¬

schaftlicher Geschäftsbetrieb nicht möglich , und es ginge

nicht mehr , daß wir für das ganze Land wie bei der Ge¬

bäudeversicherung nur eine Gefahrenklasse bilden . Wenn

wir aber anfangen , für die Mobilien Gefahrenklassen zu

bilden , die wir nur fakultativ versichern , dann können

wir wohl auch nicht mehr anders — denn wir werden

von den Hausbesitzern und von den Städten dazu gedrängt

werden — , als auch für die Gebäudeversicherung Gefah¬

renklassen einzuführen , und dann wird die Versicherung



schwieriger und teuerer gerade für die Risiken , deren Ver¬
sicherung erleichtert werden soll .

Und noch Eines : Die großen Gewinne , die die Privat¬
gesellschaften , wie gesagt worden ist , machen , werden durch
große Schadensfälle wie die in San Franzisko und in
Donaueschingen sehr in Frage gestellt . Solche Schadens¬
fälle können und werden immer wieder Vorkommen , in
kürzerer oder längerer Frist , sie werden die Gewinne vie¬
ler Jahre aufzehren , und manche Gesellschaft ist dabei
schon zusammengebrochen . Übrigens nehmen wir von
diesen großen Gewinnen ja jetzt durch die Erhöhung der
Abgaben , die wir anläßlich der Änderung der Fahrnis¬
versicherungsgesetzes vorgenommen haben , künftighin
schon einen recht respektablen Teil für die Staatskasse
weg , den wir für die Gemeinden verwenden , damit sie
ihre Feuerlöscheinrichtungen verbessern können , oder für
gemeinnützige Zwecke , zu Wasserversorgungen , zur Unter¬
stützung von Feuerwehrleuten u . ä . Wir wollen sie jetzt
auch dazu verwenden , um feuergefährliche Dachungen
wie die Schindeldächer zu beseitigen . Zu diesem Zweck
wollen wir aus diesen Mitteln Prämien und Beihilfen
geben , damit diese feuergefährlichen Dachdeckungen ver¬
schwinden , die Feuersgefahr vermindert und die Höhe der
Versicherungsprämien ermäßigt wird .

In dieser Weise sind die Erwägungen , aus denen der
Antrag hervorgegangen ist , bereits in die Tat umgesetzt
und haben schon zu manchem schönen Ergebnis geführt .
Aber der Antrag , wie er hier vorliegt , die Regierung zu
ersuchen , alsbald einen Gesetzentwurf über die Verstaat¬
lichung der Mobiliarvcrsicherung vorzulegen , ist unan¬
nehmbar , und darum glaube ich, Sie bitten zu dürfen ,
diesen Antrag abzulehnen .

Hierauf wird folgender Abänderungsantrag der
Abgg . G e ck (Soz .) und Genossen zu dem Anträge der
Abgg . Bechtold und Genossen und Süßkind und Ge¬
nossen bekannt gegeben :

Die Zweite Kammer wolle im Falle der Ablehnung
dieses Antrags beschließen : Die Großh . Regierung wolle
zur Vorbereitung der staatlichen Fahrnis -Feuerversiche¬
rung weitere Erhebungen auf diesem Gebiete machen
und auch mit anderen Bundesregierungen behufs gemein¬
samen Vorgehens in Verbindung treten .

Zur Begründung dieses Antrags erhält das Wort

Abg . Geck <Soz .) : Ich glaube , der Antrag be¬
gründet sich selbst . Er ist entstanden im Hinblick auf
die Erwägungen , die von anderer Seite unserem
Hauptantrage gegenüber gemacht worden sind . Wir
möchten den Versuch machen , wenigstens etwas Positives
zustande zu bringen . Wir können aber unseren Haupt -
antrag nicht zurückziehen , weil derselbe ein grund¬
sätzlicher ist , und weil es sich zeigen soll , wieweit der
Gedanke einer staatlichen Mobiliar - Feuerversicherung
in den Kreisen der Kammer vorgeschritten ist . Ich
möchte also empfehlen , daß diejenigen Herren Kollegen ,
die Bedenken haben , der grundsätzlichen Sache ihre Zu¬
stimmung zu geben , wenigstens durch Beitritt zu dem
Eventualantrage die Angelegenheit fördern helfen , damit
wir in einem späteren Landtage doch zu dem Ziele
kommen , die Feuerversicherung auf Grund eines von

der Regierung uns vorgelegten Gesetzenwurfes
lichen zu können .

Das Schlußwort für die Antragsteller erhält

0

löten e: n
entge

Abg . Süßkind ( Soz .) : Es ist verschiedentlich ^dem großen Risiko gesprochen worden . Es kommt audas genau so vor , wie es seinerzeit vor der Einfuhr^der Eisenbahn gewesen ist , wo überall , wie bei ^
neuen Einrichtungen , Stimmen laut geworden fij

'

solche Aufgaben , ein solches Risiko , könne der Staat nitz
übernehmen . Und heute schaut man mit Bedauern der.
auf zurück , wie viele Böcke früher geschossen und ^
viele Fehler damals gemacht worden sind . Glauben Ci?
daß die Feuerversicherungsgesellschaften ihre Einrjch
jungen aus Liebe zur Menschheit treffen oder aus Lich
zum Geldsack ? Ich glaube das letztere , und die
zahl der Herren Abgeordneten wird wahrscheinlich
gleichen Auffassung sein .

Vom Herrn Abg . Kopf ist zur EntschädigungsfroU
erklärt worden , hinsichtlich der Tabakarbeiter habe «z
im Reichstag nicht „ Entschädigungen " sondern „Uni «-,
stützungen " geheißen ; gerade damit habe man erklärt
daß man Entschädigungen nicht einführen wolle . Nehme»
wir ein anderes Beispiel : Von den Bierbrauern , bie
durch die Erhöhung der Bierpreise infolge der Reichs ,
finanzreform arbeitslos werden , hat man gesagt , sie
könnten jeden Tag als Taglöhner zu einem andern SB»,
ruf übergehen , der ihnen nicht so viel Lohn einbring :
wie ihr früherer Beruf . Nehmen wir nun einmal a»,
die Mehrheit im Reichstage würde die . freie Advokatur
beschränken : Dann möchte ich sehen , ob die dadurch
stellenlos werdenden Assessoren - als gewöhnliche Schreib -
gehilfen etwa sich beschäftigen wollten und den Lohn für
Schreibgehilfen annehmen würden ! Das sind also keine
Argumentationen , denn was dem Bierbrauer recht ift,
muß dem Assessor und dem . Anwalt billig sein . Aber
auch sie bekämen keine Entschädigung , selbstverständlich,
auf dem Standpunkte stehen wir ja .
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Es wurden dann die unglücklichen Verhältnisse bei
der Gebäudeversicherung angeführt . Ich habe ausdriiä-
lich dargelegt , daß man bei der Gebäudeversicherung
diese Mißstände hat , weil man es nicht verstanden hat,
in Baden für die Gebäudeversicherung einen Reserve¬
fond zu bilden .

Ich komme nochmals auf die Frage der Entschädigungen
zurück . Ich habe niemals gehört , daß die Privatgesell¬
schaften beim Übergang der gesamten Gebäudeversiche¬
rung auf den Staat wegen des ihnen genommenen „Ge¬
bäudefünftels " entschädigt worden sind . Der Landtag
hat sich auf den Standpunkt gestellt , daß die Entschädi¬
gungen nicht bezahlt zu werden brauchen .

Gegenüber den Einwänden des Herrn Abg . vr . Vogel
muß ich bemerken , daß ich ausdrücklich gesagt habe : In
den ersten Jahren werden die Überschüsse für einen
Reservefonds verwendet und erst , wenn der Reservefonds
vorhanden ist , kann eventuell daran gedacht werden ,
Einnahmen für die Staatskasse zu schaffen . Ich dächte,
nach diesen Ausführungen wären wir ziemlich einig .

Gegen den Vorschlag des Herrn Abg . Wittemann , eine
fakultative staatliche Mobiliarversicherung einzuführen ,
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per die Hinweise auf Brandunglücke wie in Donau -

^jngen können wir hinweggehen , und zwar aus dem

tt NüLmfachen Grunde , weil durch Schaffung des nötigen Re -

ihrig, , ^ efonds eine Gleichmäßigkeit der Beiträge herbeige -
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, auch für solche Fälle Sorge getragen wird .
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ist schon von anderer Seite ausgeführt worden , daß

Ê ,en wohl groß genug wäre , um die Mobiliarfeuerver -

Mung für sich allein einzuführen .

h

Kenn es sich endlich um eine , wie es mir scheint , ge -

Me Schonung angeblich Wohl erworbener Rechte han -

-
fc{it sollte , die aber nicht vorhanden sind , so ist dem ent -

. fr1 Kgenzuhalten , daß es in dieser Richtung keine wohler -

ixorbenen Rechte gibt , denn sonst wäre jede Beschrän -

junp des privatkapitalistischen Ausbeutungssystemes eine

A-schränkung wohlerworbener Rechte . Die Staatsinter -

M müssen im Vordergründe stehen und den Vorzug

gegenüber den Privatinterssen erhalten .
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rtf̂ , ^ große Bedenken . Wir werden dann die schweren

bekommen , und die glatten Versicherungen , bei

e, n Brand nicht leicht zu befürchten wäre , würden

Ion diesem Standpunkt aus bitte ich Sie , den Antrag

Mnehmen .

Hierauf werden

der Antrag Süßkind gegen die Stimmen der Sozial -

kMkraten und des Abg . Wittemann bei Stimmenthal -

Mg des Abg . Geppert abgelehnt ,

der Antrag Geck mit Mehrheit angenommen und damit

k: Kommissionsantrag abgelehnt .
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Zu Ziffer II der Tagesordnung erhalten das Wort

Zu Ziffer 1 , Bitte des Komitees für den

Bau einer Eisenbahn von Strümpfcl -

brunn über Mudau — Buchen — Altheim

rach 3iofenberg und Tauberbischofsheim

« M Erstellung dieser Eisenbahn , Bericht¬

erstatter Abg . Geppert (Zentr .) . Aus dem ver¬

lesenen Kommissionsbericht ist zu entnehmen :
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-Tie Petenten bitten uw Erbauung einer Eiscn -

isthn von Strümpfelbrllnn über Mülben , Wagenschwend ,

Lberscheidental , Waldauerbach , Schlossau , Mudau , Stein¬

bach, Rümpfen , Unterneudorf , Höllerbach , Buchen , Het¬

lingen , Rinschheim , Götzingen , Altheim , Sindolsheim

nach Rosenberg mit einem Anschluß von Altheim über

Gerichtstctten, Erfeld , Pülfringen , Gissigheim nach

Äsnigheim — Tauberbischofsheim . Die Schmalspurbahn

Rosbach— Mudau diene den wirtschaitlichen Interessen

des Odenwaldes nur ungenügend , mit der Erstellung

dieser Bahn sei nur ein Notbehelf geschaffen , der weni¬

gen Orten . zugute komme , den Odenwald aber keines¬

wegs erschlossen habe . Eine andauernde wirtschaftliche

Wung des Odenwaldes ermögliche sich nur durch die

Erstellung einer Normalspurbahn quer durch den Oden¬

wald. Nachdem die Aussicht aus Erbauung einer

Rormalbahn Eberbach — Mudau — Buchen geschwunden

in/sei die Durchführung des jetzt vorgelegten Projekts

einer Verbindung des Odenwaldes mit dem Baulande

bei den regen wechselseitigen Beziehungen der beiden ,

zum größten Teil auch in der Amtsstadt Buchen ihren

Mittelpunkt findenden Gebietsteilen im Interesse der

Wahrung und Förderung ihrer wirtschaftlichen Inter¬

essen geboten . Insbesondere könnten dann die ver¬

schiedenartigen , von der Amtsstadt gebotenen Vorteile

von den Umwohnern besser genossen werden als jetzt .

Von Rosenberg aus könne nach Ausführung der projek¬

tierten Bahnlinie Rosenberg — Merchingen eine Verbin¬

dung mit dem Jagsttal gefunden werden . Die nordöst¬

lich von Altheim in der Richtung gegen Tauberbischofs¬

heim zu gelegenen Ortschaften befänden sich infolge gänz -

lichen Mangels einer Bahnverbindung ebenfalls in einer

wirtschaftlichen Notlage , darum werde von Altheim aus

eine Verbindung mit dem Taubertal erstrebt . Interes¬

siert an der projektierten Strecke seien als Nächst¬

beteiligte 53 Gemeinden mit 30 815 Einwohnern . Eine \

Rentabilität der Strecke werde sich sicher einstellen .

Die Großh . Regierung legt dar , daß durch das

ungünstige Gelände der in Betracht kommenden , von

zahlreichen unregelmäßigen und bedeutenden Erhebun¬

gen und Einsenkungen durchzogenen Gegend eine un¬

gewöhnlich gewundene Linienführung in noch stärkerem

Maße bedingt sei , als sie schon durch die zerstreute Lage

der mit Bahnstationen zu versehenden Ortschaften ver¬

ursacht werde . Die Gesamtlänge der Strecke betrage

etwa 74 km . Im Hinblick darauf , daß die Erstellung

der Bahn wegen der Geländebeschafienheit , auch wenn

starke Steigungen und Gefälle in öfterem Wechsel und

scharfe Krümmungen nicht gescheut würden , fast durch -

aehends große Erdarbeiten , an verschiedenen Punkten

auch Tunnels und teuere Talüberbrückungen erfordere ,

seien die Gesamtbaukosten nach anderwärts bei ähnlichem

Gelände gemachten Erfahrungen auf etwa 15 Millionen

Mark zu schätzen. Demgegenüber dürfte der erhoffte

Vorteil in keinem Verhältnis stehen . Es handle sich um

eine hauptsächlich Landwirtschaft treibende Bevölkerung :

Industrie , auch solche des Steinbruchbetriebes , sei offen¬

bar nur wenig vorhanden , sonst wären in der Petition

sicherlich eingehendere Angaben hierüber gemacht worden .

Wenn auch die Zahl der an der Petition beteiligten

Gemeinden 45 und deren . Einwohnerzahl ungefähr

23 600 (nicht 30 815 ) beträgt , so sei doch zu beachten , daß

sich dabei viele , zum Teil große Gemeinden befänden ,

welche jetzt schon entweder unmittelbar oder in ziem¬

licher Nähe (nicht über 5 km ) einer Bahnstation bezw .

bei einer der künftigen Stationen Hardheim und König¬

heim liegen . Es seien dies 24 Gemeinden mit zusammen

rund 14 900 Einwohnern , so daß von einem Bedürfnis

nach der fraglichen Bahn eigentlich bloß bei 21 Gemein¬

den mit zusammen rund 8700 Einwohnern gesprochen

werden könnte . Unter diesen Verhältnissen sei die

Großh . Regierung , ganz abgesehen von der ungünstigen

Finanzlage , die ein Eingehen auf derartige Bahnwünsche

an sich schon ganz ausschließen würde , außer stände , dem

Wunsche der Petenten näher zu treten , und halte auch

eine weiter ins einzelne gehende Untersuchung für

zwecklos .

Die Kommission anerkennt zwar das Gewicht

der wirtschaftlichen Interessen , das bei den einzelnen

vom Verkehr weit abgelegenen Gemeinden für den An¬

schluß an das Eisenbahnnetz in die Wagschale fällt , kann

jedoch ihre in der schwierigen Finanzlage unseres Landes

wurzelnden Bedenken nicht überwinden , umsomehr als

viele andere früher schon zugesicherte dringlichere Bahn -
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bauten , für deren Vorarbeiten bereits im Eisenbahnbau -
budget 1908/09 teilweise Mittel bewilligt worden sind,
der schlechten Finanzlage wegen neuerdings hätten
zurückgestellt werden müssen . Sie kommt deshalb zu
dem Antrag , die Petition der Großh . Regierung
zur Kenntnisnahme zu überweisen .

Abg . Knebel (Zentr .) : Die Petition liegt dem Ho¬
hen Hause zum ersten Mal vor ; der Herr Referent hat ja
den Grund dafür angegeben . Ich möchte als Vertreter
des Bezirks , den die Bahn durchqueren soll, betonen , daß
schon ein Blick auf die Landkarte zeigt , daß jene Gegend
jedenfalls zu den Gebieten gehört , die durch Bahnen auf¬
geschlossen müssen . Es ist darauf hingewiesen worden ,
daß die Bahn in Strümpfelbrunn beginnen soll , statt den
Ausgangspunkt von Eberbach oder einer anderen Bahn¬
station zu nehmen . Die Petenten haben diesen Vorschlag
mit Rücksicht darauf gemacht , daß eine Verbindung von
Eberbach nach Strümpeflbrunn mit sehr großen Kosten
verbunden wäre , so daß ihre Petition infolgedessen noch
Weniger Aussicht haben würde , jetzt schon oder in aller¬
nächster Bälde Erfüllung zu finden . Deswegen haben sic
von diesem Anschluß abgesehen und dem „ Winterhauch "
wenigstens eine Verbindung nach einer Richtung hin
gewähren wollen . Sie glaubten eben , daß die Verbin¬
dung von Stümpfelbrunn nach Mudau und von da nach
Buchen der Geländeverhältnisse wegen leichter auszufüh¬
ren wäre . Es kommt dazu , daß die Amtsstadt Buchen ,
die früher , bevor die jetzt bestehenden Bahnlinien , nament -
lich die Bahn von Mudau nach Mosbach , gebaut waren ,
in ihrem Bezirk , eine eigentlich zentrale Lage ge¬
habt hat , seitdem die Bahnen gebaut worden
sind , geschädigt worden ist ; denn der westliche Teil des
Bezirks hat nun seine Verbindung nach Mosbach , und die
Einkäufe und die sonstigen Angelegenheiten , die die
Leute normalerweisp in Buchen erledigten , werden nun in
Mosbach besorgt . Es kommt dazu , daß Buchen auch an¬
dere Schädigungen zu ertragen hatte , z . B . die Verlegung
des Finanzamts . Das alles sind Dinge , wodurch die
Amtsstadt Buchen , die in den letzten Jahrhunderten doch
sonst viel schwere Tage gesehen hat , in neuester Zeit in
wirtschaftlicher Beziehung schlimm mitgenommen worden
ist, so daß man auch mit Rücksicht darauf die Erstellung
der gewünschten Bahn schon schärfer ins Auge fassen
müßte , um der Amtsstadt wenigstens mit diesem Mit¬
tel wieder mehr emporzuhelfen .

Was die Fortsetzung der Bahn über Buchen hinaus in
den Kreis des Herrn Kollegen Leiser hinein anbelangt ,
die sich dort verzweigen soll, so überlasse ich es dem Herrn
Kollegen Leiser , die Gründe für diese beiden Bahnliyien -
projekte vorzubringen .

Ich hätte gewünscht , und diesem Wunsche schließen sich
meine Freunde und Fraktionsgenossen Schäfer und
Witte mann an , daß die Petition empfehlend
überwiesen worden wäre ; mindestens aber muß ich jetzt,
nachdem das nicht geschehen ist und die Petition wohl
auch die Aussicht aus eine empfehlende Überweisung nicht
hat , die Hoffnung aussprechen , daß man die Gegend nicht
mehr gar zu lange auf die Erfüllung ihrer Wünsche war¬
ten läßt , und daß der „Wartturm " bei Buchen nicht ein
Wahrzeichen jener Gegend wird , die „ w arten " muß
auf Bahnverbindung und staatliche Fürsorge .

Abg . Leiser (natl .) : Wenn diese Petition heute auch
zum ersten Male zur Verhandlung steht , so sind dagegen

über Projekte wegen Erbauung einer Bahn von
bach über Mudau schon mehrere Petitionen borget

'
Es ist von der Großh . Regierung aber immer ausgef̂worden , daß die Erbauung einer solchen Bahn nrij
heblichcn Geländeschwicrigkeiten zu tun hätte . Desb̂

'
ist man diesmal von Strümpfelbrunn ausgega^ ?
Welche Linienführung gedacht ist , das ist vom geehp
Herrn Vorredner schon ausgeführt worden . Er j

?
Verhältnisse des Odenwalds berührt , ich darf mich ^
auf das Bauland beschränken .
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Schon gelegentlich der Beratung einer anderen W .tion aus dem Bauland habe ich darauf hingewiesen , tat
die Wünsche , eine Bahn zu bekommen , im Bauland Malt sind . Wir waren aber der zuversichtlichen Hoffnunc
wie im Bericht und auch vom Herrn Vorredner
führt wurde , daß wir infolge des geplant gewesme-
Nbungsplatzes für das XIV . Armeekorps , in Altheiiis
Bahnanschluß bekommen würden . Diese Hoffnung jsj
durch die Errichtung des Übungsplatzes auf dein Heubcre Pt *
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endgültig begraben worden . Die interessierten Gemein- Q naerden haben sich deshalb mit ihren Bahnwünschen an dH
" w °

Hohe Haus gewandt . In . der Petition ist nun hervorz.
hoben und auch vom Herrn Berichterstatter betont wä
den , daß der Odenwald und das Bauland in den der
schiedenen Industriezweigen aufeinander angewiesen
seien . Auch die interessierten Gemeinden sind genannt
die an die gedachte Bahn zu liegen kämen / Tie Strecke
ist etwas weitgehend erdacht . Es mag aber daraus er¬
sehen werden , daß im Odenwald und Bauland noch

'
ein?

große Lücke im Eisenbahnnetz vorhanden ist . Wohl wird
die ganze Strecke , wenn es einmal so weit kommt , nicht
auf einmal gebaut werden , sondern zunächst eine Tcii -
strecke . Als solche würde sich eine Strecke mit Anschluß
an die Hauptbahir in Rosenberg empfehlen . Die Bat»
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könnte allenfalls von Osterburken ausgehen und st
Rosenberg abzweigen . Bon dort aus wäre die Bah,
leicht durch das Kirnautal nach Altheim zu führen . Tu
Geländeschwierigkeiten wären nicht erheblich . Von Alt¬
heim aus könnte die Wasserscheide zwischen Main und
Neckar nach Gerichtstetten zu überschritten werden , auch
ohne erhebliche Schwierigkeiten , und es wäre die Weiter,
führnng der Bahn nach Tauberbischofsheim , allenfalls
auch über Hardheim und Külsheim nach Wertheim mög¬
lich . Auch ich hätte wie der Herr Vorredner gerne ge¬
wünscht , daß die Behandlung der Petition im Hause eine
andere hätte sein können , das heißt , daß sie empfehlend
hätte überwiesen werden können . Das ist nicht der Fall
gewesen . Tie Petenten müssen sich nun , namentlich die
Gemeinden , die zum ersten Male gekommen sind , inst der
Überweisung zur Kenntnisnahme begnügen . Ich möchte
aber auch wie der Herr Vorredner der Hoffnung Aus¬
druck geben , daß die Sache nicht auf die lange Bank ge¬
schoben wird . Es ist wohl anzunehmen , daß die Petition
wiederkehren wird , wahrscheinlich schon im nächsten
Landtag . Vielleicht haben sich bis dorthin unsere Finanz-
Verhältnisse gebessert und die Petition kann dann emp¬
fehlend überwiesen werden . Ich möchte nur wünschen,
daß den interessierten Gemeinden möglichst bald die
Wohltat eines Bahnanschlusses zuteil werden möge.

Ter Kommissionsantrag wird ohne Widerspruch an¬
genommen .

Zu Ziffer 2 , Bitte der Gemeinden
Schopfheim , Tegernau , Langenau , Enken -
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Bürchau , Elbenschwand
. „ - enweg ,
* Uiiisng einer Eisenbahn durch das

, nc Wiesental , Berichterstatter Abg . Göh -
*

' » g (natl .) . Aus dem verlesenen Kommissionsbericht
°

entnehmen:

! xie Gemeinderäte der obengenannten Gemeinden be-

jp-en ihre Bitte mit den sich stetig verschlechternden

^ chaftlichen Verhältnissen im kleinen Wiesental , wo -

j
, viele Landwirte zur Abwanderung veranlaßt

, Ihre im Jahre 1906 der Regierung vorge -

[ ggine Bitte um Erbauung einer Bahn von Schopfheim

: j , Neuenweg sei von derselben abgelehnt worden und

die Interessenten heute zufrieden , wenigstens bis

Mrnau eine normalspurige Nebenbahn zu erhalten .

$ dem letzten Landtage wurde der Antrag der Kom-

Aion für Eisenbahnen und Straßen , das Projekt der

tellung der Teilstrecke Schopfheim —Tegernau der

M . Regierung empfehlend zu überweisen , einstim -

angenommen. In den Jahren 1906/07 habe eine

Wschast einen Automobilverkehr eingerichtet , woran

, die meisten der Unterzeichneten Gemeinden nam -

Kft beteiligt hätten . Trotzdem die Wagen stets besetzt ,

jjjdt: überfüllt waren , habe die Gesellschaft mit enormen

Kilusten liquidieren müssen, da die unmoderne ge-

e Straße allzu hohe Reparaturkosten für die unter

tyr schwierigen Verhältnissen fahrenden Wagen er-

tzrderten .
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Tie Regierung bezieht sich zunächst auf ihre zu

iit Petition von 1906 abgegebene Erklärung , worin

Pint Ausdruck gebracht wurde , daß bei einer Bahn von

Zchopfheim bis Neuenweg als vollkommen ausgeschlos-

kn zu betrachten sei, daß die Einnahmen die laufenden

,Betriebskosten auch nur annähernd decken würden , und

ju den Wünschen nach einer Bahn von Schopfheim

ß Tegernau gesagt wurde : Trotz der nicht

Aonders günstigen Ertragsverhältnisse sei nicht

ja verkennen , daß es sich bei dem Hinteren Wiesen -

tak um ein größeres , noch abseits des Verkehrs liegen¬

des Gebiet handle , dessen Erschließung durch eine

Ahn bis Obertegernau dem Staat keine außer Ver -

iältnis zu dem Nutzen für die Allgemeinheit stehenden

Uer auferlegen würde ; wenn hierbei jedoch auf Bau

nid Betrieb der Bahn durch den Staat selbst abgehoben

« de , so könne die Erfüllung des Wunsches der Petenten

;m Hinblick auf die zahlreichen dringenden Bahn¬

dünsche , die schon seit längerer Zeit noch der Verwirk¬

lichung harren , für die nächsten Budgetperiode nicht in

Äussicht gestellt werden , auch müßte dann jedenfalls mit

der Erbauung der Bahn mindestens so lange zugewartet

mrden , bis über den in Aussicht genommenen elektri¬

schen Betrieb auf der vorderen Wiesentalbahn ausrei -

. chende Erfahrungen vorlägen und darnach ermessen wer¬

den könne, ob auch für die Neubaustrecke die Anwendung
der gleichen Betriebsart möglich und angezeigt wäre

oder ob sich die Beibehaltung des Dampfbetriebs emp¬

fehlen würde. Abgesehen davon nun , daß die derzeitige

Finanzlage es verbiete , gegenwärtig und in den nächsten

Jahren dem Bau neuer Bahnen näher zu treten , sei

»ach nach dem Stande der Arbeiten für das Augst -Wyh-

löier Rheinwasserkraftwerk, das den elektrischen Stronr

Mm Bahnbetrieb liefern solle , die Eröffnung des elek¬

trischen Betriebs auf der vorderen Wiesentalbahn nicht

vor dem Jahre 1912 zu erwarten , und eine Reihe
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weiterer Jahre werde vergehen , bis überhaupt aus¬

reichende Erfahrungen mit diesem Betrieb gesammelt

sein werden . Aus allen diesen Gründen sei die Regie¬

rung nicht in der Lage , dem Wunsche um Erbauung der

Bahn von Schopfheim nach Tegernau näher zu treten .

Unter Würdigung der wirtschaftlichen Notlage der

sämtlichen Gemeinden des kleinen Wiesentales , der Er¬

möglichung weiterer industrieller Ausdehnung und des

damit zusammenhängenden Arbeitsverdienstes sowie der

durch letzteren hervorgerufenen wesentlichen Unterstüt¬

zung der Landwirtschaft infolge besserer Verwertung

ihrer Erzeugnisse und nicht zuletzt in der Aussicht, auch

einen Teil des Fremdenverkehrs in das liebliche Tal

über Neuenweg nach dem Belchen unter erleichtertem

Zugang zu leiten , stellt die Kommission den An¬

trag :

Hohe Zweite Kammer wolle beschließen, die Bitte der

beteiligten Gemeinden um Erbauung einer normal -

spurigen Nebenbahn in das kleine Wiesental von Schopf¬

heim nach Tegernau der Großh . Regierung empfeh .

lend zu überweisen .

Abg . Müller - Schopfheim (Soz .) : Die zur Be¬

ratung stehende Petition der Gemeinde Schopfheim und

der beteiligten Gemeinden im kleinen Wiesental ist ja

für den Landtag keine neue Angelegenheit , und auch die

Regierung hat sich schon mehrere Male mit dieser Frage

beschäftigt. Schon im Jahre 1901 haben die beteiligten
Gemeinden die Regierung gebeten, sie möge die Erstel¬

lung einer Bahn von Schopfheim über Tegernau nach

Neuenweg in Angriff nehmen . Damals wurde diese Ein¬

gabe von der Regierung kurzer Hand abgelehnt , und die

Folge war , daß sich die beteiligten Gemeinden an den

Landtag mit der Bitte um Erbauung einer Bahn von

Schopfheim nach Tegernau gewandt haben. Man hatte

mit Rücksicht darauf , daß die Erstellung einer Bahn von

Tegernau nach Neuenweg besondere Schwierigkeiten

macht, von dieser Strecke abgesehen, um wenigstens etwas

zu erreichen. Die Regierung hat damals geantwortet ,

daß die zu erwartenden Einnahmen die laufenden Be¬

triebskosten nicht einmal annähernd decken würden , und

daß an die Verzinsung und Tilgung des Bauaufwandes
von 9 Millionen Mark gar nicht zu denken sei . Mir

scheinen die 9 Millionen zuviel zu sein ; wer das Gelände

zwischen Schopfheim und Tegernau einigermaßen kennt,
der wird zugeben müssen, daß unüberwindbare Schwie¬

rigkeiten nicht vorhanden sind , und daß die Erstellung

einer Bahn auf derartig große Schwierigkeiten nicht

stoßen würde . Die Berechnung von 9 Millionen Mark

muß irgendwo einen besonderen Haken haben , und man

hat den Eindruck, als hätte man mit dieser großer Summe

den Landtag etwas gruselig machen wollen . Es ist meines

Wissens ein Plan , auf Grund dessen eine Kostenberech¬

nung erfolgt wäre , nicht angefertigt worden . Vor vier

Jahren hat der Landtag diese Petition der Regierung

empfehlend überwiesen , seither sind nun vier lange Jahre

ins Land gezogen, man hat sich aber trotz der empfehlen¬

den Überweisung mit der Sache gar nicht weiter beschäf¬

tigt , sie steht noch genau auf demselben Fleck , auf dem sie

damals gestanden hat . Es ist insbesondere von unserer

Seite schon mehr als einmal darauf hingewiesen worden ,

daß die Frage der Rentabilität bei der Errichtung solcher

Nebenstreckennicht ausschlaggebend sein soll . Es ist vom



volkswirtschaftlichen Standpunkt aus von großer Wichtig¬
keit , daß solche entlegene Gegenden durch eine Eisenbahn
erschlossen und dem Verkehr näher gebracht werden . Es
sei zugegeben , daß eine Rentabilität in der ersten Zeit
vielleicht nicht vorhanden wäre , aber man weiß doch , daß
die Verhältnisse im kleinen Wiesental recht günstige sind,
und diese würden sich wahrscheinlich schon nach kurzer
Zeit noch günstiger gestalten , als die Regierung annimmt .
Wir haben bereits aus der Petition gehört , daß sich an
verschiedenen dieser Orte zum Teil seit Jahrzehnten In¬
dustrie angesiedelt hat , und diese würde sofort zunehmen ,
wenn durch Errichtung einer Bahn dort günstigere Ver¬
kehrsverhältnisse geschaffen würden . Namentlich würden
auch die besonders bei Tegernau vorhandenen Wasser¬
kräfte — bei Tegernau fließen die Belcher - und die Köhl -
gartenwiese zusammen — als willkommene Hilfskraft die
Industrie herbeiziehen , vorausgesetzt , daß die Verkehrs¬
verhältnisse besser werden . Ferner sind bei Tegernau und
weiter hinten im Tal kolossal umfangreiche Granitlager
vorhanden , die bei den jetzigen schlechten Verkehrsverhält -
nissen nicht ausgenützt werden können . Würden sich diese
bessern, so würden wir bald , ähnlich wie im Kandertal
bei Lütschenbach , eine große Granitsteinindustrie haben ,
und die Bevölkerung des Hinteren und auch des vorderen
Wiesentals hätte den Nutzen davon .

Ein anderer Grund , der die Regierung insbesondere
dazu veranlassen sollte , die Errichtung einer Bahn nicht
allzusehr auf die lange Bank zu schieben, müßte schon das
sein , was in der Petition niedergelegt ist , daß die Ab¬
wanderung des kleinen Wiesentals in den letzten Jahren
immer mehr zugenommen hat . Das vordere Wiesental ,
namentlich aber die benachbarte Schweiz nehmen zunl
großen Teil diese Leute auf , die Dörfer entvölkern sich
mehr und mehr , und wer Haus und Hof nur einiger¬
maßen für gutes Geld verkaufen kann , der überläßt die
übrigen bei den schlechten Verhältnissen ihrem Schicksal
und geht fort . Man hat bereits den Eindruck gewonnen ,
als gälte die bekannte Parole : Rette sich , wer kann !
Alles flüchtet von dort . Die Landwirte können wegen
der schlechten Verkehrsverhältnisse ihre Produkte nicht
oder nur mit vielem Aufwand von Zeit und Mühe ab¬
setzen , sie haben einen zu weiten Weg ins vordere Wiesen¬
tal , und es ist nicht merkwürdig , wenn die Abwanderung
anhält , wenn sie immer weitere Fortschritte macht .

Auf der anderen Seite zeigt sich bei dieser Abwande¬
rung die Begleiterscheinung , daß von kapitalkräftigen
Leuten , aber auch vom Staat , die freigewordenen
Anwesen aufgekauft und zum großen Teil mit Walo
bepflanzt werden . Wir haben jetzt schon einige Dörfer ,
die immer mehr und mehr vom Wald umgeben werden ,
der Wald rückt immer mehr an diese heran , und er wird
eines schönen Tages unter Umständen das ganze Gebiet
einnehmen , das dann auch die letzten gezwungen sind zu
verlassen . Der Landwirt aber weiß es am allerbesten ,
daß , je näher der Wald an seine Felder heranrückt , desto
schlechter die Erträge des Bodens werden , und es ist des¬
halb nicht zu verwundern , wenn auch aus diesem Grund
die Flucht der Landwirte in das vordere Wiesental und
in die benachbarte Schweiz immer mehr überhand nimmt .
Die Gemeinden aber sind doppelt geschädigt , die Begüter¬
ten ziehen weg , die Armen bleiben zurück und der Wald
schließt die Orte immer enger ein . Ter Staat selbst, der
im kleinen Wiesental kolossale Waldungen besitzt , müßte
eine großes Interesse daran haben , daß die Erstellung
dieser Bahn nicht immer noch weite , hinausgezogen
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würde . Wir haben vor einigen Wochen bei Beratu »
Forstetats gehört , daß , der Regierung empfohlen
ist , in denjenigen Gegenden , wo ungeheure Wäld^
wenig Arbeitskräfte vorhanden sind , sog. Waldacĥ
kolonien zu errichten . Wenn diese Landflucht noch
lang anhält und die Regierung sich nicht dazu bequ^
kann , eine Eisenbahn zu errichten , wird sie im kle
Wiesental , dort , wo einst blühende Dörfer
sind , damit beginnen können , Waldarbeiterkolonien
errichten , um mit diesen Arbeitskräften den Wald « TT
nützen zu können . Ich meine , schon das sollte ein (W
sein , nicht mehr allzu lange mit der Erbauung di^ hnsteriali
Bahn zuzuwarten .

^
a stchtic
rtffl

Auch die landschaftliche Schönheit des kleinen Wiej^ ^ be
'
im st

tals muß berücksichtigt werden . Die heilsame Bergig nicht
auf den Höhen , die das kleine Wiesental einschließen h, Mich t
ja schon hundert - und tausendmal bewiesen , daß

'
^ ^ swand

etwas gemacht werden könnte , wenn nur die Verkehrs füglich
Verhältnisse besser wären . Man sieht , daß in verschieß , Mam >
Bergdörfern , die das kleine Wiesental rings mngstg, »rung c
ein Teil der Bevölkerung des vorderen Wiesentalz ßx! i ctl der
holung und Gesundung findet . Würden die Verhält^

'
fai 1906

insbesondere die Verkehrsverhältnisse besser sein , ^ , ^und !
würden Hunderte und Tausende auch aus anderx. »
Gegenden ihre angegriffene Gesundheit dort wieder zi
stärken suchen. Es darf wie gesagt aber auch nicht i« , ßg, Kog
gessen werden , daß Handel , Industrie , Gewerbe MMhältn
Landwirtschaft durch den Verkehr nur gehoben werd« ßsnung
können , und damit wäre die Rentabilität , von der ist ie Wese
Regierung befürchtet , daß sie nicht vorhanden wärt, zt empfel
ziemlich nahegerückt , und es wäre der Gesamtheit , dg
Regierung mit ihren ungeheuren Staatswaldungen,

'
abr &nn

auch der Bevölkerung des kleinen Wiesentals sehr gehch ^
fen , wenn einmal diese Bahn erbaut würde . Ti? iWeßu
Regierung hat in ihrer Antwort geschrieben , daß sie A w nach T

warten wolle , wie die Erfahrungen mit dem elektrisches ^ toe

Betrieb der Linie durch das vordere Wiesental , von Boß besehen,
nach Zell , sich gestalten würden , und daß sie dementsp«. *

chend ihre Maßnahmen ergreifen werde . Wir hoffst ^ er„
und wünschen , daß diese Erfahrungen bald abgeschlofse» v
sein werden , daß man nicht vielleicht einige Jahrzebnir
braucht , um diese Erfahrungen zu sammeln , sodaß -ist 1 Eew

Angelegenheit auf den St . Nimmerleinstag verschobs , ^ ^uruck

wird , sondern die Regierung nach kurzer Zeit mindestens
soviel Erfahrungen gesammelt haben wird , um en-!«j •5 'toun

mit der Errichtung der Bahn beginnen zu können.

Wenn man mit der Bevölkerung des kleinen WiesentaE ^ ^
nur einigermaßen verkehrt hat , insbesondere in der letztesMet ! Wi
Zeit , und hört , wie überall eine gewisse Mißstimmutzk?^ ^
gegen die Regierung vorhanden ist , dann ist dies , nicht NM, .. - n
._ ._ . - i _ _ - . . -n iJ . r . . r. _ » . :JP W» *
verwundern ; denn auch diese Leute wissen , daß gerade st,« Öen ers
benachbarten Basel 50 Millionen Mark allein für » ^
einzige Bahnhofanlage verwendet werden , währet ga :en
ganze Landesteile mit wenigen Millionen dem Verkch

'
tl

angeschlossen werden könnten , solchen berechtigten 8 » '

scheu aber kein Gehör geschenkt wird . Man sagt »
bereits überall im Volksmund , daß die Kosten all«: & de

Fehler , die man bisher am Bahnhofbau Basel genta# Zeitige
hat , eine Eisenbahn nach Tegernau ergeben hätten . Sff eine G
will darüber nicht weiter sprechen , wir haben vielleicht st j^wen S
den nächsten Wochen Gelegenheit , hierüber zu hören.

'
M tch bei

Zum Schluß möchte ich dem Herrn Berichterstatter m - *te E
die wohlwollende Stellungnahme den Dank ausspreche« $, i
und das Hohe Haus ersuchen , dem Antrag der Kommis
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Lf empfehlende Überweisung zuzustimmen ; die
Legierung möchte ich aber dringend bitten , sich

pichst mit dem Bau dieser Linie zu befassen . Der

Ket Bevölkerung des kleinen Wiesentals ist der

^plng dann ganz gewiß sicher und ein Landesteil mit

seinen Naturschätzen , dessen Bewohner die Zukunft

Jett schweren Sorgen erfüllt , wäre mehr

, Kerkehr erschlossen; und mit frischem Mut ,

f -er Kampf ums Dasein wieder ausgenommen .

vü-I

Misterialrat Wolprrt : Wenn ich den Herrn Abg .
^

jff richtig verstanden habe , äußerte er eben unter

^ die Regierung berechne für den Bahnbau von

Biej & -.Heim bis Tegernau eine Summe von 9 Millionen ,

lergi^ Tiff nicht zutreffend ; in der Regierungserklärung ist

ien, -Mich gesagt , daß der nahezu 9 Millionen große

ifc icQ jafroanb für die Strecke bis Neuenweg veranschlagt

ükchr-, Jezüglich der Strecke bis Tegernau kann ich darauf

iebeno Mam machen , daß in dem Schreiben der Großh .

«gebt«, riung an die Kommission für Eisenbahnen und

üz iß bet Zweiten Kammer der Landstände vom

Kai 1906 mitgeteilt ist, die Strecke bis Obertegernau

fc * jerunb 2 300 000 Mark kosten,

inbctaij
ebet M -
chi BetJjg. Koger (natl .) : Auch mir sei es als Kenner

ie mg,Kchältnisse dieses Bezirks und , weil ich aus eigener

taetbat ßmung von der Notwendigkeit einer Bahn für das

der ^ t’. Wiesental überzeugt bin , gestattet , der Petition

i wär; ^ empfehlende Worte mit auf den Weg zu geben ,

eit , ds
m, ö6p ^ die Bewohner bezw . die Gemeinden des

r gchA Wiesentals zum zweiten Mal an das Hohe Haus

e ^ >Wellung einer normalspurigen Bahn von Schopf -

- sie a!>
nach Tegernau gewendet haben , so ist es sozusagen

ktrischg ,
^ efe Gemeinden dazu treibt . Wenn die

ltl IW ck sehen , wie im großen Wiesental Industrie , Gewerbe

entM d Landwirtschaft außerordentlich zum Segen der Be -

hoskg, hier gedeihen , wenn sie sehen , wie da eine große

ftfiMiV » ld günstige Entwicklung der Vermögensverhältnisse

uneLi. geht, während sie im kleinen Wiesental beobach-

aß dich
' Een , wie von Jahr zu Jahr die wirtschaftliche

rschob« se zurückgeht und im Zusammenhang damit auch die

ndeiiwj Mhnerzahl der Gemeinden abnimmt , so ist es nicht

-lHmwundern , wenn sie sich noch einmal mit einer

« Man an das Hohe Haus gewendet haben . Wie die

Men Wasserläufe der kleinen Wiesen , wovon der eine

M Neichen und der andere vom Köhlgarten kommt ,
bei Tegernau vereinigen , um das Wasser demesmtaH

w lebt«!
imm
nicht zi

i -jfcn Wiesental , der Wiese , zuzuführen , so würde eine

^ Wnlinie von Schopfheim bis Tegernau den Verkehr

nade ieg
für ei«

— das Gebiet bis zum Belchen und bis zum Köhl¬

en erschließen und die Menschen wie die Produkte

*5 SBalb und Feld der Hauptlinie des Wiesentals

Eren , sowie eine Transportgelegenheit für die so

«»-T ®rtms reichen Granitsteinlager des kleinen Wiesentals
N Willis ^
agt »
m aSe Sm der Großh . Regierung wird nun gesagt , daß die

gemach! fettige Finanzlage es verbiete , in den nächsten Jahren

en. N "i eine Erbauung , überhaupt an die Erbauung neuer

leicht nt Wen zu gehen . Aber wie der Fluß wenn er zum

ren . • Wm werden soll, viele gute Nebenflüsse haben muß , so
iillich der Meinung , daß es für das Gedeihen und Blühen

itter iw, «seres Eisenbahnwesens von außerordentlicher Wichtigkeit

sipreche »^ I daß wir viele und gute Nebenbahnen haben , die

« Hauptbahn Menschen und Produkte und Frachtgüter

zuführen . Es würde dann auch der Fall eintreten ,
daß die großen und weit ausgedehnten Bahnhöfe , von

denen vorhin schon der Herr Knllege Müller gesprochen

hat , für die Zukunft auch eine große Frequenz auf¬

weisen würden , daß man ferner der Verzinsung und

Deckung der außerordentlich großen Eisenbahnschuld
ebenfalls ruhig entgegensetzen könnte . Ich möchte daher
das Hohe Haus bitten , dem Antrag der Kommission
zuzustimmen .

Abg . Vencdey (fortschr . Vp .) : Wenn ich zu dieser Pe¬
tition das Wort ergreife , so geschieht es , weil ich die Ge¬

gend und ihre Verhältnisse einigermaßen kenne . Ich bin

ja in der Nähe zu Hause und bin in früheren Jahren
auf gelegentlichen Fußtouren und Besuchen und auch

später ein oder das andere Mal in die Gegend gekom¬
men . Ich kann nur bestätigen , was die Herren Vor¬

redner über die Notwendigkeit eines Bahnbaues dort

gesagt haben .

Das kleine Wiesental ist in erster Linie von hervor¬
ragender landschaftlicher Schönheit , und eine Eisenbahn
würde sicher einen starken Touristenverkehr dorthin
ziehen . Wir haben gehört und , soweit wir hingekommen
sind , selber gesehen, daß dort Wasserkräfte in Hülle und

Fülle vorhanden sind
'
, prachtvolle umfangreiche Wal¬

dungen und sehr ergiebige Steinbrüche , sodaß alle Vor¬

aussetzungen für einen wirtschaftlichen Aufschwung die¬

ser , Gegend gegeben find . Trotzdem sehen wir , daß die

Gegend wirtschaftlich zurückgeht und die Bevölkerung
abnimmt , daß vielfach geradezu eine Flucht aus der

Gegend Platz greift . Das alles aber nur deswegen , weil

die Leute keine Bahnverbindung haben . Es ist ja heut¬

zutage eine Binsenwahrheit , daß da , wo keine Bahn vor¬

handen ist, auch bei den größten natürlichen Vorteilen

sich kein Wohlstand und kein Fortschritt entwickeln kann .

Deshalb meine ich, daß alle Gründe dafür sprechen , daß

gerade hier in dieser Gegend eine Bahn gebaut werden

soll , und daß man nicht so ängstlich auf den Gesichts¬
punkt der Rentabilität sehen sollte , sondern daß man

diese Frage mehr von volkswirtschaftlichen Gesichtspunk¬
ten , vom Gesichtspunkt des Interesses der ganzen Be¬

völkerung aus betrachten sollte . Deswegen möchte auch

ich wünschen , daß diese Petition , wenn wir sie nun wie¬

derum der Großh . Regierung empfehlend überweisen ,
nicht wieder , ich will nicht sagen , in den Papiexkorb , aber

in irgend ein abgelegenes Regal des Registratur wan¬

dert und dort liegen bleibt , sondern daß die Regierung
der Sache nahe tritt und diesen wiederholten

"
Beschluß

der Landtages auch entsprechend respektiert . In diesem
Sinne möchte ich Sie bitten , dem Anträge auf empfeh¬
lende Überweisung zuzustimmen .

Der Kommissionsantrag wird einstimmig ange¬
nommen .

Zu Ziffer 3, Bitte 1 . derGemeindenMingols -

heimund Kronau um Erstellung einer

normalspurigen Nebenbahn von Min -

golsheim nach O st ringen , 2 . der Gemein¬

den Langenbrücken , Stettfeld sowie der

Dampfwerkbesitzer Philipp Ganter und

Karl Bender , beide von Mingolsheim ,
um Einmündung der projektierten
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Nebenbahn von Östringen in den Staats¬
bahnhof in Langenbrücken , Berichterstatter
Abg . Hilbert (natl .) . Aus dem verlesenen Kom¬
missionsbericht ist zu entnehmen :

Die in der vorliegenden Petition vereinigten Bitten
der Gemeinden Mingolsheim und Kronau einerseits und
Langenbrücken und Stettfeld sowie zweier Interessenten
anderseits erstreben beide den Bau der Linie Ostringen —
Hauptbahn . Während aber die Gemeinden Mingolsheim
und Kronau bitten , diese Linie nicht in Langenbrllcken
sondern in Mingolsheim in die Hauptbahn einmünden
zu lassen , und diese Bitte mit dem Hinweis auf die grö¬
ßere Industrie und die höhere Einwohnerzahl von Min¬
golsheim und die andernfalls eintretende nachteilige Ab¬
lenkung des Verkehrs von Mingolsheim nach Langen¬
brücken begründen , bitten die Gemeinden Langenbrücken
und Stettfeld , die Bahnlinie von Östringen zwar über
Mingolsheim zu führen , sie aber in Langenbrücken in die
Hauptbahn einmünden zu lassen, da nur dadurch den In¬
teressen Langenbrückens gedient sei . Diese Petition hat
das Haus schon wiederholt beschäftigt, letztmals in der
105 . Sitzung vom 15 . Juli 1908 . Damals legte die Gr.
Regierung in eingehender Darstellung dar, daß bei dem
Betrieb jeder der beiden Linien Ostringen —Mingolsheim
und Ostringen —Langenbrücken mit namhaften Ausfällen
zu rechnen sei , daß ferner der Wert der beiden Strecken
für den Personenverkehr gleich, dagegen für den größten¬
teils nach Norden gerichteten Güterverkehr die Linie
Östringen —Mingolsheim vorzuziehen sei, die auch bedeu¬
tend billiger,zu erstellen sei. Die Zweite Kammer hat da¬
mals beschlossen , die Bitte der Gemeinde Langenbrücken
um .Erstellung der Teilstrecke Ostringen —Langenbrücken
(Staatsbahnhof ) und zwar mit der Einmündung der
Bahn in Langenbrücken und einer Haltestelle in Mingols¬
heim (Ort ) der Großh . Regierung empfehlend zu über¬
weisen und die Petition der Gemeinden Mingolsheim
und Kronau um Einmündung der in Aussicht genomme¬
nen Ostringer Bahn in Mingolsheim damit als erledigt
zu erklären.

DieRegierung hat daraufhin , wie den Nachwei¬
sungen über die Erledigung der dem Großh . Staatsmini¬
sterium während des Landtags 1907/08 von der Zweiten
Kammer der Landstände überwiesenen Petitionen zu ent¬
nehmen ist, die beiden mit einander zu vergleichenden
Bahnprojekte Mingolsheim —östringen und Langen¬
brücken—Ostringen einer genaueren Bearbeitung unter¬
zogen , welche zu dem gleichen Ergebnis wie die früheren
generellen Untersuchungen führte , nämlich daß der Linie
Mingolsheim —Ostringen der Vorzug vor der in Langen¬
brücken ausgehenden einzuräumen sei . Dafür spreche ein¬
mal der zugunsten der Linienführung Mingolsheim —
Ostringen sich ergebende sehr erhebliche Unterschied der
Baukosten , ferner die geringeren Grunderwerbskosten und
die geringeren jährlichen Betriebsausfälle . Endlich trete
vom Standpunkt des Betriebs aus die weitaus bessere
Gestaltung des Anschlusses im Bahnhof Mingolsheim ge¬
genüber derjenigen im Bahnhof Langenbrücken hinzu.
Außerdem würden die Interessen der beiden nahe bei ein¬
ander liegenden Orte Mingolsheim und Kronau , von
denen das elftere 2198 Einwohner und das letztere 2039
Einwohner zählt (zusammen 4237 Einwohner ) , diejenigen
des Ortes Langenbrücken, das nur 1327 Einwohner hat,
überwiegen . Da aber nach den gemachten Berechnungen
beim Betrieb der Bahn Mingolsheim —Ostringen mit

Die Kommission ist in eine eingehende Prüstn,.
aller in Betracht kommenden Verhältnisse eingetreten 4
ist zur Überzeugung gekommen, daß ein Bedürfnis m
Erstellung einer Bahn vorliegt ; sie hat sich , um den lg, ,
gehegten und berechtigten Wünschen der in Frage kor
wenden Gemeinden Rechnung zu tragen und diese i-
einem günstigen Abschluß zu bringen , für das von £
Regierung vorgeschlagene Projekt Östringen —Minggst
heim mit der Einmündung in die Staatsbahn in
golsheim entschieden, und gelangt daher zu dem
trag :
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jährlichen Ausfall von 43 000 M . zu rechnen r-
in derartiger Aufwand bei der dermalio --» °>? H

einem
könne ein derartiger Aufwand bei der dermaligen F,»
läge , zumal im Hinblick darauf , daß die Entfernung ^
Ortes Ostringen von der Bahn nicht sehr erheblich
dessen Verkehrsbedürfnissen wohl auch auf anderem ^
der kostspieligem Weg (z . B . durch Einrichtung

' J 5,

Automobilverbindung ) Rechnung getragen werden kg,
nicht vertreten werden . Daher habe von der Aufncb ^
von Mitteln für die Erbauung dieser Bahn in das sw

*
budget 1910/11 abgesehen werden müssen. ^

Hohe Zweite Kammer wolle die Petition der Gench.
den Mingolsheim und Kronau der Regier»;
empfehlend überweisen und damit diejenigebt:
Gemeinden Langenbrücken und Stettfeld st
wie die nach der Kommissionsberatung neu eingelause»-
Eingabe des Eisenbahnkomitees Mingolsheim -Krorm
für erledigt erklären .

Abg . Ziegelmeyer (Zenfr .) : Als der Landtag
am 16. Juli 1908 beschloß , die Petition der Ge¬
meinden Langenbrllcken usw . um Erstellung eine
Bahn von Langenbrllcken nach Waibstadt , die ja dich;
Hohe Haus schon öfters beschäftigt hat , der Regierung
empfehlend zu überweisen , glaubte man allseitig , daß ist
die Gemeinde Östringen endlich einmal der Wohltat eine:
Bahn erfreuen dürfte . Allein , als die Antwort der Sfo
gierung kam , war man sehr enttäuscht, nicht allein des
halb, weil sie sich ablehnend verhielt , sondern auch des
halb , weil sie den Anschluß der Linie von Ostringen wt
die Hauptbahn entgegen dem Anträge dieses Hohe»
Hauses Mingolsheim zuteilte , mit der einfache»
Begründung , daß die Bahn mit dem Anschluß in
Mingolsheim billiger sein werde . Ich weiß nicht , wie ich
das deuten soll . Auf dem vorigen Landtag hat die Re¬
gierung verschiedene Gründe angeführt , die gegen
Langenbrllcken sprächen, es seien mehrere Bäche zn
überbrücken, der Güterschuppen sei zu klein usw . Tie
Regierung gab andererseits zu , daß die Steigungsver¬
hältnisse bei letzterem Projekt Langenbrllcken viel pt -
stiger wären , daß diese bei Langenbrllcken 1 : 97 und bei
Mingolsheim 1 : 60 betragen würden . In der dies¬
jährigen Antwort der Negierung heißt es nun , die
Steigungsverhältnisse feien gleich. Ich kann es nicht
verstehen, wie man zu einer solchen Antwort konnnen
konnte. Ist vielleicht der Halleysche Komet daran schuld,
indem er seinen Schweif hier etwas zu nahe hingebracht
hat ? (Heiterkeit ) . Wir von Langenbrücken sind über dieie
Antwort der Regierung sehr entrüstet , weil wir von jeher
den Verkehr von dem ganzen Hinterlande von Würzburg
her hatten . Ich muß hier kurz auf die letzte Petition der
Gemeinde Mingolsheim zurückkommen, welche behauptet,
der Verkehr sei früher über Mingolsheim gegangen. TÄ
ist unrichtig . Der Verkehr wurde auf der alten,und d«
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n8 dq aufrufm , daß der Verkehr nicht von Sinsheim über

teiiMl ;c {gjjgim sondern von Sinsheim über Langenbrücken
r . w dort über Speyer dirigiert wurde , der Posthalter

»iialer und auch der Ochsenwirt Eberhard hatten jeder

. hjK 20 Pferde , welche den Verkehr überallhin bewerk -

Von Mingolsheim ist keine Rede .

neuen Straße seit dem Jahre 1835 nach Langen -

rlligten .

Kas die Steigungsverhältnisse anbelangt , so hat der

M . Hergt hierzu in der Sitzung vom 15 . Juli 1908 sol¬

ides bemerkt : „Nun kann ich aber auch in technischer

'insiöfi nicht verstehen , warum die Regierung den An -

^d>ß in Mingolsheim wählen will . Es kann nicht in

zfeede gestellt werden nach den Erklärungen der Großh .

Mierung selbst , daß die Linie Langenbrücken —Ost -

tiftgen, wenn sie auch eine kleine verlorene Steigung auf -

Wist, im ganzen doch günstigere Steigungsverhältnisse

fa . denn die stärkste Steigung ist 1 : 97 , bei Mingols -

fcirit aber 1 : 50 . Also die Linie Langenbrücken —

sstringen würde sich für die spätere Fortsetzung der Bahn

M Linsheim wesentlich besser eignen als die Strecke

Kmgolsheim—Ostringen .
" Darauf hat der Großh . Re -

äerungsvertreter Ministerialrat Wolpert erwidert : „Die

stcigungsverhältnisse sind ja allerdings auf der Linie

Gillingen—Langenbrücken günstiger als aus der Linie

Mingen —Mingolsheim . Es müßte jedoch die auf der

im Mingolsheim —Ostringen vorhandene Neigung von

i ;g0 auch, wie ich schon erwähnte , bei der Fortsetzung

kr Linie nach Sinsheim angewandt werden ." Ich glaube ,

kjj derartige Neigungsverhältnisse schwer ins Gewicht

Men sollten , denn bei einer solchen Steigung ist es kaum

Mich , mit einer Maschine einen Güterzug hinaufbe -

fötbern zu können . Was die Einwendungen der Gemeinde

Mingolsheim bezüglich des teueren Geländes betrifft , so

jsinäch meiner Kenntnis das Feld unterhalb von Mingols¬

heim gerade so viel wert wie oberhalb des Ortes Min -

golsheim, -und von Mingolsheim bis nach Ostringen ist

s ganz genau das gleiche Gelände . Was die Mehrkosten

Belangt , glaube ich sagen zu müssen , daß man doch eine

Gemeinde, die von jeher den Verkehr hatte , wegen der

fflfflö M . doch nicht ganz vom Verkehr ausschließen

Me . Man sagt zwar , wir seien an der Hauptbahn ge¬

legen : wir haben aber schon früher durch den Bau der

Menbahnen vieles verloren , denn wir hatten vorher den

Verkehr aus der ganzen Gegend bis Sinsheim auf der

rechten Seite und bis Eppingen auf der linken Seite und

ws der Rheinebene . Die ganze Gegend hatte ihre Güter

in Langenbrücken an der Bahn abzuholen . Diese Neben -

tchncn konnte man nicht verhindern , aber durch den Bau

der Bah« ' nach Mingolsheim wären wir ganz vom Ver¬

kehr abgeschnitten . Auch das Bad von Mingolsheim wird

erwähnt . Ich verkenne nicht das Interesse , das Mingols -

heitn seinem Bad zuwendet , aber ich möchte doch auch

üwäs an unser altes Bad mit seinen schönen Anlagen

erinnern, wo schon Tausende Heilung gefunden haben ,

en der zweiten Petition von Mingolsheim ist

etwas erwähnt , was überhaupt nicht richtig ist . Man

sagte da, Herr Siegel fei sozusagen der erste Besitzer . Das

ist ganz unrichtig . Herr De . Michelfelder , der lange Zeit

in Langenbrücken war , hat das Bad gebaut und war der

erste Besitzer. Ferner möchte ich darauf Hinweisen , daß

die Industriellen Ziegeleibesitzer Ganter und Sägewerk -

fescher Bender von Mingolsheim und auch die Gemeinde

Aettfeld sich unserer Petition angeschlossen haben , denn

auch sie haben ein Interesse daran , daß sie durch den

Anschluß der Bahn in Langenbrücken leichter ins Hinter¬

land kommen können . Seinerzeit als Herr Ziegeleibesitzer

Ganter gebaut hat , hat man ihm gesagt , hier gehe die Bahn

vorbei , und jetzt ist der Mann ganz nebendraus und kann

überhaupt keinen Anschluß bekommen . Er hat nach dem

Projekt von Mingolsheim gerade so weit nach der neuen

Bahn als an die Hauptbahn . Man sollte doch auch in

Betracht ziehen , daß Langenbrücken der Mittelpunkt des

unteren Bezirks ist , daß die Gendarmerie ihren Sitz in

Langenbrücken hat und daß auch der Verkehr nach der

Amtsstadt und nach der Residenzstadt Karlsruhe zu geht .

Darum möchte ich bitten , den Antrag der Kommission

abzulehnen . Ich glaube auch , daß die Regierung noch

nicht das letzte Wort gesprochen hat , daß sie vielleicht bis

zum nächsten Landtag anderer Ansicht wird und allen

Gemeinden Rechnung tägt . Denn man baut doch eine

Bahn nicht nur für einzelne Gemeinden sondern der

Rentabilität wegen für viele Gemeinden , und ich glaube ,

daß eine Rentabilität einer Bahn viel eher heraus¬

kommt , wenn anstatt nur zwei Gemeinden 4 bis 5 Ge¬

meinden davon Nutzen haben . Darum kann ich es nur

bedauern , daß die Kommission zu diesem Antrag ge¬

kommen ist . Ich schließe mit dem Bemerken , daß auch der

Gemeinde Ostringen es viel lieber wäre , wenn die Bahn

in Langenbrücken einmünden würde als in Mingolsheim ,

und ich bitte deshalb , den Kommissionsantrag abzulehnen .

Abg . Odenwald (fortschr . Vp .) : Bei der Beurtei¬

lung dieser Frage kommt vor allem in Betracht , daß der

große Ort Ostringen mit einer Einwohnerzahl von über

3000 Einwohnern und mit einer ganz bedeutenden

Zigarrenindustrie ganz berechtigte Ansprüche auf eine

Bahnlinie hat . Ob die Einmündung der Bahn in die

Hauptlinie in Mingolsheim oder in Langenbrücken er¬

folgt , das ist dem Orte Ostringen nach meiner Ansicht

gleichgültig und kann ihm gleichgültig sein . Ostringen

liegt ganz abseits von der Bahn ; es gibt kein Ort von

dieser Größe in Baden , der noch keine Bahn hat . Ich

kann ganz gut begreifen , daß die Gemeinde Langen¬

brücken , die mit der Gemeinde Mingolsheim im stärksten

Konkurrenzkampf wegen dieser Bahn liegt — man kann

ja das nachfühlen — , alles aufwendet , um die Einmün¬

dung der Linie in die Hauptbahn nach Langenbrücken zu

bekommen . Allein die Kommission für Eisenbahnen und

Straßen ist dazu da , daß sie die Frage objektiv zu prüfen

und etwas vorzuschlagen hat , was erfüllbar ist . Vor zwei

Jahren hat das Hohe Haus die Petition der Gemeinde

Langenbrücken der Großh . Regierung empfehlend über¬

wiesen . Ich betone dabei , daß die Großh . Regierung

damals ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht hat .

daß , wenn Ostringen eine Bahnverbindung bekommen

könne , nur das Projekt Ostringen —Mingolsheim in

Fragen kommen könne , und zwar aus folgenden Gründen :

Erstens seien die Terrainverhältnisse der Linie Mingols¬

heim —Ostringen günstiger wie aus der Strecke nach

Langenbrücken , zweitens sei die Linie Mingolsheim —

Östringen kürzer unb drittens koste diese Linie 173 000 M .

weniger Geld als die andere . Das sind Gründe , denen

sich die Eisenbahnkomission nicht verschließen konnte , und

aus diesen Gründen kam die jetzige Kommission zu der

Überzeugung , daß nur das Bahnprojekt Mingolsheim —

Ostringen zu empfehlen sei . Wollte man aber selbst für

Langenbrücken eintreten , so käme noch eine ganz bedeu -

tende und schwierige Frage zur Erörterung ; dann käme

nämlich die Bahnlinie auf fünf Siebtel ihrer Länge auf

Mingolsheimer Gemarkung , und so, wie die beiden Ge¬

meinden einander gegenüber stehen , wäre nicht daran zu
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denken , daß eine Einigung erzielt wird . Wir haben ge¬
hört , daß die Großh . Regierung in erster Linie verlangt ,
daß das Gelände kostenlos gestellt und größere Barzu¬
schüsse geleistet werden . Wie würde Langenbrllcken diese
auf Mingolsheimer Gemarkung belesenen fünf Siebtel
des Geländes erwerben und der Regierung kostenlos
übereignen können ? Das ist ein Ding der Unmöglichkeit .
Wir haben die Sache in der Kommission geprüft und sind
mit Ausnahme des Herrn Abg . Ziegelmeyer dahin
schlüssig geworden , die Petition der Gemeinde Mingols -
heim empfehlend zu überweisen und damit zugleich die
Regierung zu bitten , mit dem Bahnbau bald zu begin¬
nen . Die Strecke ist klein , die Kosten sind nicht groß und
Östringen hat allen Anspruch , an die Bahn angeschlossen
zu werden .

Abg . Frhr . von Mentzingen (Zentr ) : Der Herr
Kollege Odenwald hat bereits im wesentlichen das
angeführt , was ich vorhatte vorzutragen . In der
Tat muß man sich auf den Standpunkt stellen , daß es der
Gemeinde Ostringen in erster Linie darauf ankommt , daß
sie überhaupt eine Eisenbahn erhält , und daß es ihr
einerlei ist , wohin der Anschluß geht . Die beiden Ge¬
meinden , die wegen dieser Bahnlinie miteinander in
Hader leben , liegen bereits an der Hauptbahn ; es kom¬
men also nicht die Interessen Mingolsheims oder Langen -
brückens in Frage , sondern nur die Ostringens . Diesen
Standpunkt habe .ich schon immer vertreten , seit ich dem
Hohen Hause angehöre . Ich habe die Rede vor mir , die
ich in der 145 . Sitzung im Jahre 1906 gehalten habe .
Da habe ich unter anderem auch die Statistik etwas aus¬
führlicher behandelt , als sie heute vorgetragen worden ist.
Ich will mich aber heute damit nicht weiter befassen , um
das Hohe Haus nicht aufzuhalten . Ich glaube , daß dar¬
über kein Zweifel besteht , daß die Gemeinde Ostringen
eine Eisenbahnverbindung haben muß , und das hat ins¬
besondere der Herr Kollege Odenwald ganz vorzüglich
hervorgehoben . Ich kann mich also darauf beschränken ,
Ihnen deren Bitte ans Herz zu legen und namentlich auch
der Großh . Regierung , damit der Ort endlich einmal eine
Bahn bekommt . Da ich hier hauptsächlich das Interesse
Östringens vertrete , ist es mir ganz einerlei , wohin die
Bahn geht , irgendwo muß sie eben an die Hauptbahn
angeschlossen werden . Aus einem der früheren Landtage ,
auf dem ich die Angelegenheit auch schon behandelt habe ,
wurde die Gemeinde Östringen abschläglich
beschieden, weil man noch ein größeres
Projekt mit dem ursprünglichen verbunden hatte
und die Bahnlinie noch weiter führen wollte . Die
Weiterführung ist Zukunftsmusik , diese kann man
anstimmen , wenn man überhaupt erst einmal eine Bahn¬
linie nach östringen hat ; aber vorher soll man die wei¬
tergehenden Wünsche nicht mit den Wünschen Ostringens
verquicken , wie das schon wiederholt geschehen ist.

Abg . Neuwirth (natl .) : Die Bitte der Gemeinde
Ostringen um Erbauung einer Anschlußbahn an die
Hauptstrecke ist eine uralte , sie ist auch schon auf dem
letzten Landtage empfehlend überwiesen worden . In
ihrer Antwort spricht sich die Regierung dahin aus , daß
die Gestaltung des Anschlusses im Bahnhof Langen¬
brücken nicht günstig sei, daß der Anschluß in Min -
golsheim der einzig zweckmäßige wäre , daß diese Linie
ferner kürzer und mit weniger Schwierigkeiten verbun¬
den sei, und daß sie demgemäß auch weniger kosten

würde . Ich bin früher auch ein eifriger Verfechte ^
Bahnprojektes Ostringen —Langenbrücken gewesen ■
der Herr Kollege Ziegelmeyer wird mir zugeben i^arün!
daß ich alles aufgeboten habe , um die Regierung
zu bewegen , daß das Projekt mit dem AntzN
in Langenbrücken festgelegt wird , denn die
bildet , wie der Herr Kollege Ziegelmeyer ^
gesagt hat , eine uralte Verkehrslinie , die ^
Hinterland mit dem Oberland verbindet .
Linie ist sogar früher eine alte Heerstraße >
Wesen , und wir sind von jeher gewohnt gewesen, ^wir in die Residenzstadt wollten , die Linie über Lan^brücken einzuhalten . Es ist aber überflüssig , sich ^mit diesem Projekt zu beschäftigen , nachdem die R^ ..,
rung den anderen Standpunkt eingenommen hat , ^
ich habe deshalb schon in der Kommission erklärt , ^
ich mich dem Projekt der Regierung anschließe . M , ^
es , das kann ich Ihnen versichern , darum zu tun , daß ft,
Leute befriedigt Wörden, und daß , ich möchte fast sg^
die älteste Petition , die hier im Hause zur Verhandle
kommt , endlich einmal dadurch erledigt wird , daß ft,
Ostringer ihre Bahn bekommen . Östringen ist, fr
gesagt , der einzige Ort von über 3000 Einwohnern , ft,
keine Bahnverbindung hat , obwohl die Industrie ebrl»
wie die Landwirtschaft dort bedeutend ist. Aus ft.
Bedürsnisfrage will ich aber nicht näher eingehen , da sj;
von meinen Herren Vorrednern und auch von dem Heu,
Berichterstatter in genügender Weise in seinem ein.
gehenden und langen Bericht erläutert worden ist. (>»
haben ja auch Erste und Zweite Kammer die Petit«
empfehlend überwiesen , und es war , soviel mir bekamt
schon auf dem letzten Landtag ein Gesetzentwurf vor
bereitet , der aber wegen der schlechten Finanzlage , ft*
man überall zu hören bekommt , wieder zurückgestel-
worden ist. Wenn uns die Regierung als abschreckende -
Beispiel immer vor Augen hält , daß , ganz abgesehen
von dem Bauaufwand , die Betriebskosten nicht heraus »
kommen würden , daß die Bahn nicht rentieren und
jährliche Zuschüsse von 10—12 000 M . erfordern werde,
so gebe ich das , wenn die Bahn als Sackbahn gebaut
wird , zu . Aber wir wollen sie nicht als Sackbahn bau»,
sondern im Auge behalten , daß sie weitergeführt werden
muß bis Sinsheim und Waibstadt , wodurch diese Lrle
einen Anschluß an den durchgehenden Verkehr bekomme«.
Außerdem würde dadurch die Verkehrslinie vom Hinter¬
land in die Residenzstadt um ca . 27 km kürzer als die
jetzige Verbindung über Heidelberg , und deshalb bi«
ich fest überzeugt , daß sie sich auch rentabel gestalt-«
wird . Wir machen keine Zukunftsmusik , wie der Hon
Abg . von Mentzingen gemeint hat , wenn wir von diesem
Durchgangsprojekt sprechen ; es soll ja nur mit die«
Teilstrecke ein Anfang gemacht werden , die Bevölkerung
begnügt sich auch damit , sie wünscht nur , daß eine Er¬
klärung der Regierung erfolgt , in der sich diese aus die
Weiterführung des Projektes festlegt . Tie Bevölkerung
in meinem Wahlbezirk ist genügsam und einsichtsvoll,
sie ist vertraut mit den schlechten Finanzverhältnissen, ,
sie will auch gern mit dem Weiterbau zuwarten , wenn
nur erst die Garantie geboten wird , daß einmal ein
Anfang gemacht wird , und daß Aussicht auf die Weiter¬
führung besteht . Ich habe mich mit Befriedigung davon
überzeugt , daß die Bahn in einer Weise angelegt werden
wird , daß eine Weiterführung in Ostringen möglich ist
Es handelt sich hier nur um eine Strecke von 15 k®,
und es ist mir unbegreiflich , ich kann das hier offen
aussprechen , daß diese Bahnverbindung Östringen-
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rabetm mit einem Kostenaufwand von 600 000 bis

M M- immer wieder zurückgestellt wird mit der

Endung , daß unsere finanzielle Lage zu schlecht sei.

sfen Sie doch diese alte Klage aus der Welt , und

^ Sie dafür, daß diese Bahn zur Ausführung

MMt Ich bin fest überzeugt , daß die ganze Ein -

Mrschast dafür dankbar sein wird .

Mn sucht nun die Bevölkerung dieser Gegend damit

^ beschwichtigen und zu beruhigen , daß man sagt , man

jj-ae Mittel im Budget zur Subventionierung einer

Tutomobilverbindung . Damit ist dieser Gegend absolut
'
«fit gedient . Im ebenen Gelände mag eine solche Ver¬

bindung ganz zweckmäßig sein , aber nicht in einer
wo die Terrainverhältnisse so ungünstig sind

tzje hier . Kommt im Winter Schnee und Eis , dann ist

kl ganze Verkehr unterbrochen. Außerdem liegt eben

brr Hauptverkehr nicht im Personen - sondern im Güter -

nerkehr, gerade dieser ist sehr bedeutend . Ich kann

midi also für einen Automobilverkehr als Ersatz für
birse Bahn absolut nicht erwärmen , und ich möchte
bäraus bestehen , daß dieses Projekt zur Ausführung
kommt. Wie groß das Interesse der Bevölkerung ist,
M geht schon daraus hervor , daß die Gemeinden

Eningen. Langenbrücken und Mingolsheim sich gegen -

ieitig mit Anerbieten zu überbieten versuchen. Außer
dn freien Geländestellung bieten sie noch Barbeiträge
«t, das beweist doch sicherlich , daß diese Bahnverbindung
Adder Bahnanschluß für diese Orte eine Existenzfrage

deshalb haben wir alle die Verpflichtung , auch
dickem Teil unserer Bevölkerung und ihren Wünschen
entgegenzukommen.
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86g . Geck (Soz .) : Ich glaube , daß O st ringen
mit dem heutigen Tag sagen kann : „Es ist erreicht !"

Lir werden uns in diesem Hause wohl kaum mehr mit
kr Frage beschäftigen müssen, ob eine Eisenbahn von
Gingen nach der Hauptbahn gebaut werden muß . Ich
gliiiibe, es ist jetzt auch die weitere Frage entschieden,
« die Bahn an die Hauptlinie angeschlossen werden soll ,
kck öfteren schon habe ich von dieser Stelle aus den
Anschluß Ostringens an die Hauptbahn besprochen ; ich
dabe das aber von einem größeren Gesichtspunkt aus
getan : wie in der Erklärung der Regierung erwähnt
ist, war die Rede davon , die neue Linie nach Osten sort-
Mtzen und so eine Verbindung der Pfalz mit dem
ssrankenlande herzustellen. Zukunftsmusik hat vorhin
tin Herr Kollege das genannt ; ich halte es jedoch für
möglich , daß der Zeitpunkt , wo uns diese Frage ernst¬
hafter beschäftigen wird , nicht in allzu großer Ferne
liegt. Darüber , daß Ostringen verdient , endlich einmal
seinen . Wunsch erfüllt zu sehen, spreche ich kein Wort
«ehr. Wir sind alle darüber einig . Wir sind auch
darüber einig , daß es ein schwerer Entschluß war ,
Mischen den beiden Gemeinden , die in Betracht kommen,
M wählen. Wenn der Vergleich erlaubt ist, so befinden
vir uns in der Situation des Tell in der Szene mit
dem Apfelschuß , als er auf die Frage des Landvogts ,
welcher seiner beiden Knaben ihm der liebste sei , ant¬
wortet : „Herr, sie sind mir beide gleich liebe Kinder ! "

To meine ich, könnte der Apfelschuß, der jetzt vor-
Mommen werden soll, an dem Knaben Langenbrücken
»der auch an dem Knaben Mingolsheim vorgenommen
verien , es bleibt sich ganz gleich, aber geschossen mutz
werden, und man muß hier mit dem Landvogt sagen :
U erlasse dir nicht den Schuß . Daß wir uns heute

einig werden müssen, das ist klar ; denn das
Interesse des Verkehrs insbesondere fordert eine Ent¬
scheidung. Wir können die Sache nicht länger hinaus¬
schieben . Zehn Jahre , glaube ich , sind es her, seit wir
uns mit dieser Frage beschäftigen. Da muß ich denn
doch dem Herrn Kollegen Ziegelmeyer sagen :
Oasciate ogni speranza ! Geben Sie alle Hoff¬
nung auf , in Zukunft etwas anderes durchzusetzen ! Ich
bedauere sein Los , er rettet den Freund nicht mehr , so
gerne ich ihm vielleicht zu dieser Rettung behilflich
gewesen wäre . Aber die Dinge liegen jetzt so , daß
Mingolsheim den Vorzug in dieser Sache hat ; es be¬
findet sich in einer Entwicklung , die rascher vorwärts
geht, als man das vor zehn Jahren hätte erwarten
können . Es ist allerdings richtig, wenn behauptet
wird . Langenbrücken habe für den Augenblick
von dem Anschluß in Mingolsheim - einen Nachteil .
Aber ich möchte dem Herrn Kollegen Ziegelmeyer , dem
Vater der Stadt Langenbrücken, sagen , er möge des¬
wegen nicht verzweifeln . Langenbrücken muß diesen
Verlust ertragen können, soweit er den Verkehr nach
Ostringen betrifft . Langenbrücken muß darauf bedacht
sein , als ein Punkt an der Hauptbahn sich die Vorteile
des allgemeinen Verkehrs weiter zu Nutzen zu machen.
Langenbrllcken muß insbesondere aus seinem bewährten
und bekannten Bad größere Vorteile zu erzielen suchen,
es muß sich die Gelegenheit , den Vorteil dieser be¬
währten Heilanstalt weiteren Kreisen zuzuführen , in
großzügiger Weise zu Nutzen zu machen suchen ; denn
soweit ich davon Kenntnis habe, ist viel zu wenig ge¬
schehen , Langenbrücken als Bad bekannter und besuchter
zu machen. Ich weiß nicht , woher es kommt, daß
Mingolsheim jetzt auch mehr Badeort wird ; Mingols¬
heim ist auch bedeutend industrieller als Langenbrücken
und wird seine industrielle Tätigkeit erweitern , ohne daß
dazu die Bahn nach Ostringen absolut notwendig ist.
Ich meine also, wir sollten im Hinblick auf das , was
Langenbrücken jetzt zu dulden hat, die Hoffnung auf ein
gutes Gedeihen dieses Ortes in der Zukunft nicht ver¬
lieren und uns insbesondere auch an die Regierung
wenden , daß sie mithelse , Langenbrücken als Bäderstadt
zu fördern , wenn es notwendig ist , auch aus staat¬
lichen Mitteln dieses der Allgemeinheit dienende Bad
zu unterstützen und dadurch Langenbrückcn mehr zu
geben, als was es jetzt in dem Streit um den Anschluß
zu verlieren in der Lage ist . Und Langenbrücken kann
ein Badeort werden , es muß nur für die Unterhaltung
der Gäste mehr tun ; es besitzt — das weiß ich aus
eigener Erfahrung — ausgezeichnete musikalische Kräfte .
Ich selbst war ja schon in der Lage , die gesanglichen
Leistungen der Langenbrücker kennen zu lernen (Heiter -
fett ) ; daher der berühmte Sängerkrieg . Wie gesagt .
Langenbrücken muß etwas moderner werden , es muß
sich die übrigen Badeorte zum Beispiel nehmen und
Attraktionen suchen , die nun heute einmal für einen
Kurort unerläßlich sind . Also, Herr Kollege Ziegel -
meyer , verzweifeln wir , nachdem wir einmal erkannt
haben, daß die jetzige Position verloren ist , nicht an der
Zukunft Langenbrückens, suchen wir , was ihm aus der
einen Seite entzogen wird , ihm doppelt und dreifach
wieder zu geben, indem wir Langenbrücken auf eine
andere Basis seiner Entwicklung stellen.

Wir werden — das möchte ich dem Herrn Kollegen
Freiherrn von Men hingen sagen — nicht darum
herumkommen, jetzt eine bestimmte Stellung zu nehmen .
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Es muß jetzt endlich einmal gepfiffen werden , wir
können es nicht der Entscheidung der Gemeinden über¬
lassen und auch der Regierung nicht sagen : Schiebe die
Sache auf die lange Bank , weil die Kammer in sich
selbst uneinig ist . Nein , wir würden dadurch die ganze
Angelegenheit , insbesondere zu ungunsten Ostringens ,
nur wieder hinausschieben , wenn wir der Regierung
irgendwie Veranlassung geben würden , ihr Sparsam¬
keitssystem herauszukehren und zu sagen , die Kammer
selbst ist uneinig und bietet nicht den nötigen Resonanz¬
boden zur Klärung der Frage . Ich meine , wir müssen
uns jetzt entscheiden . Nach alledem , was in der Kom¬
mission und was auch jetzt von allen Seiten mit Aus¬
nahme des Herrn Kollegen Ziegelmeyer , dessen Stand¬
punkt ja jeder verstehen muß , vorgetragen worden ist,
komme ich zu dem Schluß , daß wir im Augenblick nichts
anderes machen können , als dem Antrag , den die Kom¬
mission gestellt hat , zuzustimmen .

Abg . Fehrenbach (Zentr .) : Wenn ich mich zum
Worte gemeldet habe , so geschah es nur im Interesse
der Entschließung des letzten Landtags . Unser Parla¬
ment scheint ein eigentümliches Harakiri seiner Ansicht
vornehmen zu wollen . Im letzten Landtag ist bei sehr-

eingehender Beratung dieser Petition der Antrag auf
empfehlende Überweisung der Petition der Gemeinde
Langenbrücken um Erstellung der Teilstrecke mit Ein¬
mündung in Langenbrücken und einer Haltestelle in
Mingolsheim gestellt worden ; ferner wurde beantragt ,
die Petition der Gemeinden Mingolsheim um Ein¬
mündung der Strecke in Mingolsheim als erledigt zu
erklären . Dieser Antrag ist im Landtag 1907/08 unter
Fürsprache auch meines Herrn Vorredners Geck ein -
stimmig angenommen worden . Nur der Herr Kollege
von Mentzingen hat sich der Stimme enthalten . Nun
werden die Herrdn alle zugeben müssen : Es ist bös , eine
solche Entscheidung im Verlause von zwei Jahren so
abzuändern , und es liegt nicht im Interesse des Parla¬
ments , solche Änderungen vorzunehmen . Es schiene
zweckmäßig , den Rang mit größerer Eleganz zu finden
als in dieser Entscheidung . Das darf sich die jetzige
Eisenbahnkommission nicht einbilden , daß sie erst jetzt die
Sache objektiv und von praktischen Gesichtspunkten aus
behandelt hat . Im letzten Landtage war der Vorsitzende
der Kommission für Straßen und Eisenbahnen der Herr
Kollege Wittum , Berichterstatter war der Herr Abg .
Quenzer , und ich habe die feste Überzeugung , daß die
Angelegenheit damals in der Kommission sehr eingehend
behandelt worden ist . Wenn die Herren die Verhand¬
lungen des Plenums Nachlesen wollen , die damals
darüber stattgefunden haben , werden Sie finden , daß
die Darlegungen viel erschöpfender und viel eingehender
waren als diesmal . Damals kam man also aus
empfehlende Überweisung der Petition von Langen -
brücken , und heute kommt man auf empfehlende
Überweisung der Petition von Mingolsheim !
Wenn die Herren Kollegen die Verhandlungen des letz¬
ten Landtages einmal Nachlesen wollen , werden Sie sich
überzeugen , daß die damals vorgelegene Situation sich
in der Zwischenzeit aber auch in gar keiner Weise ge¬
ändert hat . Ter Mehrkostenaufwand bei der Aus¬
mündung in Langenbrücken ist auch schon im letzten
Landtage mit der gleichen Höhe angegeben worden . Alle
übrigen Verhältnisse sind gerade so berücksichtigt worden ,
wie sie jetzt vorgetragen worden sind. Und nun diese

andere Entschließung ! Auch die Haltung der
war vor zwei Jahren im wesentlichen keine ander?
diesmal . Aus finanziellen Gründen hat sie die » ,
mündung in Mingolsheim vorgezogen , dabei abe^
erkannt , daß der Personenverkehr wegen der M

“

nach der Amtsstadt und der Residenz darauf hß
die Ausmündung in Langenbrücken zu suchen,
allerdings der Güterverkehr die Richtung na$ i? '
Norden begünstige . Alles das ist eingehend etij
worden , und damals hat man gemeint — und bo$
der ausschlaggebende Grund für die Entschließung,
letzten Landtages — , daß die historischen VerhäZ
nicht unnötigerweise auf den Kopf gestellt werden «
ten , daß vermöge der ganzen Situation von alter
her Langenbrücken ein gewisses historisches Rechts
diese Ausmllndung habe , das umsomehr berüchi^
werden dürfe , weil dadurch Mingolsheim nicht
trächtigt werde . Die Auffahrtsverhältnisse , die ^
gungsverhältnisse , wenn die Linie auch etwas föL
wird , werden von Langenbrücken aus etwas bequem
Mingolsheim bekommt seine Station und hat dannzhj
Stationen , eine an der Hauptbahn und eine an
Bahn . Alles das ist damals berücksichtigt worden. ^
glaube , die Verhältnisse liegen heute noch gerade
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Es ist ja richtig , die Hauptsorge dreht sich
Ostringen . Aber ich befürchte , bei dieser so auseinand«!
gehenden Entscheidung , einmal so , das andere
anders , wird dem Hauptinteressenten OstrinK ,
wenig gedient sein . Die Regierung wird sich frag^
Ja , welcher Landtag hat recht, welcher war jetzt fo
klügere ? Mit dem jüngsten ist die Klugheit „tz
immer zusammen (Abg . Geck : Der Lebende hat Recht !:
Es kann auch einmal der Ältere klüger sein als ’tc
Jüngere , und da irgend welche neue Weisheit heute M
vorgetragen wurde und die Verhältnisse damals ge»
so lagen wie heute und eingehend geprüft worden ft«
könnte man es niemand verdenken , wenn er die ech
Entscheidung für die bessere hält . Ich möchte in k
Richtung nicht entscheiden , aber ich glaube , es
eigentümlich , wenn bei der einmütigen Entscheidung b&
letzten Landtages nicht aus dem Hohen Hause heraus mi
diese Tatsache aufmerksam gemacht und wenn nicht fuii
bei der heutigen Besprechung ein Wort darüber ja
sprachen worden wäre , daß die Gründe von bantoli
eigentlich auch heute noch maßgebend sind . Es ist mi:
nicht möglich , diesen Sprung aus dem einen Extrem in
das andere mitzumachen : wie die Situation zu sm
scheint, hat aber ein anderweitiger Antrag vorläusiz
keine Aussicht auf Erfolg , ich werde deshalb nur geae»
den gestellten Antrag stimmen -
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Ministerialrat Wolpert : Es ist von verschieder.
Seiten darauf hingewiesen worden , daß die Steigum
Verhältnisse der beiden in Wettbewerb tretenden Lina
zugunsten der Einmündung in Langenbrücken sprech: .:,
Das war im vorigen Landtage allerdings die Anschaia
ung auf Grund von ganz generell aufgestellten Projekten
Der Drucksache 47III ist aber zu entnehmen , daß infch :
der genaueren Ausarbeitung , die größte Neigung bä
beiden Linien die gleiche ist : die größte Steigung lieg!
nämlich nunmehr unmittelbar vor dem Bahnhof Lstrm-
gen , und zwar kam dies deshalb , weil der Bahnha
Ostringen gegenüber dem früheren generellen Entwich
höher gelegt werden mußte , um eine etwaige späte«
Fortsetzung der Bahn nicht unmöglich zu machen-
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öjleae Fehrenbach hat schon auf die Verhandlungen

‘
■£3 letzten Landtags hingewiesen . Ich habe damals bei

' % Beratung der einschlägigen Petition auch das Wort
.

*
Lffert und habe besonders erwähnt , daß es zunächst

Interessen der Gemeinde Ostringen , dieses industrie -
•
£fo

?n und aufstrebenden Ortes , sind , die einen Bahn -

Schluß dringend erfordern . Ich glaube , darüber sind
. uns alle einig , und das wird auch von der Regierung

“
V * , Der Weg von Ostringen nach Langenbrücken

weiter , und wer einmal eine „gute Stunde "

!^ en will , der soll den Weg einmal zurücklegen . In

d-n Streit zwischen Langenbrücken und Mingolsheim

M ich mich nicht einmischen . Ich habe mich vor zwei

wahren für den Anschluß an Langenbrücken aus¬

gesprochen und kann heute diese rasche Wandlung nicht
| mitmachen. Der Wind hat sich nun in der Kommission

plötzlich zugunsten von Mingolsheim gedreht . Es kann

ja jede Gemeinde für sich etwas in Anspruch nehmen :

Langenbrücken weist auf alte historische Rechte hin .
Mingolsheim darauf , daß es ein aufstrebender Ort sei ,
was auch anerkannt werden muß . Ich glaube , die

Regierung sollte noch einmal die Frage gründlich

prüfen und dann dem nächsten Landtage vielleicht ein

ausgiebigeres Material vorlegen , denn ich glaube fest,
das vorliegende Material ist nicht genügend .

Fch kann meine Stellungnahme , die ich vor zwei
Ähren eingenommen habe , nicht ändern . Ich wünsche
in erster Linie , daß die Gemeinde Ostringen , die zu so

großen Opfern bereit ist, baldmöglichst die Wohltat
[■ einer Bahn bekommt , kann mich aber dem Anträge der

Kommission nicht anschließen und werde auch deshalb ,
[; roie mein Freund Fehrenbach , gegen den Kommissions .
'

« trag stimmen .

Abg. P f e i f f l e (Soz . ) : Die Kommissionssitzung , in der
dieser Antrag angenommen wurde , fand unter meinem
Vorsitz statt ; deshalb bin ich genötigt , gegenüber den Aus¬
führungen des Herrn Kollegen Fehrenbach einiges zu
erwidern, denn er hat den Beschluß der Kommission und
auch das Hohe Haus hier recht abfällig beurteilt . Unter
anderem hat er den Ausspruch getan , „die Kommission
lolle sich ja nichts einbilden "

. Dem gegenüber möchte
ich bemerken , daß wir recht bescheiden sind und uns gar
nichts einbilden , und ich möchte nur wünschen , daß der
Herr Abg. Fehrenbach ebenso bescheiden ist und sich auf
seine Rede, die er heute gehalten hat , nichts einbildet
<Abg . Fehrenbach : Sie soll sich nicht einbilden , daß
sie heute besser ist als wie das vorige Mal !) . Wenn
tvir heute zu einem anderen Entschlüsse gekommen sind
wie vor zwei Jahren , so hat das seinen Grund darin ,
daß diesmal die Sache ganz anders gelagert war
als wie vor zwei Jahren . Für uns lag die Ent¬
scheidung so : Sollen wir etwas Praktisches leisten ,
was den Interessen der Gemeinde Ostringen entspricht ,
«der nichts? Wenn wir weniger rücksichtsvoll gewesen
wären gegenüber den wirklichen Interessen dieser Ge¬
meinde, wenn wir mehr auf den agitatorischen Stand -
tunkt Wert gelegt hätten , so hätten wir vielleicht dem
Projekte Ostringen -Langenbrücken zugestimmt . So aber
haben wir auf den agitatorischen Standpunkt keinen
Wert gelegt , sondern etwas Praktisches erreichen wollen .
Wenn die Kommission zu diesem Beschlüsse kam , so
kam sie dazu nicht darum , um etwas für Langenbrllcken
oder etwas für Mingolsheim zu tun , sondern wir woll -
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ten ein praktisches Ergebnis sehen , und das praktische
Ergebnis ist dadurch erzielt worden , konnte nur dadurch
erzielt werden , daß wir für das Projekt Ostringen -Min -
golsheim eintraten . Tie Gr . Regierung hat bei der letz¬
ten Behandlung der Petition ausdrücklich erklärt , daß
sie einem Projekt Ostringen -Langenbrücken nicht bei¬
trete . Wenn eine solche Erklärung vorliegt , bleibt nicht
anderes übrig , als die Stellung zu ändern , will man
überhaupt etwas erreichen . Der Regierung wäre es
sehr angenehm gewesen , wenn eine Einigung nicht , er¬
zielt worden wäre . Ter letzte Kammerbefchluß hat der Re¬
gierung sehr gut gefallen , das haben wir sehr wohl ge¬
wußt ; aber auf eine solche Art und Weise kommen wir
nicht zum Ziel . In Ostringen muß ein Bahnhof er¬
richtet werden , das erkennen die Herren alle miteinander
an . Hätten wir dem Projekt Ostringen -Langenbrücken
zugestimmt , dann würde , davon war jeder von uns über¬
zeugt , der Wunsch der Östringer auf absehbare Zeit
nicht erfüllt werden .

Übrigens möchte ich dem Herrn Abg . Fehrenbach be¬
merken , daß auch seine Fraktionskollegen mit Aus¬
nahme seines Nachbarn für den Kommissionsantrag ge¬
stimmt haben . Auch sie haben sich davon überzeugen las -
sen , daß das Projekt Ostringen -Langenbrücken keine
Aussicht auf Erfolg hat und daß die Regierung diesem
gegenüber eine ablehnende Stellung einnimmt . Was
hat das für einen Wert , wenn eine Kommission
eine Entscheidung trifft , von der sie überzeugt ist , daß sie
keine Aussicht auf Erfolg und auf Ausführung hat ! Bei
pflichtgemäßer Auffassung der Stellung einer ' Kom¬
mission blieb also nichts anderes übrig , als dem Pro¬
jekt zuzustimmen , welches Aussicht auf Ausführung hat .

Im übrigen kommt noch eine ganze Anzahl anderer
Momente in Frage . Wir Kommissionsmitglieder sind
nicht so leicht über die Sache hinweggegangen , wie sich
der Herr Kollege Fehrenbach vorzustellen scheint. Wir
waren in Mingolsheim und in Langenbrücken . Wir
haben uns die Terrainverhältnisse an Ort und Stelle
angesehen , wir haben uns gewissermaßen Anschauungs - '

unterricht geben lassen . Die Herren von Langenbrücken
waren sehr eifrig bemüht , uns aufzuklären , und das
gleiche war bei den Herren von Mingolsheim der Fall .
Wir haben ebenso die sozialen wie die praktischen , die
Verkehrsverhältmsse ins Auge gefaßt . Ich will nicht
darauf eingehen , daß die Terrainverhältnisse für eine
Bahn von Ostringen nach Mingolsheim geeigneter lie¬
gen , ich will nur noch darauf Hinweisen , daß dieses Pro -
jekt um 230 000 M . billiger zu stehen kommt . Weiter
mutz berücksichtigt werden , daß für die Industrie von
Ostringen eine Mehrausgabe dadurch entsteht , wenn die
Trace über Langenbrücken geführt wird , denn Handel
und Verkehr von Östringen weist nicht in das Oberland
sondern in -das Unterland . Ich habe mich bemüht , mit
Industriellen von Ostringen Rücksprache zu nehmen ;
sie haben mir erklärt , uns Ostringern wäre es natür¬
lich lieber , wenn die Bahn Ostringen —Mingolsheim
eingerichtet würde .

Alle diese Gesichtspunkte haben bei uns eingehende
Würdigung gefunden . Wenn also der letzte Landtag
eine andere Stellung eingenommen hat als der jetzige,
dann ist das darauf zurückzufllhren , daß wir uns eines
Besseren haben belehren lassen ; man darf nicht fort¬
während denselben Standpunkt einnehmen , wenn sich
ein anderer später als richtiger herausstellt . Ich bin
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fest überzeugt , der Herr Kollege Fehrenbach wird sich
auch schon oftmals eines Besseren haben belehren lassen .
Wenn das auch heute der Fall ist und wenn das auch bei
andern Kollegen in diesem Hause der Fall ist, dann um¬
so besser.

Abg . Kräuter (Soz .) : Wenn auch ich mich zum Wort
gemeldet habe , so tat ich das als Mitglied der Kommission
für Eisenbahnen und Straßen . Ich will vorausschicken ,
daß ich weder mit Langenbrücken noch mit Mingolsheim
verwandt oder verschwägert bin (Heiterkeit ) und daß ich
also der Sache ganz objektiv gegenüberstehe .

Wir haben in der Kommission die Sache zweimal be¬
handelt . Ter Herr Kollege Fehrenbach hat nun einen ge¬
wissen Unterschied in der Behandlung seitens der Kom¬
mission des letzten Landtags und dieses Landtags kon¬
struieren zu können geglaubt . Wenn wirklich eine gewisse
Differenz vorhanden war , mag sie davon herrühren , daß ,
wie der Herr Kollege Pfeifsle gesagt hat , dieses Mal die
meisten Mitglieder der Kommission an Ort und Stelle
waren und sich persönlich davon überzeugt haben , wie die
Sachen liegen : ich glaube , wer einmal mit eigenen Augen
die in Betracht komnicnden Geländeverhältnisse angesehen
hat , kann unmöglich zu einem anderen Resultat kommen
als zu dem , zu dem die Mehrheit der Konunission gelangt
ist . Alle Achtung vor den Langenbrnckern , sie haben ge¬
tan , was zu tun geiveseu ist, ich kann aber nicht verstehen ,
warum wegen Langenbrücken eine Bahn parallel mit der
Hauptbahn das Land heraufgeführt werden soll . Wenn
sich die Mingolsheimer wehren , dann ist das verständlich
und sie haben das Recht dazu . Denn auch sic haben ein
Schwefelbad , tvenn es auch noch nicht die gleichen Ein¬
richtungen wie düs andere Schwefelbad aufzutveisen hat ;
aber was nicht ist , kann noch werden . Vor allen Dingen
aber kommt für uns die Verantwortung in Frage , die
wir auf uns nehmen würden : Wenn , um die Bahn zu er¬
stellen und sie nach Mingolsheim zu führen , 230 000 M .
weniger ausgcgcben zu werden brauchen , dann wäre es
doch gelvissermaßen unverantwortlich , wenn man den
Mehrbetrag ausgeben würde . Ich würde die Linie nach
Langenbrücken auch als eine Torheit bezeichnen , denn init
der Linie nach Langcnbrücken schneidet man die besten
Felder von Mingolsheim mitten durch , bei der Strecke
Mingolsheim —Östringen dagegen nimmt die Linie gar
nicht viel nutzbares Gelände weg . Das wird jedcni , der
die Sache an Ort und Stelle besichtigt , überzeugend klar .

Abg . Göhring (natl . ) : Als Mitglied der Kommis¬
sion möchte ich doch konstatieren , daß deren .Beratungen
in absolut objektiver Weise vor sich gegangen sind . Wenn
der letzte Landtag in dieser Angelegenheit einen andern
Entschluß gefaßt hat , so fühle ich wenigstens für meine
Person mich nicht veranlaßt , gerade jenem Beschluß nach¬
zuleben , sondern ich glaube mich darnach richten zu sollen ,
wie jetzt die Verhältnisse gelagert sind . Für mich und die
Kommission war das allein maßgebend , selbst unter
Berücksichtigung dessen, daß wir vollständig anerkannt
haben , daß Langenbrücken sich darum bemüht , die Verbin¬
dung zu bekommen , und daß Langenbrücken befürchtet ,
eine Einbuße zu erleiden . Langenbrücken hat aber doch
so lange Jahre vor sich gehabt , es war ihm die Möglichkeit
gegeben , sich zu entwickeln , es ist das aber anscheinend doch
nicht in der Weise geschehen, wie Langenbrücken selbst ge¬
hofft hat . Für uns war nur maßgebend , daß Mingols -

»

heim infolge seiner Kistenfabriken darauf anaewi -k..
direkt mit Östringen verbunden zu werden ,
brücken selbst bat nur eine Fabrik mit 130

. r

und Kronau haben aber 30 Fabriken mit zusammqp -
Arbeitern , und da muhten wir uns sagen , das gjc

^
Interesse muß Vorgehen , das kleinere muß zuruckh

^
Nachdem wir au § der Antwort der Großh . Regierung
fahren haben , daß eine größere Aussicht vorhanden
Bahnverbindung mit Anschluß in Mingolsheim
men , stimmten wir eben dafür . Als weiteren Grund 1
ten wir noch anzuführen , daß der Betrag von 1 aooj *
der als Ersparnis genannt wird , ins Gewicht siel - ^
Ersparnis von 173 000 M . ist so außerordentlich groß ^wir nicht darum herumkommen konnten . Um für
ringen endlich die Bahn zu erreichen , stimmen wir dmn-
Ich bitte die Herren Kollegen , ebenfalls dafür einzutret,-
daß die Petition in der Weise , wie es die Kommission ^ ,
schlägt , enipfehlend an die Großh . Regierung überwies
wird .
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Abg . Fehrenbach (Zentr .) : Ich kann nicht W.
ben , daß der stellvertretende Vorsitzende der frogli^ |
Kommission aus meinen Ausführungen mit Recht einen '
Anlaß entnehmen konnte , etivas dagegen zu bemerken
Ich kann es auch nicht gerade geschmackvoll finden , wem
der Herr Abg . Kräuter den Anlaß benutzt , um eine pet-
sönliche Anspielung in die Debatte hereinzubringen ,
habe weder im letzten Landtag irgend etwas getan öd«
irgend ein Wort zugunsten von Langenbrücken gesagt
noch auch in diesem Landtag irgend etwas zugunsten der
Langenbrücken unternommen . Ich glaube , wenn in M
solchen Objektivitätsfragen alle Kollegen in der Lage iv«.
ren , sich ein so gutes Zeugnis ausstellen zu können , tote
ich glaube es bei sorgfältiger Prüfung mir ansstellenp
dürfen , dann könnten solche persönliche Anspielungen un¬
terbleiben . Man wird es mir nachempfinden können , das
ich der Meinung bin , daß der einstimmige Beschlu
im letzten Landtag nicht ohne jede Verteidigung blei¬
ben kann , gerade jetzt, wo man im Begriffe ist , die gegen¬
teilige Entscheidung zu treffen . Dafür konnte man ob¬
jektive Gesichtspunkte finden , ohne irgendwie einen &
griff auf die jetzige Kommission darin zu erblicken o&e.'
ungeeignete persönliche Anspielungen zu machen, Xieif
Objektivität könnte man füglich verlangen . Ich gäbe
mich für verpflichtet erachtet , den Beschluß des letzte»
Landtags mit einem Wort der Verteidigung zu versehe »,
und ich habe mich für verpflichtet erachtet , die Entschci
düng der Kommission des letzten Landtags zu verteilst
gen ; darin liegt aber ein Angriff gegen die jetzige Ent¬
scheidung nicht . Ich kann das umso weniger finden, ni¬
es unrichtig ist , daß etwas Neues eingetreten ist , was
eine andere Stellungnahme rechtfertigen könnte . Ti?
Situation lag im letzten Landtag schon gerade so wie
heute . Es kann sich jeder nun nach freiem Belieben ent¬
scheiden. Aber es wird doch angezeigt sein , die Entschlie¬
ßungen des letzten Landtags zu verteidigen .
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-nzeige nDer Herr Abg . Pfeiffle stellt sich auf den Stand¬
punkt , wir müßten etwas Praktisches tun . Damit Öft *| l 8eratu
ringen ja die Bahn bekommt , mußten wir uns jetzt MMbgg. §
Gegensatz zum letzten Landtag für den Anschluß » c :
in Mingolsheim aussprechen Im wesentlichen iß Sl
für ihn der Grund maßgebend , weil angeblich
Regierung gesagt hat , daß ein Anschluß in Langen- ui
brücken nicht möglich sei . Ich glaube nicht , daß die ß, ^ (iil
Regierung sich jetzt bestimmter ausgesprochen hat al* I fa.

i
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Icfetcn Landtag . Auch schon im letzten Landtag
sie sich füi' den Anschluß in Mingolsheim ausge -

" I gn < gerade so wie auch in diesem Landtag . Aber
hat es deshalb doch nicht für nötig befunden , sich

de' ' Kammer nun gleich auf diese Regierungsmeinug
stellen , und wenn der Herr Abgeordnete Pfeiffle

^
nt daß diese praktische Tätigkeit von Erfolg sein

weil auf diese Weise jetzt Oestringen seine
*TtJ bekommen würde , so sehen wir ja den Erfolg

praktischen Tätigkeit . Die praktische Tätigkeit
000» töte man auch noch in dem nächsten Landtag ent -

el - sr ^ Kln können . Jedenfalls hätte man sich aber hüten
>r°s! k hllen , jetzt davon zu reden , wo ganz zweifellos kein
fiir b? Wtragsbudget zur Erbauung einer Bahn von
r > - Lnqolsheim nach Oestringen kommt . Ich weiß also
sutre!^ wo die praktische Tätigkeit liegen soll.
ton bcr,
ettoiei {| | dMdent Rohrhurst : Es war dem Präsidium nicht

ekannt, daß der Herr Abg . Kräuter irgendwelche per -
jMen Beziehungen erwähnt hat , da das Präsidium

dt M> M die Verwandtschaftsverhältnisse der Mitglieder des
:ag2 ^ nicht informiert ist.
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ten , dch tE üuch dieser Betrag von 173 000 M . noch immer ein
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Karlsruhe , 8. Juni . 91 . öffentliche Sitzung der

ben ent- «iten Kammer . Tagesordnung auf Donnerstag den
ntschlie- ^ igio , vormittags 9 Uhr :

Ministerialrat W o l p e r t : Aus den Äußerungen der
Mn , die den Beschluß in der Kommission gefaßt
jäten , habe ich entnommen , daß sie mit dem Betrage der
SeWoftcn von 230 000 M . rechnen . Dieser Betrag war
jn öer generellen Aufstellung ermittelt und damals aus -
Whrt. Ich verweise , um die Sache korrekt zu behan¬

dln , wieder auf die Drucksache Nr . 17III , worin die
Wcrung ausdrücklich darauf aufmerksam macht , daß

ch dm ausführlichen Ermittlungen und Eutwurfsauf -
illungcn der Unterschied der Baukosten 173 000 M . bc -

Stand -I -Vige neuer Eingaben . Sodann :
mt öst-
jetzt tm
lnschMMlisachc Nr . 73 ) ;

Beratung über die geschäftliche Behänd ->ng des Antrags
l. Koger und Gen. , die Branntweinbesteuerung betr .,

hen ist
lich die
Sangen-
laß die
hat al®

Berichte der Kommission für Justiz und Verwaltung und
töing über :
11ben Gesetzentwurf, die Abänderung der Gemeinde - und

der Städteordnung betr . (Drucksache Nr . 58 ) ,

und damit in Verbindung :
b) den Antrag der Abgg . Dr . Zehnter und Gen ., die Beseiti¬

gung der Härten der gesetzwidrigen Einschätzung von
Grundstücken betr . (Drucksache Nr . 29) ,

c) die zu dem Gesetzentwurf eingelaufenen Petitionen —
Drucksachen Nr . 58a , 58b , 58c — , Berichterstatter : Abgg .
Dr . Koch , Kopf und Dr . Frank .

* Karlsruhe , 6 . Juni . 17. öffentliche Sitzung fccr
Ersten Kammer . Tagesordnung auf Samstag den 11 .
Juni 1910, vormittags 10 Uhr .

1 . Bekanntgabe neuer Einläufe .

2 . Bericht der Kommission für Justiz und Verwaltung und
Beratung über den Gesetzentwurf, betr . die Einwirkung der
Armenunterstützung auf öffentliche Rechte . (B. -Rr . 82 ) , Be¬
richterstatter : Stadtrat Boeckh ;

3 . Mündliche Berichte der Budgetkommission und Beratung
über den II . Nachtrag zum Staatsvoranschlag für 1910 und
1011 , und zwar

a ) Staatsministerium , Berichterstatter : Wirkt. Geh. Rat
Scherer ;

b ) Ministerium der Justiz , des Kultus und Unterrichts ,
und zwar

Ausgabe Titel V , VI , VII und VIII ( Justizverwaltung
und Strafanstalten ) , Berichterstatter : Dr . Freiherr von
l a N o ch e - S t a r k e n f e l s ;

Ausgabe Titel X und Einnahme Titel III (Unter¬
richtswesen) , Berichterstatter : Wirll . Geh . Rat Dr .
B ü r k l i n ;

c) Ministerium des Innern , und zwar
Ausgabe Titel I (Ministerium ) , Ausgabe Titel IX und

Einnahme Titel I (Bezirksverwaltung und Polizei ) , .
Berichterstatter : Geh . Kommerzienrat Reiß ;

Ausgabe Titel XII (Heil- und Pflegenustalten ) , Aus¬
gabe Titel XIII und Einnahme Titel IV (Besserungs -
und Erziehungsanstalten , Ausgabe Titel XVI ^ (Land¬
wirtschaft ) , Berichterstatter : Prinz Alfred zu Lö¬
we n st e i n ;

Ausgabe Titel XVII und Einnahm^ Titel VIII
(Wasser- und Straßenbau ) , Ausgabe Titel XIX (Geolo¬
gische Landesaufnahme ) , Ausgabe Titel XX (Außer¬
ordentliche Belohnungen und Beihilfen) , Berichterstatter :

Geh. Hofrat Dr . Bunte ;

d) Ministerium der Finanzen , und zwar.
Ausgabe Titel IV (Forst- und Domänenverwaltung ) ,

Berichterstatter : Dr . Freiherr von Stotz in gen ;
Ausgabe Titel VI und Einnahme Titel III (Zoll- und

Steuerverwaltung ) , Ausgabe Titel X (Ruhegehalte rc.)
und Einnahme Titel V (Allgemeine Kassenverwaltung ) ,
Berichterstatter : Abg . Engelhard .

4. Mündliche Berichte der Petitionskommission und Bera¬
tung über die Petitionen :
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• ) des Gemeinderats Furtwangen um Errichtung eines

Amtsgerichts daselbst ,

d) der Bahn - und Telegraphenmeister der Großh . Staats -
eisenbahncn um Prüfung ihrer Dienst- und Einkom¬
mensverhältnisse ,

c) des Vereins der Bureau- und Rechnungsbeamten in den
Werkstätten und Magazinen der Eisenbahnverwaltung
um Gleichstellung mit den übrigen unteren Rechnungs¬
und Bureaubeamten , Berichterstatter (für 4a—c ) : l) r.
Freiherr von la Roche - Starkenfels ;

6 . Mündliche Berichte der Kommission für Eisenbahnen und
Straßen über die Petitionen :

a) der Gemeinden Lausheim . Blumegg , Ewatinge
chingen . Achdorf und Aselfingen, um Errichtung
Güterstelle . Im Weiler " ,

d) des Gemeinderats Breisach, den Umbau des
daselbst betreffend .

c) des Gemernderats Aufen , unterstützt von den
Donaueschingen und Villingen , um Errichtung ^
Eisenbahnstation für Personenzüge in Aufen betî.. • r . l . fi ii . / e •• nr \ . nt - _• ._. ~ ***»richterstatter (für 5a—c) : Geheimer Komm
Pfeilsticker ;

ck) der Motor -Verkehr-Gesellschaft Todtnau um eine
liche Unterstützung von etwa 4000 M., Berichstrij^
Freiherr vonGemmingen . '

verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : I )r. Otto Wallt .
-. Druck und Verlag der G . Braunschen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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